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Auf dem Weg zur Relativierung 
der inneren Souveränität bei Riedensbedrohung 
Z u den Libyen-Resolutionen des Sicherheitsrats K N U T I P S E N 

I n seiner vie lz i t ier ten Botschaft an den Kongreß v o m 29.Januar 
1991 zur Lage der Nat ion hatte der Präsident der Vereinigten 
Staaten von A m e r i k a die erfolgreiche Beendigung des Golf­
kriegs als Chance gekennzeichnet, "die langgehegte Hof fnung 
auf eine neue Weltordnung zu erfüllen — i n der Brutalität n icht 
z u m Z i e l führt u n d Aggression auf ko l lekt iven Widerstand 
stößt«. 1 Der US-Präsident wiederholte damit ein >grand design« 
für die Z u k u n f t , das er dem Kongreß bereits ein Vierteljahr zu­
vor unterbreitet hatte . 2 Wenngleich die nachfolgende Realität 
zahlreicher Krisen jene Hoffnung eher gemindert denn be­
stärkt hat, so enthiel t die Kongreßbotschaft v o m September 
1990 doch eine Perspektive, die i n der Rede Bushs v o m Januar 
1991 i m p l i z i t wiederholt wurde u n d die n icht ohne weiteres 
als politische Tagesparole abzutun war: »Vor uns sehen w i r 
n u n eine Organisation der Vereinten Nationen, die ihren Auf­
gaben so nachkommt, wie es sich ihre Gründer vorgestellt hat­
ten« . 3 

Ob die Vereinten Nationen w i r k l i c h künftig den Intent ionen 
ihrer Gründerväter gemäß funkt ionieren weiden, w i r d insge­
samt i m m e r wieder Anlaß zu kontroversen Beurteilungen ge­
ben. Noch über die Vorstellungen der Gründer hinaus dürfte 
indessen die Forderung reichen, die der UN-Sicherheitsrat i n 
seiner Resolution 731(1992) v o m 21.Januar gegen die Regie­
rung des UN-Mitgl iedstaats Libyen erhoben hat und die er ge­
mäß Resolution 748(1992) v o m 31.März n u n auch m i t dem 
M i t t e l eines Luftverkehrs- und Waffenembargos durchsetzen 
w i l l . 4 Wenn der Sicherheitsrat i m operativen Tei l der Resolu­
t i o n 731 die libysche Regierung dringend ersucht, dem i n der 
Präambel der Resolution i n Bezug genommenen Ansuchen 
Frankreichs, Großbritanniens u n d der Vereinigten Staaten zu 
entsprechen, dann ist m i t diesem Beschluß des Sicherheitsrats 
Neuland betreten worden, das sicherlich nicht i m Vorstel­
lungsbereich der UN-Gründer lag. D e n n während das französi­
sche Ansuchen an Libyen auf die Vorlage des gesamten verfüg­
baren Beweismaterials einschließlich der Einvernahme von 
Zeugen und der Aussagegenehmigungen für libysche Staatsbe­
dienstete gerichtet war, 5 waren die ebenfalls als U N - D o k u ­
mente verbreiteten Ansuchen Großbritanniens und der Verei­
nigten Staaten expl izi t darauf gerichtet, sämtliche einer Betei­
l igung an dem Lockerbie-Attentat beschuldigten Personen 
z u m Zwecke der Strafverfolgung »zu übergeben« (surrender). 6 

Die i n der Resolution 731 enthaltene dringliche Aufforderung 
des Sicherheitsrats, die libysche Regierung möge dem Ansu­
chen der beiden Staaten »sofort vo l l u n d wirksam« entspre­
chen, beläßt keinerlei Zweife l daran, daß sich der Sicherheits­
rat das Verlangen seiner beiden genannten Ständigen M i t g l i e ­
der zu eigen gemacht hat, die libysche Regierung möge die be­
schuldigten eigenen Staatsangehörigen den ersuchenden Staa­
ten z u m Zwecke der Strafverfolgung übergeben. Eine Resolu­
t i o n dieses Inhalts ist e in N o v u m i n der Geschichte der Verein­
ten Nationen. Sie w i r f t mehrere Problemkomplexe auf, deren 
wichtigste die folgenden sind: 

• Ist bereits abzuschätzen, ob die Resolution 731 m i t ihrer Fol­
ge-Resolution 748 eine singulare A k t i o n darstellt oder aber, ob 
sie eine nachfolgende Praxis zu begründen vermag? 
• K o m m t den beiden Resolutionen indiziel le Bedeutung für 
eine stetige Erweiterung des Begriffs der >Friedensbedrohung< 
der Charta der Vereinten Nationen zu? 
• Ist den zur Beseitigung einer »Bedrohung . . . des Friedens« 
nach A r t i k e l 39 der UN-Char ta zulässigen Maßnahmen eine 
relative Grenze durch einschlägiges Vertragsrecht oder Ge­
wohnheitsrecht gesetzt? 

• Ist derartigen Maßnahmen durch die innere Souveränität 
der Staaten eine absolute Grenze gesetzt? 

I . Singulare! Akt oder Beginn einer Kontinuität? 

Dieser erstmalige einst immige Beschluß des Sicherheitsrats, 
einen UN-Mitg l iedstaat aufzufordern, zwei seiner eigenen 
Staatsangehörigen an zwei andere Mitgliedstaaten z u m Zwek-
ke der Strafverfolgung zu übergeben, mag durchaus - w i e i n der 
aktuel len Medienberichterstattung vermutet - eine motivmä­
ßig zusammengefaßte Reaktion auf lang anhaltende, teils ver­
mutete , teils nachgewiesene Völkerrechtsverstöße Libyens ge­
wesen sein u n d insoweit einen singulären A k t darstellen. A n ­
deres g i l t jedoch, wenn die Resolution 731 vor dem Hinter­
grund der nur zehn Tage später verkündeten grundlegenden Er­
klärung des Sicherheitsrats zu seiner Verantwortl ichkeit für 
die Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der internationa­
len Sicherheit bewertet w i r d . 7 Erstmals i n der Geschichte der 
Vereinten Nat ionen hatte der Sicherheitsrat am 31.Januar 1992 
auf der Ebene der Staats- beziehungsweise Regierungschefs 
seiner Mitgl ieder getagt. Die Erklärung zur »Verantwortung des 
Sicherheitsrats i m H i n b l i c k auf die Wahrung des Weltfriedens 
u n d der internationalen Sicherheit-, die anläßlich dieser histo­
rischen Zusammenkunf t beschlossen und abgegeben wurde, 
enthält eine Reihe von Festlegungen, die für die Beurteilung 
der Resolution 731 unter dem Aspekt eines Kontinuitätsbe­
ginns von erheblicher Bedeutung sind. 
Zunächst stellen die Mitgl ieder des Rates fest, daß die frie­
denssichernden Aufgaben der Vereinten Nationen i n den letz­
ten Jahren nach A r t u n d Umfang erheblich ausgeweitet worden 
sind. Aufgabengebiete w i e die Veri f ikat ion der Achtung der 
Menschenrechte, die Überwachung von Wahlen u n d die Repa­
tr i ierung von Flüchtlingen werden ausdrücklich als »integrale 
Bestandteile« der Anstrengungen des Sicherheitsrats u m die 
Friedenssicherung genannt. Aus diesem Befund w i r d folgerich-
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t ig ein Schluß gezogen, welcher der Diskussion ein Ende setzt, 
ob das Kapitel V I I der U N - C h a r t a nur auf die Sicherung eines 
negativen Friedens i m Sinne der Abwesenheit zwischenstaatli­
cher militärischer Gewalt ausgerichtet ist oder darüber hinaus 
auch Maßnahmen zur Gestaltung des positiven Friedens zu­
läßt . 8 Es w i r d ausdrücklich festgestellt, daß die Abwesenheit 
von Krieg u n d militärischen Konf l ik ten zwischen Staaten als 
solche nicht bereits den Weltfrieden u n d die internationale Si­
cherheit gewährleistet. Vielmehr seien die nichtmilitärischen 
Quellen wirtschaftlicher, sozialer, humanitärer u n d ökologi­
scher Instabilitäten Friedensbedrohungen geworden. U n d die 
Mitgl ieder des Sicherheitsrats bestätigten ausdrücklich ihre 
Verpflichtung, i m Rahmen des ko l lekt iven Sicherheitssystems 
der Charta derartigen Friedensbedrohungen zu begegnen. A k ­
t ionen des internationalen Terrorismus wurden ebenso aus­
drücklich i n die Friedensbedrohungen einbezogen, denen ef­
fekt iv zu begegnen ist. 
Diese Erklärung, deren Gewicht nach Urheber u n d Inhalt of­
fenkundig ist, stellt sich i n Grundl in ie und Z i e l als kongruent 
m i t den Libyen-Resolutionen dar. Es wäre sicherlich eine 
Fehleinschätzung, w o l l t e man sie lediglich als nachgeschobe­
ne Abstützung der Resolution 731 bewerten. Richt ig ist umge­
kehrt, daß ein Grundverständnis i n der z i t ier ten Erklärung 
enthalten ist, das seine Konkretisierung bereits zehn Tage zu­
vor i n der Resolution 731 gefunden hat. Die Mitgl ieder des Si­
cherheitsrats - und nament l ich seine fünf Ständigen M i t g l i e ­
der - werden künftig an den Maßstäben gemessen werden, die 
sie selbst am 31.Januar 1992 gesetzt haben. Dies spricht dafür, 
die erste Libyen-Resolution als Beginn einer Kontinuität und 
nicht als singulären A k t zu bewerten. 

I I . Die Ausweitung des Begriffs der >Friedensbedrohung< 

Vor gut eineinhalb Jahrzehnten gelangte eine monographische 
Untersuchung des Begriffs der Friedensbedrohung i n der Char­
ta und i n der UN-Praxis noch zu dem - seinerzeit sicherlich 
zutreffenden - Ergebnis, daß eine Friedensbedrohung nur dann 
vorläge, wenn 
»bereits eine physische und über die Grenzen eines Staates hinausge­
hende Gewaltanwendung größeren Umfangs stattgefunden (habe) und 
erkennbar die akute Gefahr weiterer militärischer Auseinandersetzun­
gen (bestehe).«9 

I n diese D e f i n i t i o n läßt sich die i n der Präambel der Resolu­
t i o n 731 getroffene Feststellung des Sicherheitsrats n icht mehr 
einordnen, denn dort w i r d schlicht von »Handlungen des 
internationalen Terrorismus« gesprochen, »die Bedrohungen 
für den Weltfrieden und die internationale Sicherheit darstel­
len«. 
Diese ebenso einfache wie eindeutige Qual i f iz ierung staatlich 
geduldeter terroristischer A k t e als Friedensbedrohung mag da­
zu verleiten, eine Ausweitung des Begriffs der Friedensbedro­
hung i m Sinne der Erklärung v o m 31. Januar 1992 zu erwägen. 
I m m e r h i n stellt diese - noch über Terroristenakte hinausge­
hend - ausdrücklich fest: »Die nichtmilitärischen Ursachen 
von Instabilität i m wirtschaft l ichen, sozialen, humanitären 
und ökologischen Bereich sind zu Bedrohungen des Friedens 
und der Sicherheit geworden.« Diese zutreffende Beschreibung 
der internationalen W i r k l i c h k e i t sollte indes nicht dazu verlei­
ten, nunmehr dem Sicherheitsrat die Befugnis zuzugestehen, 
eine derartige Friedensbedrohung gemäß A r t i k e l 39 - m i t dem 
das Kapitel V I I der Charta beginnt, das bekanntl ich »Maßnah­
men bei Bedrohung oder Bruch des Friedens und bei Angriffs­
handlungen« z u m Gegenstand hat — festzustellen und sodann 
Maßnahmen gemäß Art .41 u n d 42 der Charta zu treffen. Wer 
i n der i n der Erklärung des Sicherheitsrats enthaltenen Be­
schreibung friedensbedrohender Befunde eine Best immung des 
Begriffs der 'Friedensbedrohung« sehen w i l l , der i n Art .39 der 
Charta enthalten ist, der würde damit dem Sicherheitsrat eine 
Allzuständigkeit zuweisen, die m i t den Befugnissen der ande­
ren UN-Hauptorgane unvereinbar wäre. Diese nicht h innehm­

bare Konsequenz zeigt, daß Vorsicht geboten ist, wenn die Pra­
xis der Äußerungen des Sicherheitsrats zu Friedensbedrohun­
gen zur Auslegung des i n Art .39 der Charta enthaltenen Be­
griffs herangezogen w i r d . Dies mag für den von Begriffsbestim­
mungen stets faszinierten kontinentaleuropäischen Juristen 
unbefriedigend sein. Er w i r d sich f re i l i ch m i t der Erkenntnis 
bescheiden müssen, daß es bislang keine überzeugenden Defi ­
nitionsversuche zur Friedensbedrohung gegeben hat. Jenseits 
der Feststellung, daß der Begriff der Friedensbedrohung bei Ei­
nigkeit i m Sicherheitsrat außerordentlich wei t verstanden 
werden k a n n , 1 0 läßt sich wenig Substantielles zur Begriffsbe­
s t i m m u n g beitragen. 
Gerade die i n dem D o k u m e n t v o m 31.Januar 1992 enthaltene 
und bislang weitestgehende Ausfüllung des Begriffs der Frie­
densbedrohung bildet ein gewichtiges Indiz dafür, daß es n icht 
angängig ist, aus der Praxis des Sicherheitsrats i n d u k t i v eine 
Begriffsbestimmung zu gewinnen. Ebensowenig ist es indessen 
erfolgversprechend, dedukt iv i m Wege der systematischen u n d 
teleologischen Interpretation der Charta jenen Begriff auszu­
füllen. Sowohl die erste Libyen-Resolution als auch die zehn 
Tage später ergangene Erklärung des Sicherheitsrats zeigen, 
daß sich das Verständnis der Friedensbedrohung i m Sinne des 
Art .39 der Charta weniger über den Inhal t u n d die Abgrenzung 
dieser Wendung als über die dem Sicherheitsrat expl izi t einge­
räumte Feststellungsbefugnis erschließt. 
Diese Feststellungsbefugnis, deren Wahrnehmung überhaupt 
die rechtliche Prämisse für die Inanspruchnahme der weiteren 
Befugnisse des Kapitels V I I der Charta darstellt , 1 1 ist deshalb 
von größerem Gewicht als eine abstrakte D e f i n i t i o n der Frie­
densbedrohung, w e i l ihr zugleich die Befugnis des Sicherheits­
rats zur dynamischen Interpretation des Charta-Begriffs der 
Friedensbedrohung innewohnt . D i e dynamische Interpreta­
t ion , mi t te l s derer offene Vertragsbegriffe unter Berücksichti­
gung örtlicher u n d zeitl icher Begriffswandlungen und unter 
Anwendung der i n Art .31 der Wiener Vertragsrechtskonvention 
kodif izierten Auslegungsmethoden interpretiert werden kön­
nen, ist auf einen Begriff wie den der Friedensbedrohung gera­
dezu zugeschnitten. Wenn die dynamische Interpretat ion dazu 
best immt ist, das statische Element, das eine e inmal vorge­
nommene Begriffsbestimmung aufweist, durch Berücksichti­
gung des temporalen Elements eines jeden Begriffsverständnis­
ses zu ergänzen, dann läßt diese Interpretation auch zu, daß 
der Sicherheitsrat unter Zusammenschau der jeweils einschlä­
gigen Rechts- und Tatsachenbefunde die Friedensbedrohung 
auch jeweils neu ausfüllt. Wenn also dem Sicherheitsrat die 
Befugnis zur dynamischen Interpretation des Begriffs der Frie­
densbedrohung i m Rahmen seiner Feststellungsbefugnis ge­
mäß Art .39 der Charta zuerkannt w i r d , dann bleibt der weite­
ren Untersuchung erspart, sich u m eine Kasuistik der Fälle 
möglicher Friedensbedrohungen zu bemühen. Es genügt die 
Feststellung, daß der Sicherheitsrat gegenwärtig die Tendenz 
zeigt, i m Rahmen seiner Feststellungsbefugnis nach Art .39 
den Begriff der Friedensbedrohung dynamisch extensiv zu i n ­
terpretieren. D a m i t ist die weitere Prüfung auf das Problem 
verwiesen, ob nach Ausübung der Feststellungsbefugnis ein­
schließlich dynamischer Interpretation des Friedensbedro­
hungsbegriffs den i n einem A k t m i t der Feststellung beschlos­
senen Maßnahmen gemäß Art .39 i n Verbindung m i t Art .41 
Satz 1 der Charta durch einschlägiges Vertragsrecht oder Ge­
wohnheitsrecht Grenzen gesetzt sind. 

I I I . Relative Grenzen der zur Beseitigung 
einer Friedensbedrohung zulässigen Maßnahmen? 

Einschlägiges Vertragsrecht oder Gewohnheitsrecht könnte 
Maßnahmen des Sicherheitsrats, die auf die Beseitigung einer 
festgestellten Friedensbedrohung gerichtet sind, nur relative 
Grenzen setzen, da stets der konkrete Sachverhalt i n seinem 
Verhältnis zur Charta einerseits u n d zu den einschlägigen Ver­
trags- oder Gewohnheitsrechtsregeln andererseits zu bewerten 
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ist. So könnten konkrete Maßnahmen des Sicherheitsrats i m 
konkreten Fall einen Sachverhalt darstellen, der möglicherwei­
se auch von Vertragsrecht außerhalb der Charta erfaßt w i r d . 

1. Vorrangige Anwendbarkeit der Montreal-Konvention! 

Libyen hat noch vor der Verabschiedung der Resolution 731 
versucht, durch Schreiben an die Außenminister Großbritan­
niens und der Vereinigten Staaten sowie an den Präsidenten 
des Sicherheitsrats die gesamte Angelegenheit zu einem nach 
der Montreal-Konvention zu beurteilenden Rechtsfall zu er­
klären. 1 2 Auf der Sitzung des Sicherheitsrats, auf der sodann 
die Resolution 731 beschlossen wurde, hatte sich der Vertreter 
Irans ebenfalls nachdrücklich dafür ausgesprochen, daß der ge­
samte Sachverhalt völkerrechtlich nach der Montreal-Konven­
t i o n zu beurteilen ist. Die ( im Entwurf auf dieser Sitzung dis­
kutierte) Resolution 731 gehe - so der iranische Vertreter -
über die ausdrücklichen Maßgaben der Montreal-Konvention 
hinaus. 1 3 Das »Übereinkommen zur Bekämpfung widerrecht l i ­
cher Handlungen gegen die Sicherheit der Zivilluftfahrt« v o m 
23.September 1971 - die Montrea l -Konvent ion 1 4 - umfaßt 
zwar als Vertragsparteien sowohl Libyen als auch Großbritan­
nien und die Vereinigten Staaten, jedoch erscheint es als äu­
ßerst fraglich, das i n die Resolution 731 übernommene Ansu­
chen Londons u n d Washingtons u m Übergabe der Beschuldig­
ten als ein Auslieferungsverlangen gemäß A r t . 7 der Montreal -
Konvention zu bewerten. Diese Vertragsnorm begründet keine 
absolute Auslieferungspfl icht , 1 5 sondern überläßt es dem Ver­
tragsstaat zu entscheiden, ob er einen Beschuldigten seinen 
zuständigen Behörden z u m Zwecke der Strafverfolgung über­
stellt oder aber i h n an einen anderen Vertragsstaat ausliefert. 
Art .8 der Konvention regelt sodann Einzelheiten der Al te rna t i ­
ve Auslieferung: Grundlage für eine Auslieferung ist entweder 
— soweit vorhanden - e in übliches Auslieferungsabkommen 
oder bei dessen Fehlen die Montreal-Konvention selbst. 
Sowohl der Regelungszusammenhang der A r t . 7 und 8 der 
Montreal-Konvention als auch der i n diesen Vorschriften stän­
dig verwendete Begriff der 'Auslieferung« (extradition) erwei­
sen, daß das i n die Resolution 731 aufgenommene Ansuchen 
Großbritanniens u n d der Vereinigten Staaten gerade nicht auf 
eine Auslieferung unter Anwendung der Montreal-Konvention 
und etwaiger, von ihr i n Ar t .8 i n Bezug genommener Ausliefe­
rungsabkommen gerichtet war. Das gemeinsame britische u n d 
amerikanische Ansuchen verband vielmehr i n einer Forderung 
die Übergabe der Beschuldigten und die Übernahme der Ver­
antwortung durch die libysche Regierung. 1 6 D a m i t ist die 
Rechtsgrundlage, auf welche sich London u n d Washington be­
ziehen, eindeutig best immt: Beide Staaten machen eine Haf­
tung Libyens nach den Grundsätzen der völkerrechtlichen Ver­
antwort l i chkei t geltend und verlangen die Übergabe der be­
schuldigten libyschen Staatsangehörigen als Wiedergutma­
chung. Daß ein Anspruch aus Staatshaftung geltend gemacht 
w i r d , folgt auch aus der Schlußforderung des Ansuchens, m i t 
der verlangt w i r d , eine »angemessene Entschädigung« zu zah­
len. Die Montreal-Konvention aber regelt n icht den Fall, daß 
einem Vertragsstaat selbst ein terroristischer A k t zugerechnet 
w i r d und er insoweit kraft völkerrechtlicher Verantwortl ich­
kei t zur Rechenschaft gezogen werden kann. Vom Ansatz des 
i n der Resolution 731 enthaltenen Ansuchens her liegt somit 
ein Fall der Staatshaftung, n icht aber ein Regelungsgegenstand 
der Montreal-Konvention vor. 

Wenn also die Montreal-Konvention schon v o m Ansatz her 
nicht geeignet ist, die Charta als Rechtsgrundlage für den 
konkreten Sachverhalt zu substituieren, so g i l t dies erst recht, 
wenn der Einschluß des brit ischen u n d amerikanischen Ansu­
chens i n die Resolution 731 des Sicherheitsrats r i cht ig gewür­
digt w i r d . Großbritannien und die Vereinigten Staaten gehen 
m i t ihrem Ansuchen offenkundig von dem eindeutigen völker­
rechtlichen Befund aus, daß einem Staat i n jedem Falle das Ver­
halten seiner Staatsbediensteten als Organverhalten zuzurech-
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Die persönliche Meinung 

Die Blamage 
Peinlich, di lettantisch, kleinkrämerisch, skandalös, unverant­
w o r t l i c h , unseriös, mieser St i l - so kennzeichneten Polit iker 
aller Parteien die Blamage, die die Bundesregierung sich selbst 
beibrachte; eine »bittere, ehrliche Entscheidung«, hieß es da­
gegen durchsichtig populistisch i m Auswärtigen A m t . Bundes­
kanzler u n d Außenminister haben verfügt, ohne das Parla­
ment, den Senat von Berl in oder den Finanzminister zu fragen, 
obwohl es angeblich keinen anderen Grund als Geld dafür gibt, 
daß 1993 die zweite große Menschenrechtskonferenz der Welt­
organisation - die erste war 1968 i n Teheran - n icht i n Berl in 
stattfinden w i r d . 
I m M a i letzten Jahres l u d Hans-Dietr ich Genscher die Verein­
ten Nat ionen nach Berl in e in ; dann warben deutsche D i p l o ­
maten u n d Parlamentarier i n aller Welt dafür; i m September 
schmückte sich der Außenminister bei seiner jährlichen U N -
Rede als künftiger Gastgeber; i m Dezember 1991 n a h m die 
UN-Generalversammlung die deutsche Einladung an. Gen­
schers Akzept : »Die Weltkonferenz über Menschenrechte w i r d 
voraussichtlich die bislang größte internationale Konferenz 
auf deutschem Boden werden. M i t dem Auftrag, diese wicht ige 
Konferenz auszurichten, würdigen die Vereinten Nationen die 
aktive Rolle, die Deutschland internat ional u n d i m Rahmen 
der Vereinten Nationen für die wel twei te Anerkennung der 
Menschenrechte spielt.« 
A m 12. Februar 1992 w o l l t e Deutschland seine internationale 
Rolle selbst n icht mehr so wunderbar gewürdigt sehen. Plötz­
l i c h sah es ganz anders aus: »Nimm den M u n d n icht so vo l l , 
wenn du hinterher den Schwanz einziehen mußt!« , spottete 
der Berliner CDU-Abgeordnete Lummer. Erst nach ihrer Groß­
tat für Berl in hatte die Bundesregierung sich erkundigt, was 
»die von den Vereinten Nationen als unbedingt bezeichneten 
Voraussetzungen« sein würden - angeblich die Übernahme 
von 100 M i l l i o n e n M a r k an Kosten einer Konferenz m i t 15 000 
Teilnehmern, und das nach dem Hauptstadtbeschluß z u m 
U m z u g von Bonn nach Berl in und wegen angeblicher Proble­
me, »die sich i n Berl in durch das Zusammenwachsen der Stadt 
u n d ihre Vorbereitung auf die Haupts tadt funkt ion ergeben«. 
Eineinhalb Jahre Umzugsverspätung wegen einer UN-Wel t ­
konferenz i n Berlin, oder, w i e sich m i t t l e r w e i l e zeigt, aus ganz 
anderen Gründen? Sparsame Hausväter, die voriges Jahr 
660mal so v i e l für Verteidigung ausgegeben haben u n d denen 
ihre »Meinungsführerschaft« für die Menschenrechte nicht 
e inmal die Hälfte des diesjährigen Bonner Mitgliedsbeitrags 
(210 M i l l i o n e n D M ) bei den Vereinten Nationen zusätzlich 
wert ist. Kein Zusammenhang m i t Bonner Bemühungen, den 
Bevölkerungsfonds UNFPA, das Entwicklungsprogramm U N ­
DP, den Frauenfonds U N I F E M u n d gar das Kinderhi l fswerk 
UNICEF nach Bonn zu ziehen, ihnen kostenlos demnächst (?) 
i n Bonn leere 70 000 Quadratmeter Büros anzubieten? 
Ein bißchen spät beklagte der FDP-Abgeordnete Hirsch den 
»Wahnsinn«, die »Gigantomanie« solcher Konferenzen - die 
für Juni anstehende Umwelt tagung U N C E D i n Rio de Janeiro 
ist ein Beispiel. Diese Argumente waren längst bekannt, bevor 
der Außenminister sich brüstete, die »bislang größte« interna­
tionale Konferenz auf deutschen Boden geholt zu haben, eine 
»Würdigung« durch die Vereinten Nationen, die per »Annahme 
verweigert« nach New York zurückgeschickt worden ist. 
Die Bewerbung u m eine solche Konferenz ohne vorherige Prü­
fung technischer Anforderungen u n d damit verbundener Ko­
sten war schlicht ein kapitaler Fehler, die Beschädigung der 
Glaubwürdigkeit eines Außenministers, der seit 18 Jahren ein 
hochprofessionell arbeitendes A m t leitet . Der Bundeskanzler 
te i l t m i t i h m die Verantwortung für diese Blamage. 
Ob - wie Opposit ionspoli t iker meinten - die Glaubwürdigkeit 
der Bonner Menschenrechtspolit ik insgesamt geschwächt 
worden ist, w i r d m a n sehen; ein Fall von Mißmanagement 
reicht zu so weitgehenden Schlüssen n icht aus. Allerdings sind 
politische Konstellationen vorstellbar, die die Bundesregierung 
teurer zu stehen k o m m e n , wenn künftig unter Beweis zu stel­
len ist, daß der Kampf u m die Menschenrechte n icht i m rheto­
rischen Höhenflug zu gewinnen ist, ausgegebene Schecks so­
zusagen gedeckt sein müssen. 

'sgar Skriver • 
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nen i s t 1 7 - die beschuldigten libyschen Staatsangehörigen sind 
zugleich Staatsbedienstete. Ist die Tatbeteiligung der libyschen 
Beschuldigten am Lockerbie-Attentat zu beweisen, dann liegt 
i n der Tat ein dem Staat Libyen zurechenbares Verhalten vor. 
Dieses Verhalten - i n der Resolution 731 ausdrücklich als Frie­
densbedrohung quali f iziert — hat i n eben dieser Resolution den 
Sicherheitsrat dazu veranlaßt, als erste Maßnahme gemäß 
Art .39 i n Verbindung m i t Art .41 zu beschließen, daß dem 
Übergabe-Ansuchen der beiden Staaten nachzukommen ist. 
D a m i t hat dieses Ansuchen zugleich seine Qualität geändert. 
War es noch i n der seitens Großbritanniens u n d der Vereinig­
ten Staaten an Libyen gerichteten Demarche die Forderung 
nach Wiedergutmachung i m Rahmen der völkerrechtlichen 
Verantwortl ichkeit , so ist es, nach Aufnahme i n eine gemäß 
Art .39 i n Verbindung m i t Art .41 seitens des Sicherheitsrats be­
schlossene Resolution, zu einer Maßnahme nach Art .41 der 
Charta geworden. Art .41 der Charta aber führt die Maßnah­
men, die der Sicherheitsrat beschließen kann, nur exempla­
risch auf u n d begrenzt sie n icht ; er kann also auch weitere, 
nichtgenannte Maßnahmen ergreifen. 1 8 Wenn dies so ist, dann 
ist der Sicherheitsrat insbesondere nicht darauf verwiesen, i n 
anderen Rechtsbereichen nach Analogien zu suchen. Er kann 
folgl ich i m vorliegenden Fall, u m i m Sinne des Art .41 »seinen 
Beschlüssen Wirksamkeit zu verleihen«, den Adressaten seiner 
Resolution auffordern, Personen zu übergeben. Schließlich ist 
noch auf den einfachen Rechtsbefund zu verweisen, daß die 
Vereinten Nat ionen ohnehin nicht an die Montreal-Konven­
t i o n gebunden sind u n d auch aus diesem Grunde keine spe­
zielle, der Anwendung der Charta vorgehende Regelung nach 
der Montreal-Konvention i n Betracht k o m m t . 

2. Vorrangige Anwendung der Grundsätze 
der völkerrechtlichen Verantwortlichkeit! 

Aus dem vorigen folgt bereits, daß aus den gewohnheitsrecht­
l i c h geltenden Regeln der völkerrechtlichen Verantwortl ich­
kei t eines Staates für das i h m zurechenbare Verhalten, das völ­
kerrechtliches Unrecht darstellt, keine Grenzen zu entwicke ln 
sind, die den Maßnahmen gesetzt werden könnten, die der Si­
cherheitsrat zur Beseitigung einer Friedensbedrohung be­
schließt. Das einem Staat zurechenbare Verhalten, das i m Ver­
hältnis zu einem anderen Staat oder zu mehreren anderen 
Staaten völkerrechtliches Unrecht darstellt, schafft zwar - w i e 
allgemein anerkannt - neue Rechtsbeziehungen zwischen 
dem Rechtsbrecher u n d den durch die Rechtsverletzung be­
troffenen Staaten. Daraus ist jedoch n icht abzuleiten, daß da­
m i t ke in Raum mehr für eine Anwendung des Kapitels V I I der 
UN-Char ta verbleibt. I m Gegenteil: Stellt der Sicherheitsrat 
gemäß Art .39 der Charta fest, daß das dem Staat zurechenbare 
Verhalten eine Friedensbedrohung darstellt, dann hat er m i t 
dieser Voraussetzung dem zurechenbaren Verhalten diejenige 
Qualität verliehen, welche die Voraussetzung für nunmehr 
nach Art .41 zu beschließende Maßnahmen bildet. D a m i t ge­
w i n n t die Restitutionsmaßnahme des Sicherheitsrats ange­
sichts des Vorrangs des UN-Friedenssicherungssystems sogar 
den Vorrang vor Sanktionen i m Verhältnis zwischen dem Schä­
digerstaat u n d den geschädigten Staaten. 

3. Vorrang der Zuständigkeit 
des Internationalen Gerichtshofs! 

Schließlich stellt sich die Frage, ob - mangels einer einschlägi­
gen Vertragsvorschrift — eine gewohnheitsrechtliche N o r m die 
Zuständigkeit des Sicherheitsrats verdrängt, wenn der Interna­
tionale Gerichtshof (IGH) angerufen w i r d . Libyen hatte am 
3.März 1992 Klage gegen Großbritannien und die Vereinigten 
Staaten vor dem I G H gemäß Art .40 des IGH-Statuts erhoben 
und stützte hierbei seine Klage al lein auf vorgebliche Verlet­
zungen der hier anzuwendenden Montreal-Konvention durch 
die beiden beklagten Staaten. A m 6.März 1992 ergänzte Libyen 

seine Klage durch einen Antrag, der Gerichtshof möge vorsorg­
liche Maßnahmen gegen die beklagten Staaten gemäß Art .41 
des IGH-Statuts erlassen. Dieser Antrag war i n seinem zwei­
ten Teil darauf gerichtet »sicherzustellen, daß keine Schritte 
ergriffen werden, die i n irgendeiner Hins icht die Rechte 
Libyens i m H i n b l i c k auf das Rechtsverfahren, das Gegenstand 
der Anträge Libyens ist, beeinträchtigen könnten«. Dieser A n ­
trag war offensichtlich gegen die Resolution 731 des Sicher­
heitsrats gerichtet. A m 14.April 1992 - i n der Zwischenzeit 
hatte der Sicherheitsrat m i t der Resolution 748 v o m 31.März 
1992 die Resolution 731 bekräftigt und weitere Maßnahmen 
gemäß Art .41 der Charta beschlossen - entschied der Interna­
tionale Gerichtshof m i t 11 gegen 5 St immen, keine vorsorgli­
chen Maßnahmen gemäß Art .41 des IGH-Statuts anzuwenden. 
Die Mehrheitsentscheidung war darauf gestützt, daß Kläger 
u n d Beklagte als Mitgliedstaaten der Vereinten Nat ionen 
verpflichtet sind, die Beschlüsse des Sicherheitsrats i n Über­
e ins t immung m i t Art .25 der U N - C h a r t a anzunehmen u n d 
durchzuführen, und daß gemäß Art.103 der Charta die diesbe­
züglichen Pfl ichten der Parteien gegenüber ihren Pfl ichten aus 
anderen völkerrechtlichen Verträgen, einschließlich der M o n t ­
real-Konvention, vorrangig sind. M i t h i n ist der Internationale 
Gerichtshof n icht zu einem gewohnheitsrechtlichen Verfah­
rensgrundsatz gelangt, nach dem seine A n r u f u n g ein Verfahren 
nach Kapitel V I I der Charta suspendiert. D a m i t entwickel t 
sich eine Kontinuität der einschlägigen Rechtsprechung, die 
m i t dem Teheraner Geisel-Fall begonnen hat . 1 9 

Während also die Mehrheitsentscheidung des Gerichtshofs i n 
seiner A n r u f u n g weder ein rechtliches Hindernis für die Fort­
führung des Sicherheitsratsverfahrens noch e in rechtliches Ge­
bot der vorrangigen Befassung m i t der Montreal -Konvent ion 
sah, legten die fünf abweichenden Meinungen durchweg das 
Schwergewicht ihrer Argumentat ion auf den Umstand, daß es 
hier n icht u m relative, aus dem Verhältnis zwischen dem 
konkreten Sachverhalt und den einschlägigen N o r m e n zu fo l ­
gernden Grenzen gehe, sondern u m das absolute Recht, eigene 
Staatsangehörige i m Bereich der eigenen Hoheitsgewalt zu 
halten, sie dort gegebenenfalls strafrechtlich zu verfolgen, sie 
indessen keinesfalls ausliefern zu müssen. 
Hier gelangt der eigentliche Kern des Problems z u m Ausdruck, 
das die Libyen-Resolutionen 731 und 748 repräsentieren: Das 
Ansuchen des Sicherheitsrats an einen Mitgliedstaat , zwei 

1 Deutscher Text der Botschaft zur Lage der Nation in : Europa-Archiv 1991, 
S.DU9ff. (D125). 

2 Kongreßbotschaft 'Toward a new world order< v.U.9.1990, zitiert bei A.Ro­
berts, A new age in international relations?, International Affairs 67(1991), 
S.519. 

3 Vgl. ebd., S.520. (Übersetzung des Verfassers). 
4 Text beider Resolutionen: S.67ff. dieser Ausgabe. 
5 Veröffentlicht als U N Doc. S/23306-A/46/825. 
6 Insoweit gleichlautend S/23307-A/46/826 sowie S/23308-A/46/827. 
7 S/23500; Text: S.66ff. dieser Ausgabe. 
8 Vgl. hierzu letztens U. Heinz/Ch. Philipp/R. Wolfrum, Zweiter Golfkrieg: 

Anwendungsfall von Kapitel VII der UN-Charta , V N 4/1991 S.121ff. (S.126). 
9 So f. Arntz, Der Begriff der Friedensbedrohung in Satzung und Praxis der Ver­

einten Nationen, 1975, S.110. 
10 So }. Abr.Frowein zu Art.39, Rdnr.21, in : B. Simma (Hrsg.), Charta der Verein­

ten Nationen. Kommentar, München 1991. 
11 So zutreffend Frowein (Anm.10), Rdnr.24. 
12 S/23441. 
13 Siehe S/PV.3033. 
14 Text: BGB1.1977 II, 1229. 
15 So zu Recht I. Delbrück, Muß Libyen ausliefern?, in : Die Zeit v.10.4.1992. 
16 S/23308-A/46/827: »(to) surrender for trial all those charged with the crime, 

and accept responsibility for the actions of Libyan officials-. 
17 Vgl. hierzu K. Ipsen, Völkerrecht, 1990, § 36, Rdnr.3. 
18 So zutreffend Frowein (Anm.10) zu Art.41, Rdnr.8. 
19 Vgl. hierzu ausführlich E . Klein, Paralleles Tätigwerden von Sicherheitsrat 

und Internationalem Gerichtshof bei friedensbedrohenden Streitigkeiten -
zu Fragen der Zuständigkeit und Organtreue, in : Völkerrecht als Rechtsord­
nung, Internationale Gerichtsbarkeit, Menschenrechte (Festschrift Mosler), 
1983, S.467^192. 

20 Vgl. hierzu Ipsen (Anm.17), § 38, Rdnr.30-34. 
21 So A. Bleckmann zu Art.2 Ziff . l , Rdnr.23, in: Simma (Anm.10). 
22 Pressemitteilung des I G H (Communiqué No.92/8 v.14.4.1992, S.2 des An­

hangs). 
23 Pressemitteilung des I G H (Communiqué No.92/8 corr. v.14.4.1992). 
24 Vgl. S/23745. 
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eigene Staatsangehörige z u m Zwecke der Strafverfolgung an 
andere Mitgliedstaaten zu übergeben, berührt den Wesensge­
halt der inneren Souveränität, nämlich den nach dem Territo­
rialitätsprinzip primär der Gebietshoheit entfließenden Er-
mit t lungs- , Verfolgungs- und Strafanspruch eines Staates auf 
seinem Hoheitsgebiet. Durchbrechen die Libyen-Resolutionen 
die Impermeabilität der inneren Souveränität? 

IV. Die innere Souveränität als absolute Grenze? 

Der weitestgehende Wirkungsbereich der Staatsgewalt gelangt 
i n der Realisierung des durch die eigene Rechtsordnung be­
gründeten Strafanspruchs auf dem eigenen Hoheitsgebiet z u m 
Ausdruck. Internationalisierungsversuche sind bis h i n zu dem 
seit 1987 i n der Völkerrechtskommission erörterten Entwurf 
eines 'Kodex der Verbrechen gegen den Frieden u n d die Sicher­
heit der Menschheit«, dessen Realisierungschancen gering 
sind, fehlgeschlagen. 2 0 Wenn das Souveränitätsprinzip schon 
u m die innerstaatliche Rechtsordnung einen » Souveränitäts­
panzer« 2 1 legt, dann gi l t diese abschottende W i r k u n g i n beson­
derem Maße für den weitestgehenden Eingriffsbereich der 
staatlichen Rechtsordnung, nämlich das Strafverfolgungs- u n d 
Strafrecht. So zeigen auch die abweichenden Meinungen eben­
so w i e die ergänzenden Erklärungen zur Entscheidung des I G H 
v o m 14.April 1992, daß sich die Richter schwergetan haben, 
das i n die Resolution 731 übernommene Ansuchen zweier 
Mitgliedstaaten auf »Übergabe« (surrender) als Restitutions­
maßnahme i m Sinne der Art .39 u n d 41 der Charta zu verste­
hen. Dies gelangt insbesondere i n folgendem z u m Ausdruck: 
Die (die Entscheidung mittragenden) Richter Evensen, Taras-

sov, Gui l laume u n d Aguilar haben sich i n einer gemeinsamen 
Erklärung m i t dem Problem auseinandergesetzt, ob Libyen für 
seinen Teil berechtigt war, die »Auslieferung« (extradition) zu 
verweigern. 2 2 I n diesem Zusammenhang w i r d auch davon ge­
sprochen, der Sicherheitsrat habe entschieden, daß Libyen die 
Beschuldigten den Staaten übergeben sollte, die ihre »Ausliefe­
rung« (extradition) verlangt haben. Diese, weder dem b r i t i ­
schen u n d amerikanischen Ansuchen noch den beiden Resolu­
t ionen des Sicherheitsrats entsprechende Formulierung wurde 
noch am selben Tag durch ein Korrigendum geändert, durch 
das ausdrücklich das Wort »Auslieferung« (extradition) durch 
die richtige Bezeichnung »Übergabe« (surrender) ersetzt wur­
de . 2 3 Hier zeigt sich i n aller Deut l i chkei t , daß weder die 
ersuchenden Staaten noch der Sicherheitsrat das an Libyen 
gerichtete Verlangen als eine Forderung auf Auslieferung i m 
herkömmlichen Sinne verstanden wissen w o l l t e n . 
Dies ändert allerdings nichts an dem Befund, daß m i t der Re­
solut ion 731 u n d m i t der sie bestätigenden Resolution 748 
erstmals i n den Kernbereich der inneren Souveränität, nämlich 
i n die Strafverfolgung eigener Staatsangehöriger, zugunsten der 
Verfolgungsverwirklichung durch andere Staaten eingegriffen 
worden ist. Ob die Durchbrechung dieser äußersten Grenze der 
inneren Souveränität auf die besonderen, durch Libyens Posi­
t i o n geschaffenen Umstände zurückzuführen ist - Libyen hat 
inzwischen Unterstützung durch eine Resolution des Rates 
der Arabischen Liga v o m 22.März 1992 erfahren 2 4 - , w i r d die 
Z u k u n f t erweisen müssen. Sicherlich stellen die Resolutionen 
731 u n d 748 des Sicherheitsrats bedeutsame Markierungen auf 
dem Weg zu einer allerdings nicht unumstr i t tenen Auswei­
tung der friedenssichernden Funkt ion des Sicherheitsrats dar. 

Über viele Jahre hinweg hat das den Menschenrechten und der Menschenwürde hohnsprechende Apartheidsystem die Vereinten Nationen be­
schäftigt; auch nach der Abwendung von ihm wird die Beseitigung der Apartheidstrukturen noch einen langwierigen und schwierigen Prozeß 
darstellen. Daß sich Südafrika auf den Weg des weitgehend friedlichen Wandels begeben konnte, ist nicht allein, aber doch auch das Verdienst 
zweier Männer: des Präsidenten des Afrikanischen Nationalkongresses, Nelson Mandela, und des Staatspräsidenten Frederik Willem de Klerk, 
der sein Mandat allein der weißen Minderheit verdankt. Mandela und de Klerk wurden am 3.Februar von der UNESCO mit dem erstmals ver­
gebenen UNESCO-Friedenspreis - dem >Félix-Houphouët-Boigny-Preis für Friedensforschung< für 1991 - ausgezeichnet. Im Bild v.l.n.r: Nelson 
Mandela, Alioune Traoré (UNESCO-Bediensteter und Exekutivsekretär des nach dem ivorischen Präsidenten benannten Preises), Frederik Wil­
lem de Klerk, der ehemalige US-Außenminister Henry Kissinger (als Vorsitzender der Jury, die den Preis zuerkannte) und UNESCO-Generaldi-
rektor Federico Mayor Zaragoza. - Siehe auch Winrich Kühne, Von der Konfrontation zum Dialog. Südafrika auf dem Weg in eine neue Ord­
nung, VN 2/1991 S.45ff. 
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Neuartiges internationales Regime 
mit Präzedenzwirkung? 
Die Kontrolle der irakischen Rüstung durch Vereinte Nationen und IAEA 

Die militärische Niederlage Bagdads im Zweiten Golfkrieg 
im Februar 1991 hat keinesfalls die Gefahr des Wiederaufle­
bens der militärischen Bedrohung durch Irak beseitigt. Weder 
wurde das überdimensionierte Waffenarsenal wirklich ent­
scheidend zerschlagen, noch durfte als gesichert angenom­
men werden, daß die Einrichtungen und Anlagen zur Herstel­
lung atomarer, chemischer und biologischer Waffen sowie bal­
listischer Trägersysteme wirksam ausgeschaltet wurden. Von 
daher war es für die alliierten kriegführenden Staaten — vor 
allem die USA und Großbritannien - von Anbeginn klar, daß 
der irakischen Rüstung langfristig Fesseln anzulegen seien. 

DAS S Y S T E M D E R RÜSTUNGSBESCHRÄNKUNGEN 

Die i n der Resolution 687(1991) des Sicherheitsrats vom 3. 
A p r i l 19911 festgehaltenen Bedingungen des Waffenstillstands, 
die seinerzeit, wenngleich nur w i d e r w i l l i g , von Irak akzeptiert 
wurden, legten die Grundelemente eines Kontrol l - u n d Über­
wachungssystems fest. I n ihnen k o m m t den Vereinten Natio­
nen sowie der Internationalen Atomenergie-Organisation (IA­
EA) i n Wien, einer autonomen Organisation innerhalb des 
UN-Systems, eine zentrale Rolle bei der Umsetzung und Kon­
trol le der vorgesehenen Maßnahmen zu. Diese Bestimmungen 
enthalten die folgenden Elemente: 
> Die Vernichtung, Beseitigung oder Unschädlichmachung 

• aller kernwaffenfähigen Materialien, 
• aller chemischen und biologischen Waffen, aller Kampfstoffbe­

stände sowie aller damit zusammenhängenden Subsysteme be­
ziehungsweise Komponenten und aller Forschungs-, Entwick-
lungs-, Unterstützungs- und Produktionseinrichtungen sowie 

• aller ballistischen Flugkörper mit einer Reichweite von mehr als 
150 Kilometern und der dazugehörigen größeren Bestandteile so­
wie der Reparatur- und Produktionseinrichtungen. 

> Die Bekräftigung des Verbots des Besitzes, der Herstellung und der 
Entwicklung von Kernwaffen und biologischen Waffen2 sowie die 
Verhängung eines nur Irak betreffenden Verbotes des Besitzes, der 
Herstellung und der Entwicklung chemischer Waffen und ballisti­
scher Raketen mit einer Reichweite von mehr als 150 km. 

> Die Beibehaltung des in Resolution 661(1990)3 verhängten Waffen­
embargos gegenüber Irak, solange keine grundlegende Änderung in 
der Politik der Bagdader Führung erkennbar ist. Dieses Waffenem­
bargo schließt explizit auch Rüstungsgüter, die nicht als Waffen 
qualifiziert werden können, sowie Waffenkomponenten, Produk­
tionsanlagen zur Waffenherstellung und entsprechende Technolo­
gien ein. 

> Die vorläufige Beibehaltung des Handelsboykotts gegenüber Irak 
sowie des Handels- und Verkehrsembargos, mit der Ausnahme von 
Nahrungsmitteln, Medikamenten und medizinischen Lieferungen. 
Handels- und Verkehrsembargo sind periodisch vom Sicherheitsrat 
daraufhin zu überprüfen, ob die darin enthaltenen Verbote gemil­
dert oder aufgegeben werden sollen. Die Beendigung des Boykotts 
irakischer Rohstoffe und anderer Erzeugnisse wird, wie in Resolu­
tion 687 mit Ziffer 22 festgelegt, von der Einhaltung der Abrü­
stungsverpflichtungen bei Massenvernichtungswaffen und ballisti­
schen Trägersystemen sowie von der Einigung auf einen Modus der 
Entschädigung für die von Irak angerichteten Kriegsschäden abhän­
gig gemacht. 

Die politische Zie l r i chtung dieser Maßnahmen ist offenkun­
dig. Es soll verhindert werden, daß Irak i n den Besitz jener Waf­
fen gelangt, die dem Land strategische Optionen gegenüber re­
gionalen Gegnern sowie externen Akteuren erlauben würden. 
Insbesondere soll unterbunden werden, daß Irak zu erwartende 
Erdöleinnahmen erneut dafür nutzt , i m großen St i l Waffen u n d 
Waffentechnik wel twei t einzukaufen, anstatt die durch seine 
kriegerischen Abenteuer verursachten Schäden zu begleichen. 

J O A C H I M KRAUSE 

Z u r Implementierung der Maßnahmen des Sicherheitsrats 
wurden verschiedene Einrichtungen geschaffen beziehungs­
weise wurde eine bestehende Organisation m i t neuen Aufga­
ben betraut: 
> Die Auff indung, Kontrol le u n d Vernichtung der chemischen 

u n d biologischen Waffen sowie der ballistischen Raketen 
m i t einer Reichweite von über 150 k m wurde einer eigens 
eingesetzten Sonderkommission der U N (United Nations 
Special Commiss ion, U N S C O M ) übertragen. D i e A u f f i n ­
dung, Kontrol le u n d Vernichtung der kernwaffenfähigen 
Mater ia l ien Iraks obliegt gemäß Tei l C der Waffenstil l­
standsresolution 687 der IAEA i n Zusammenarbeit m i t der 
Sonderkommission. U N S C O M wie I A E A werden i n glei­
cher Arbeitste i lung die künftige laufende Überprüfung u n d 
Veri f ikat ion der Verpflichtungen Iraks übernehmen, keine 
Kernwaffen, chemischen und biologischen Waffen sowie 
ballistischen Raketen m i t einer Reichweite von mehr als 
150 k m zu besitzen, zu entwicke ln oder sonstwie zu be­
schaffen. 

> Die Überwachung des Handelsembargos, des Handelsboy­
kotts sowie des Waffenembargos liegt p r i n z i p i e l l i n der 
Hand der einzelnen Mitgliedstaaten der Vereinten Natio­
nen. Allerdings sind die Staaten an die diesbezüglichen Be­
schlüsse des Sicherheitsrats gebunden. U m koordiniertes 
u n d effektives Handeln i n diesem Bereich zu ermöglichen, 
wurde schon i m August 1990 ein Ausschuß des Sicherheits­
rats eingesetzt (Sanktionsausschuß), dessen Tätigkeit nach 
dem Ende der Kampfhandlungen n icht nur weiterging, son­
dern dessen Aufgaben durch die Resolution 687 (Teil F) 
noch erweitert wurden. 

Die Sonderkommission wurde am 19.April 1991 v o m Sicher­
heitsrat ins Leben gerufen. Sie ist ein Nebenorgan des Rates; i n 
ihrer operativen Tätigkeit ist sie auf die Kooperation m i t dem 
Sekretariat der Vereinten Nationen angewiesen. 4 D i e Sonder­
kommiss ion besteht aus einem Exekutivvorsitzenden, dem 
schwedischen Botschafter Rolf Ekéus, sowie weiteren 20 D i ­
plomaten u n d Experten aus verschiedenen Ländern. Kernstück 

Die Sonderkommission der Vereinten Nationen 

Paal Aas, Norwegen 
B.N.C. Agu, Nigeria 
Andrzej Badek, Polen 
Bryan C. Barrass, Großbritannien 
Peter von Butler, Deutschland 
Armando Caputo, Italien 
Ronald Cleminson, Kanada 
Rolf Ekéus, Schweden 
John Gee, Australien 
Helmut Honig, Österreich 
Hideyo Kuratu, Japan 
B.A. Kuvshinnikov, Rußland 
Michael Newlin, Vereinigte Staaten 
A. A.J. Ooms, Niederlande 
Marjatta M . Rautio, Finnland 
Michel Saint Mieux, Frankreich 
Roberto Sanchez, Venezuela 
B. Simandjuntak, Indonesien 
Miroslav Splino, Tschechoslowakei 
Emile Vanden Bernden, Belgien 
Yuan Renfeng, China 

Stand: Ende April 1992 
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der Sonderkommission ist ihr Exekutivbüro i n New York. Die 
Zahl der tatsächlich an Inspektionen, deren Vorbereitung u n d 
Auswertung beteiligten Experten ist allerdings v ie l größer, als 
die Zahl von 21 Kommissionsmitgl iedern vermuten läßt. Viele 
Staaten und auch internationale Organisationen haben zusätz­
liche Experten für verschiedene Aufgaben zumeist ze i t l i ch be­
fristet für die Sonderkommission abgestellt. Bis Ende 1991 hat­
ten etwa 280 verschiedene Experten aus 34 Staaten an Inspek­
t ionen der Sonderkommission u n d der I A E A m i t g e w i r k t . 

B I L A N Z D E R TÄTIGKEIT V O N U N S C O M U N D I A E A 

Die Sonderkommission hat ihre Inspektionstätigkeit i m M a i 
1991 aufgenommen u n d bis Ende A p r i l 1992 35 Inspektionen 
i n Irak entweder i n eigener Regie oder i n Kooperation m i t der 
IAEA durchgeführt. M i t Ausnahme der IAEA-Inspektionen 
werden sie i n New York geplant u n d von einem Büro der Son­
derkommission i n Bahrain vorbereitet. Von dort aus begeben 
sich dann die Inspektoren m i t i m UN-Auf t rag operierenden 
Flugzeugen nach Irak. 
Sonderkommission u n d I A E A haben für das erste Jahr ihrer Tä­
t igkei t eine gute Bilanz vorzuweisen. Angesichts einer weitge­
hend unkooperativen Hal tung Iraks gelang es ihnen, durch 
hartnäckige Inspektionen geheime irakische Nuklearwaffen-
programme ausfindig u n d gefährliches Gerät unschädlich zu 
machen. Auch i n den anderen Waffenkategorien erhielten die 
UNSCOM-Inspektoren Kenntnis von Daten u n d Beweisstük-
ken, die belegten, daß die ursprünglich i m A p r i l 1991 von Irak 
gemachten Angaben unvollständig u n d oft bewußt verfälscht 
waren. Doch trotz der Erfolge herrscht w e i t e r h i n Ungewißheit 
über viele Aspekte des irakischen Kernwaffenprogramms, des 
Raketenpotentials sowie der chemischen u n d biologischen 
Rüstungsanstrengungen. Die Bemühungen u m die Vernich­
tung der irakischen Chemiewaffen sind allerdings aus Grün­
den, die n icht i n der Verantwortung der Sonderkommission 
liegen, wei t h inter den ursprünglichen Vorstellungen zurück­
geblieben. Eine weitere Unsicherheit ist durch die angebliche 
Vernichtung meldepflichtiger Waffen, Waffenteile u n d Herstel­
lungsanlagen seitens Iraks entstanden, die Bagdad unter U m ­
gehung der Waffenstillstandsvereinbarungen nach dem 3 . A p r i l 
1991 ohne Einschaltung der Sonderkommission vorgenommen 
haben w i l l . Zusätzliche Probleme ergaben sich durch ver­
schiedene Widersprüche i n irakischen Angaben u n d Deklara­
t ionen. 
Betrachtet man die Arbei t der Sonderkommission u n d der 
IAEA i m Rückblick, so gab es die spektakulärsten Ergebnisse 
i m Bereich der Kernwaffen. Irak hatte i m A p r i l 1991 abgestrit­
ten, ein eigenes Kernwaffenprogramm zu besitzen, u n d ledig­
l i c h den Besitz von Spaltstoffen angegeben, die sich i n der von 
der IAEA i m Wege der normalen Sicherungsmaßnahmen ohne­
h i n schon überwachten Anlage i n Tuwaitha befanden. Wäh­
rend die erste Inspektion i m M a i 1991 i n Tuwaitha weitgehend 
problemlos verlief, deckte die zweite gegen Ende Juni unter 
dramatischen Umständen ein geheimes Urananreicherungs­
programm auf. 5 Weitere Inspektionen i n den darauffolgenden 
Monaten, bei denen es ebenfalls zu massiven Behinderungen 
und Vertuschungsversuchen kam, brachten zusätzliche Einzel­
heiten z u m Kernwaffenprogramm zutage. I m folgenden sind 
nur deren wesentlichste Aspekte aufgezählt. 
• Irak hatte nicht nur geheime Uranvorräte angelegt, sondern auch 
drei verschiedene geheime Programme zur Urananreicherung entwik-
kelt. Am weitesten fortgeschritten war es mit einem Verfahren elek­
tromagnetischer Isotopentrennung. Die Inspektoren von IAEA und 
UNSCOM schlossen aus den beschlagnahmten Geräten (sogenannte 
Calutrons) sowie der Menge des bevorrateten Urans, daß Irak im 
Atomzentrum Tarmija pro Jahr etwa 15 Kilogramm hochangereicher­
ten, waffengrädigen Urans hätte herstellen können, wenn die geplante 
Produktion nicht durch das Eingreifen der Inspekteure vereitelt wor­
den wäre. Eine identische Anlage in Ash Sharqat war zu 85 Prozent fer­
tiggestellt, als sie i m Krieg durch alliiertes Luftbombardement zerstört 
wurde. 6 Auch im Kernforschungszentrum Tuwaitha wurden fünf Ca-

Inspektionen von Sonderkommission und I A E A in Irak 
(bis Ende April 1992) 

Team lnspektion Datum 

1991 

IAEA 1/UNSCOM 1 nuklear 14.-22.5. 
UNSCOM 2 chemische Waffen 9.-15.6. 
UNSCOM3 ballistische Raketen 30.6.-7.7. 
IAEA 2/UNSCOM 4 nuklear 22.6.-3.7. 
IAEA3/UNSCOM 5 nuklear 6.-19.7. 
IAEA 4/UNSCOM 6 nuklear 27.7.-10.8. 
UNSCOM 7 biologische Waffen 2.-8.8. 
UNSCOM 8 ballistische Raketen 8.-15.8. 
UNSCOM 9 chemische Waffen 15.-22.8. 
UNSCOM 10 ballistische Raketen 18.-20.7. 
UNSCOM 11 chemische Waffen 31.8.-9.9. 
UNSCOM 12 chemische Waffen 31.8.-5.9. 
UNSCOM 13 ballistische Raketen 6.-13.9. 
IAEA 5/UNS COM 14 nuklear 14.-20.9. 
UNSCOM 15 biologische Waffen 20.9.^.10. 
IAEA 6/UNSCOM16 nuklear 21.-30.9. 
UNSCOM 17 chemische Waffen 6.10.-9.11. 
UNSCOM 18 ballistische Raketen 1.-14.10. 
IAEA 7/UNSCOM19 nuklear 11.-22.10. 
UNSCOM 20 chemische Waffen 22.10.-2.11. 
UNSCOM21 chemische/biologische Waffen 18.11.-1.12. 
IAEA 8/UNSCOM 22 nuklear 11.-18.11. 
UNSCOM 23 ballistische Raketen 1.-9.12. 
UNSCOM 24 ballistische Raketen 6.-20.12. 

1992 

IAEA 9/UNSCOM 25 nuklear 11.-14.1. 
UNSCOM 26 biologische/chemische Waffen 22.1.-7.2. 
IAEA 10/UNSCOM 27 nuklear 5.-13.2. 
UNSCOM 28 ballistische Raketen 21.-29.2. 
UNSCOM 29 C-Waffen-Zerstörung 22.2.-27.3. 
UNSCOM 30 Ministerium für Industrie 5.-13.2. 
UNSCOM31 ballistische Raketen 21.-29.3. 
UNSCOM 32 C-Waffen-Zerstörung 5.-13.4. 
IAEA 11 /UNSCOM 33 nuklear 7.-15.4. 
UNSCOM 34 ballistische Raketen 13.-21.4. 
UNSCOM 35 chemische Waffen 15.-29.4. 

Quelle: U N Does. S/23165 und S/23687 sowie zusätzliche Informa­
tionen 

lutrons gefunden. Behauptungen Iraks, wonach das Programm aus­
schließlich friedlichen Zwecken dienen würde, erwiesen sich als un­
glaubwürdig, da die verwendete Technik, die aus der Frühzeit der kern­
technischen Forschung stammt, derart energieaufwendig ist, daß der 
Energiegewinn aus dem Verbrennen des angereicherten Urans in ei­
nem kommerziellen Kernreaktor geringer ist als der Energieverbrauch 
bei der Urananreicherung. 
Um alle denkbaren Optionen auszureizen, hatte Irak in zwei weitere 
Anreicherungstechnologien investiert (Gaszentrifuge sowie chemi­
sche Trennungsverfahren). Das Gaszentrifugenprogramm, so hatten 
die Iraker im Sommer erklärt, habe nur experimentellen Charakter ge­
habt und werde nur in kleinem Rahmen fortgeführt. Irakischen Anga­
ben zufolge war an eine Kapazität von insgesamt 500 Zentrifugen bis 
1996 gedacht.7 Auf Grund von Hinweisen deutscher Strafverfolgungs­
behörden wurde aber im Januar 1992 deutlich, daß von fünf deutschen 
Firmen Zulieferungen für dieses Programm erfolgt waren, die auf eine 
geplante Kapazität von bis zu 10 000 Zentrifugen schließen ließen. Ei­
ne damit ausgestattete Anreicherungsanlage hätte die Herstellung von 
etwa 100 kg hochangereichertem, waffengrädigem Uran pro Jahr er­
laubt. Auf diese Indizien hin angesprochen, gestanden die irakischen 
Behörden Anfang 1992 die Beschaffung dieser Materialien ein ; sie be­
haupteten aber, die Anlagen bereits zerstört zu haben, und führten die 
Inspektoren zu einer größeren Ansammlung von metallischem und 
elektronischem Abfall. 8 Das chemische Trennungsverfahren war offen­
bar über das Versuchsstadium nicht hinausgekommen. Was die Inspek­
toren allerdings sehr beeindruckte, war die Tatsache, daß Irak sich 
überhaupt an dieses nicht eingeführte Verfahren wagte. 
• Des weiteren fanden die Inspektoren kleine Mengen von hochange­
reichertem Uran 235 (zu 93 Prozent) sowie Plutonium, das heimlich 
aus abgebrannten Brennstäben extrahiert worden war.9 Beide Funde 
ließen ebenfalls keine Erklärung im Sinne friedlicher Programme zu. 
• Im September 1991 wurden schließlich umfangreiche Dokumente 
(ungefähr 45 000 Stück) mit Hinweisen auf konkrete Waffenprogram­
me gefunden. Diesen Dokumenten zufolge arbeitete Irak an einem 
Typ von Implosionswaffe auf der Basis von Kernspaltung. Anzeichen 

Vereinte Nationen 2/1992 47 



für die Produktion und Benutzung von Lithium 6 ließen den Schluß 
zu, daß die Iraker möglicherweise auch daran gedacht haben, ein Pro­
gramm für eine Kernfusionsbombe zu entwickeln. 1 0 Des weiteren wur­
de erkennbar, daß Irak ein bislang nicht deklariertes (und auch den al­
liierten Staaten unbekanntes) Raketenprogramm verfolgte, das zur 
Entwicklung eines eigenen ballistischen Trägersystems für irakische 
Atomwaffen führen sollte.1 1 

Die Indizien für ein heimliches Atomwaffenprogramm waren 
aussagekräftig genug, u m den Gouverneursrat der I A E A am 
18.Juli u n d den UN-Sicherheitsrat am 15.August 1991 feststel­
len zu lassen, daß Irak nicht nur das Sicherungsabkommen 
m i t der IAEA gebrochen habe, sondern sich einer klaren Verlet­
zung seiner Verpflichtungen unter dem Vertrag über die N i c h t ­
verbreitung von Kernwaffen schuldig gemacht habe. 1 2 Nach 
Ansicht von IAEA- u n d UNSCOM-Experten war Irak etwa 
zwei Jahre von der Herstellung einer ersten Atombombe ent­
fernt . 1 3 Trotz der beeindruckenden Funde bleiben jedoch noch 
viele Dinge ungeklärt. Bis heute sind beispielsweise noch kei­
ne physischen Spuren der irakischen Bombenproduktion ge­
funden worden. Viele der i m September 1991 von I A E A und 
U N S C O M entdeckten und später von den Irakern gewaltsam 
beschlagnahmten Dokumente z u m irakischen Atomwaffen­
programm sind i m m e r noch nicht ausgeliefert worden. 
Das enorme Ausmaß des irakischen Atomwaffenprogramms, 
der offenkundig gewordene Bruch des Nichtverbreitungsver­
trags, die Kooperationsunwil l igkeit der irakischen Behörden 
sowie die i m m e r größer werdenden Schwierigkeiten bei dem 
Versuch, eine Trennl inie zwischen z iv i len u n d militärischen 
Programmen zu ziehen, führten dazu, daß der Sicherheitsrat 
m i t seiner Resolution 707 Irak sämtliche Aktivitäten i m n u ­
klearen Bereich (mit Ausnahme des Einsatzes von Isotopen für 
medizinische, landwirtschaftl iche oder industriel le Zwecke) 
verbot. 
H i n s i c h t l i c h der chemischen Waffen ging es n icht weniger dra­
matisch zu, wenngleich hier die Probleme anders gelagert wa­
ren als i m nuklearen Bereich. Irak hatte am 18.April 1991 ge­
genüber der Sonderkommission angegeben, daß die meisten 
chemischen Waffen, Kampfstoffbestände sowie alle Produk­
tionsanlagen i n dem 'Muthanna State Establishment- 70 k m 
westl ich von Bagdad konzentriert seien (in der deutschen Öf­
fent l ichkeit war diese Anlage zuvor unter der Bezeichnung >Sa-
marra« bekannt geworden) und daß auf sechs Flugplätzen so­
wie einem Testgelände i n Falluj ah weitere chemische Waffen 
lagerten. Die nachfolgenden Inspektionen ließen nicht nur er­
kennen, daß die irakischen Angaben unvollständig und unkor­
rekt waren - was w o h l v ie l schwerer wog, war der Zustand der 
vorgefundenen Chemiewaffen und Kampf Stoff bestände. 
Nach den i m A p r i l 1991 von der irakischen Regierung gemach­

ten Angaben bestand das Chemiewaffenarsenal Iraks aus etwa 
10 000 bis 11 000 Stück gefüllter M u n i t i o n sowie etwa 650 
Tonnen Kampfstoffen. I m Laufe mehrerer Inspektionen stell­
ten die Inspekteure der Sonderkommission allerdings fest, daß 
der tatsächliche Bestand an abgefüllter C h e m i e m u n i t i o n bei 
rund 46 000 Stück lag und etwa 1 000 t Kampfstoffe sowie 
2 000 t Kampfstoffvorprodukte vorhanden waren. 1 4 Des weite­
ren fand die Kommiss ion n icht abgefüllte Chemiewaffenmuni­
t i o n an Plätzen, die n icht von den Irakern deklariert worden 
waren. 1 5 I m Dezember 1991 wurde i m Zuge einer Inspektion 
aufgedeckt, daß irakische Behörden auch Werkzeugmaschinen 
zur Herstellung von Munitionskörpern von Chemiewaffen i n 
einer Zuckerfabrik versteckt gehalten hatten. 
Bewußt unklar gehalten waren auch die Angaben über Umfang 
und Struktur des 'Muthanna State Establishment«. Erst äu­
ßerst nachdrückliches Insistieren ergab, daß unter diesem T i ­
te l n icht nur die etwa 25 Quadratmeilen umfassende Großan­
lage 70 k m westl ich von Bagdad geführt wurde, sondern auch 
andere Einrichtungen außerhalb dieses Geländes. I n diesem 
Zusammenhang wurden drei i n der Bauphase befindliche A n ­
lagen zur Herstellung von Chemiewaffen-Vorprodukten sowie 
ein weiteres ausgelagertes Munitionslager bekannt. Der bishe­
rige Kenntnisstand über die Chemiewaffenkapazitäten ist 
noch nicht vollständig. Dies g i l t n icht nur für Waffen u n d Her­
stellungsanlagen, sondern auch für den Bereich der dabei ver­
wendeten Werkzeugmaschinen. D e n UNSCOM-Inspektoren 
wurden bislang zehn verschiedene Typen von Chemiewaffen 
präsentiert, die laut Auskunft der irakischen Behörden alle i n 
Irak selber hergestellt oder modif iz ier t worden sind. Bislang 
war es der Sonderkommission aber erst möglich, für zwei die­
ser Waffensysteme die Maschinen zur Herstel lung der M u n i ­
tionskörper zu identif izieren u n d zu zerstören. 
Die i n der Muthanna-Anlage u n d an anderen Plätzen i n Irak 
gelagerten Chemiewaffen wurden von den Inspektoren i n ei­
n e m desolaten und gefährlichen Zustand angetroffen. Dies war 
die Folge sowohl der al l i ierten Bombardements wie auch der 
unzureichenden Sicherheitsmaßnahmen der Iraker. Die Exper­
ten der Sonderkommission entschieden sich daher dafür, die 
Vernichtung der Chemiewaffen vor Ort , also i m Lande selbst, 
vorzunehmen,- die Anlage i n M u t h a n n a soll zu einer zentralen 
Vernichtungsstelle für Chemiewaffen werden. Bis Ende 1991 
wurden etwa 12 000 Stück ungefüllte Chemiewaffenmuni t ion 
unter der Aufsicht der Sonderkommission i n Irak zerstört. I m 
März 1992 wurden 463 m i t dem Nervenkampfstoff Sarin ge­
füllte 122-Millimeter-Raketen von der Sonderkommission ver­
nichtet . M i t einem Abschluß der Arbeiten w i r d n icht vor Ende 
1993 gerechnet. Ob dieser Zei tplan eingehalten werden kann, 

Ein bitterei Tag für das Regime des Saddam 
Hussein: Am 11.April letzten Jahres über­
reichte der damalige Präsident des Sicher­
heitsrats, Belgiens UN-Botschafter Paul No-
terdaeme, dem Ständigen Vertreter Iraks bei 
der Weltorganisation, Abdul Amir A. Al-An-
bari, die vom Rat festgelegten Bedingungen 
des förmlichen Waffenstillstands. Seither er­
folgt die Kontrolle der irakischen Rüstung 
durch die Vereinten Nationen und die Inter­
nationale Atomenergie-Organisation; von 
einer uneingeschränkten Kooperationsbereit­
schaft Bagdads kann dabei nicht die Rede 
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ist jedoch offen. Z u viele Ungewißheiten verbinden sich m i t 
dem Zustand der i n Muthanna u n d an anderen Plätzen lagern­
den C h e m i e m u n i t i o n . I n vielen Fällen handelt es sich u m Be­
hältnisse, bei denen n icht ganz klar ist, was sie enthalten, u n d 
die keine näheren Untersuchungen erlauben, w e i l sie auf 
Grund von H i t z e e i n w i r k u n g unter extrem hohem D r u c k ste­
hen. 
Bezüglich biologischer und Toxinwaffen hatte die Regierung 
Iraks i m A p r i l 1991 die Existenz eines Waffenprogramms abge­
str i t ten. Erst bei Eintreffen des ersten auf biologische Waffen 
spezialisierten UNSCOM-Expertenteams i n Bagdad i m August 
räumte sie überraschend ein, daß sie zwischen 1986 und 1990 
ein Forschungsprogramm i m Bereich biologischer Waffen ver­
folgt hatte. Dieses habe man aber i m September 1990 wegen 
der möglichen Gefährdung durch all i ierte Bombardements ab­
gebrochen; die entsprechenden Bestände seien vernichtet wor­
den. Die Inspektionen der Sonderkommission ergaben, daß die 
irakischen Angaben wie so oft nur die halbe Wahrheit enthiel­
ten. So hatte Irak Versuche m i t zwei Toxinen und einem biolo­
gischen Kampfstoff (Milzbrand) zugegeben. Die Inspektoren 
fanden darüber hinaus Spuren weiterer Toxine u n d Krank­
heitserreger, die als biologische Kampfstoffe einsetzbar wären. 
Bislang waren die irakischen Stellen auch n icht bereit, Aus­
k u n f t über konkrete Waffenprogramme zu geben, obwohl die 
Inspektoren davon ausgehen, daß es weitergehende Aktivitä­
ten gibt. 
Eine noch v ie l größere Unsicherheitsmarge gibt es i m Bereich 
der Raketenwaffen. I m A p r i l 1991 hatte Irak den Besitz von 
52 Raketen, 23 konventionellen und 30 chemischen Spreng­
köpfen, 36 mobi len oder festinstallierten Abschußanlagen, 
mehrerer Tanklager, Hilfsfahrzeuge und anderer Geräte dekla­
riert . Nachfolgende Inspektionen an den deklarierten Orten 
sowie an anderen Plätzen ließen erkennen, daß die Bestände 
größer waren als ursprünglich angegeben. Unter der Aufsicht 
der Sonderkommission wurden bis Ende 1991 62 Raketen, 18 
festinstallierte Startrampen, 10 Abschußgestelle, 11 Raketen­
attrappen, 127 Unterstützungsfahrzeuge, mehrere hundert Ra­
ketenkomponenten und größere Mengen Treibstoff vernichtet. 
I m Juli 1991 deklarierte Irak überraschend auch den Besitz von 
zwei sogenannten Superkanonen m i t Kalibern von 350 und 
1 000 m m . Beide Kanonen wurden unter der Aufsicht der Son­
derkommission zerstört. 
Wie bereits erwähnt, fanden die Inspekteure der I A E A und der 
U N S C O M i m September 1991 umfangreiche Pläne z u m i rak i ­
schen Atomprogramm, die auch Hinweise auf ein weiteres Ra­
ketenprogramm enthielten. Dieser Tatbestand sowie eine Viel­
zahl von Ungereimtheiten bestärkten die Sonderkommission 

i n ihrer Skepsis gegenüber den irakischen Deklarierungen. 
Tatsächlich räumte Irak unter großem D r u c k von außen i m 
März 1992 ein, weitere 92 Scud-Raketen besessen zu haben. 
Diese seien allerdings zuvor von irakischen Stellen zerstört 
worden. Es wäre keine Überraschung, wenn sich noch Bestän­
de i n Höhe von mehreren Hundert Scud-Raketen, auch i n mo­
dernisierten Versionen, i n Irak befänden. A l l e i n aus der So­
wje tun ion hatte Irak etwa 820 Raketen bezogen gehabt; weite­
re Raketen dieses Typs waren von Nordkorea geliefert worden. 
Die Zahl der i m Ersten Golfkrieg gegen Iran u n d i m Z w e i t e n 
Golfkr ieg gegen Israel u n d Saudi-Arabien abgefeuerten sowie 
der durch alliiertes Bombardement vernichteten irakischen 
Raketen lag aber deut l ich unter einer Zahl von 800 Stück. 
Ein weiterer Streitpunkt ist die Zerstörung jener Anlagen u n d 
Einrichtungen, i n denen Irak Raketen m i t einer Reichweite 
von über 150 k m entwickel t u n d produziert oder repariert hat. 
Laut Waffenstillstandsvereinbarung v o m A p r i l 1991 ist Irak 
verpflichtet, diese zerstören zu lassen. Entsprechende I n i t i a t i ­
ven der Sonderkommission v o m Februar 1992 wurden von Irak 
jedoch m i t der Begründung zurückgewiesen, diese Anlagen 
würden primär Zwecken dienen, die nichts m i t der Raketenrü­
stung zu t u n haben. 1 6 Erst nach massivem, m i t der Androhung 
militärischer A k t i o n e n verbundenem D r u c k der USA fand sich 
Irak i m März 1992 bereit, diese Anlagen zu zerstören. 
I m Sommer 1991 wurden sowohl von der Sonderkommission 
wie von der I A E A Pläne für die dauerhafte Überprüfung und 
Verifikation der Irak auferlegten Verbote i m Bereich der Mas-
senvernichtungs- u n d der Raketenwaffen ausgearbeitet. G i n ­
gen diese Bemühungen ursprünglich davon aus, daß die Verbo­
te Schritte darstellten »in Richtung auf das Z i e l der Schaffung 
einer Zone i m Nahen Osten, die frei ist von Massenvernich­
tungswaffen u n d allen Flugkörpern zu deren Einsatz, sowie i n 
Richtung auf das Z i e l eines wel twei ten Verbots chemischer 
Waffen«, w i e die Resolution 687 unter Ziffer 14 festgehalten 
hatte, so führten das unkooperative Verhalten Iraks und dessen 
unverhohlene Täuschungs- u n d Behinderungsmanöver dazu, 
daß le tz t l i ch zwei Sonderregime entwickel t wurden, die nur 
auf Irak anwendbar sind und wenig Vorbildcharakter für die 
Region oder die künftige Chemiewaffen-Konvention haben. 
Der Plan zur Überwachung der nuklearwaffenbezogenen A k t i ­
vitäten Iraks mußte sogar noch umgeschrieben werden, w e i l 
der Sicherheitsrat i m August 1991 Irak nahezu alle nuklearen 
Aktivitäten untersagte u n d die I A E A auch dieses weitergehen­
de Verbot überprüfen mußte. Beide Pläne wurden am 11.Okto­
ber 1991 v o m Sicherheitsrat angenommen 1 7 u n d traten umge­
hend i n Kraft. Die i n beiden Plänen vorgesehenen Mechanis­
men u n d Verfahren zur Überprüfung u n d Veri f ikat ion der Ein-

Die Resolution 687 des Sicherheitsrats vom 
3.April 1991 erlegt in ihren neun Teilen dem 
besiegten Irak zahlreiche Kontrollen und Be­
schränkungen auf. Seine Regierung hat an 
der Identifizierung und Zerstörung der Kapa­
zitäten im Bereich der nuklearen, biologi­
schen und chemischen Waffen mitzuwirken. 
Die Aufsicht obliegt einer Sonderkommis­
sion der Vereinten Nationen, deren Vorsitzen­
der der Schwede Rolf Ekéus ist; sie arbeitet 
dabei eng mit der IAEA zusammen. Ende Juli 
1991 legte IAEA-Generaldirektor Hans Blix, 
ein früherer Außenminister Schwedens, den 
dritten Bericht über die Nuklearfähigkeit 
Iraks vor-, neben ihm Rolf Ekéus (3.V.I.). 
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hal tung der Irak auferlegten Verbote u n d Verpflichtungen stel­
len weitreichende Einschnitte i n die irakische Souveränität 
dar. Sie wurden unter Berufung auf Kapitel V I I der UN-Char ta 
gerechtfertigt, das heißt als Maßnahmen zur Abwehr einer Ge­
fahr für den Weltfrieden u n d die internationale Sicherheit. 
I n beiden Plänen w i r d Irak zu weitgehenden Deklarat ionen i n 
ze i t l i ch genau festgelegten Abständen (zweimal pro Jahr) ver­
pfl ichtet . Die Deklarationen sollen Angaben zu relevanten A n ­
lagen, Material ien, Forschungsprogrammen, Laboreinrichtun­
gen, chemischen Substanzen oder Einfuhren enthalten. Des 
weiteren muß Irak umfassende u n d tiefgehende Vor-Ort-Kon-
tro l len der Sonderkommission u n d der I A E A akzeptieren. Die­
se Kontrol len können jederzeit an jedem von der Sonderkom­
mission best immten O r t stattfinden. U N S C O M u n d I A E A ha­
ben die Möglichkeit u n d das Recht, eigene Transportmit te l zu 
benutzen. Sie können dabei auch Proben nehmen u n d analy­
sieren, Transporte anhalten u n d untersuchen, photographie-
ren, Personal interviewen und Akteneinsicht verlangen. Die 
Sonderkommission kann zudem jederzeit Aufklärungsflüge 
über dem irakischen Hoheitsgebiet durchführen. 
Bei Entdeckung unerlaubter Aktivitäten i n Irak sind die I n ­
spektoren berechtigt, diese zu unterbinden u n d Material ien, 
Substanzen oder sonstige Gegenstände zu beschlagnahmen, 
unschädlich zu machen oder zu vernichten. Beide Pläne sehen 
für den Fall der Aufhebung oder Lockerung des Handels- u n d 
Waffenembargos sowie des weitgehenden Verbots aller nuklea­
ren Aktivitäten zusätzliche Maßnahmen der Exportkontrol le 
i n Iraks Häfen, Flughäfen u n d Grenzposten vor. 
Die Verhandlungen m i t Irak über die operative Umsetzung die­
ser Maßnahmen sind Anfang 1992 ins Stocken geraten. Schon 
i m November 1991 hatte sich die Führung unter Saddam Hus­
sein geweigert, die Langzeitregime zu akzeptieren. I m Januar 
1992, als die ersten Datenberichte Iraks unter beiden Langzeit­
regimen fällig waren, wurden die entsprechenden Dokumente 
nicht vorgelegt. Eine Ende Januar nach Irak entsandte Gruppe 
der Sonderkommission konnte keine grundsätzliche Ände­
rung der irakischen H a l t u n g bewirken. 

WAFFEN- U N D H A N D E L S E M B A R G O 

Wie bereits ausgeführt, blieben auch nach dem Waffenstill­
stand die meisten der Beschränkungen i m Handel m i t Irak be­
stehen, die i m August 1990 verfügt worden waren. Dies betraf 
insbesondere das Verbot der Einfuhr irakischer Erzeugnisse 
(Handelsboykott), das Verbot des Exports nach Irak (mit Aus­
nahme von medizinischen Gütern u n d Nahrungsmitteln) so­
wie das Waffenembargo. Da es sich u m Maßnahmen unter Ka­
pi te l V I I der Charta der Vereinten Nationen handelt, sind alle 
Mitgl ieder der Weltorganisation verpflichtet, an deren Umset­
zung m i t z u w i r k e n . Die nötige A b s t i m m u n g findet dabei so­
w o h l bilateral zwischen einzelnen Regierungen statt w i e auch 
mul t i la tera l i m Rahmen des Sanktionsausschusses des Sicher­
heitsrats. Dieser war i m August 1990 eingesetzt worden, u m 
die Berichte der einzelnen Staaten über die Umsetzung der Re­
solut ion 661 zu prüfen. I n darauffolgenden Resolutionen wur­
den i h m eine Reihe weiterer Aufgaben zugeteilt . Der Aus­
schuß n i m m t Berichte entgegen, gibt bindende Empfehlungen 
i n Zweifelsfällen, stellt Informationen zusammen u n d ver­
sucht, dem Sicherheitsrat ein vollständiges Bi ld von der Ein­
hal tung der verschiedenen Sanktionen gegen Irak zu vermit ­
te ln . Derzeit hat er folgende Aufgaben: 
• Er spielt eine wichtige Rolle bei der Regelung von Ausnahmen vom 
Handelsboykott, das heißt bei der Lieferung von Lebensmitteln und 
Medikamenten. Alle Lieferungen an Irak müssen dem Ausschuß 
rechtzeitig notifiziert werden, und er entscheidet i m Einzelfall über 
Ausnahmen vom Handelsembargo bei Gutem, die zur Deckung ziviler 
Grundbedürfnisse dienen. Der Ausschuß ist kein eigenständiges Kon­
trollorgan, da ihm die hierzu nötigen Mittel fehlen; er versteht sich als 
Beratungsorgan, das den Staaten Hilfestellung in ihrer Genehmigungs­
praxis gibt. 

• Er kontrolliert die Einhaltung des Luftverkehrsembargos gegenüber 
Irak, das am 25.September 1990 verhängt wurde. Dies bedeutet, daß je­
der Staat, von dessen Territorium aus ein Flug nach Irak geplant wird, 
zuvor die Genehmigung des Ausschusses einholen muß. 1 8 

• Er koordiniert i m Rahmen seiner Möglichkeiten die Überwachung 
des Waffenembargos einschließlich der in Resolution 687 spezifizier­
ten Erweiterungen auf zivil wie militärisch nutzbare Güter. Auch hier 
handelt es sich um keine eigenständige Kontrolltätigkeit des Aus­
schusses. Vielmehr werden die entsprechenden Kontrollmaßnahmen 
durch die einzelnen UN-Mitgliedstaaten durchgeführt (entweder als 
nationale Exportkontrollen oder in Form von Schiffskontrollen im Per­
sischen Golf, i m Golf von Akaba oder im Arabischen Meer). 

Eine sehr v ie l weitergehende Aufgabenzuweisung an den Sank­
tionsausschuß könnte dann erfolgen, wenn der Mechanismus 
zur Überwachung irakischer Erdölexporte i n Kraft gesetzt sein 
w i r d . Der Sanktionsausschuß kann Ausnahmen v o m Verbot 
der Einfuhr aus Irak stammender Rohstoffe u n d Erzeugnisse 
genehmigen. Ausnahmen sind möglich, wenn Irak Gelder 
braucht, u m Lebensmittel, Medikamente oder sonstige Güter 
zur Deckung zivi ler Grundbedürfnisse zu import ieren. Hierfür 
wurde i m August 1991 ein Rahmen von 1,6 M r d US-Dollar an­
gesetzt. U m bei diesen Ausnahmefällen überprüfen zu kön­
nen, ob die eingenommenen Gelder nicht anderweitig ver­
wandt werden, ist ein komplizierter Überwachungsmechanis­
mus entwickel t worden, m i t H i l f e dessen der Ausschuß sicher­
stellen soll , daß die Einnahmen aus jedem Erdölgeschäft so 
verwendet werden, daß damit nur solche Importe Iraks bezahlt 
werden, die zuvor genehmigt worden sind, u n d daß m a x i m a l 
30 Prozent der Erdöleinnahmen für die Behebung der Kriegs­
schäden mi t te l s des i n Genf gemäß Ziffer 18 der Resolution 
687 eingerichteten Fonds und zur Deckung der Kosten der Son­
derkommission und der IAEA aufgewandt werden. 

P E R S P E K T I V E N 

Die Gesamtheit der Maßnahmen zur Kontrol le u n d Begren­
zung der irakischen Rüstung ist beeindruckend u n d i n der Ge­
schichte der Vereinten Nationen ohne Parallele. Zwar läßt sich 
weder behaupten, daß bislang tatsächlich alle irakischen Mas­
senvernichtungswaffen u n d Raketen (beziehungsweise die 
entsprechenden Komponenten, Unterstützungssysteme, Sub­
stanzen und so fort) gefunden u n d unbrauchbar gemacht wor­
den sind, u n d es läßt sich auch keinesfalls ausschließen, daß 
Waffen- u n d Handelsembargo i m kle inen Maßstab unterlaufen 
werden. Strategisch gesehen ist es aber w i c h t i g , daß die A k t i v i ­
täten von U N S C O M , IAEA u n d Sanktionsausschuß - gestützt 
durch die entschlossene H a l t u n g der USA sowie die Koopera­
t i o n einer sehr großen Z a h l von Staaten - das irakische A t o m ­
waffenprogramm ganz empfindl ich getroffen haben. Es ist stra­
tegisch gesehen ebenso w i c h t i g , daß die Erdöleinnahmen Iraks 
noch so lange unter Kontrol le der U N bleiben, bis Bagdad seine 
Verpflichtungen unter der Waffenstillstandsresolution 687 
v o m 3 . A p r i l 1991 i n vo l lem Umfang ernst n i m m t . M i t dieser 
Maßnahme sowie m i t dem Waffenembargo w i r d derzeit nach­
hal t ig verhindert, daß Irak wieder aufrüsten kann. 
Es stellt sich die Frage, wie lange ein solches System von Regi­
m e n aufrechterhalten werden kann. E in wesentlicher Faktor 
hierbei ist die Kooperationswil l igkeit (oder -unwi l l igke i t ) 
Iraks. Bisher hatte die Führung unter Saddam Hussein keine 
Hemmungen, so viele Waffen u n d Waffenprogramme wie mög­
l i c h zu verstecken sowie Sonderkommission u n d I A E A nach 
Kräften zu täuschen und zu hintergehen. Dieses Verhalten war 
aber kurzsicht ig u n d unüberlegt u n d hat nur dazu geführt, daß 
die Irak auferlegten Bedingungen noch str ikter gefaßt wurden. 
Das Verhalten Iraks hat zudem viele Staaten davon überzeugt, 
daß hier eine reale Sicherheitsgefahr besteht, gegen die ge­
meinsam vorzugehen ist. 
Die Durchhaltefähigkeit des Sicherheitsrats i n dieser Frage -
u n d hier insbesondere der Vereinigten Staaten - ist entschei­
dend dafür, ob die Bemühungen u m die Beschränkung der ira­
kischen Rüstung erfolgreich bleiben. Daraus kann sogar ein 
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Präzedenzfall m i t weitreichender W i r k u n g werden, denn der 
Umgang m i t dem Aggressor Irak hat gezeigt, welch enormes 
ordnungspolitisches Potential den Vereinten Nationen inne­
wohnt , seit der Sicherheitsrat n icht mehr durch die Rivalität 
der beiden Supermächte blockiert w i r d . 

1 Text: V N 2/1991 S.74f£. ; zur irakischen Reaktion siehe den Brief des iraki­
schen Außenministers an UN-Generalsekretär Javier Pérez de Cuéllar 
v.6.4.1991, U N Doc. S/22456 v.6.4.1991. - Siehe zur gesamten Problematik 
auch das Schwerpunktheft 'Nach dem Krieg im Mittleren Osten: Perspekti­
ven für die Region und die Völkergemeinschaft' dieser Zeitschrift (VN 4/1991) 
sowie den Bericht von Jürgen Kramer in V N 1/1992 S.23ff. 

2 Irak ist seit 1969 Vertragspartei des Nichtverbreitungsvertrags und hat sich 
mittlerweile auf Drängen des Sicherheitsrats auch der Konvention über das 
Verbot der Entwicklung, Herstellung und Lagerung von bakteriologischen 
(biologischen) und Toxin-Waffen und über ihre Vernichtung ['B-Waffen-Kon-
vention-) unterworfen. 

3 Text: V N 4/1990 S.146f. - Eine Übersicht über die bis Mitte Juli 1991 vom Si­
cherheitsrat verabschiedeten Resolutionen zu Irak findet sich in V N 4/1991 
S.123. Danach wurden folgende Resolutionen des Sicherheitsrats in dieser 
Zeitschrift abgedruckt: 705, 706, 707, 712 und 715 in V N 6/1991 S.214ff. Die 
den Konsens der Ratsmitglieder verkörpernden Erklärungen S/23305, S/ 
23517, S/23609, S/23663, S/23699, S/23709, S/23732, S/23761 und S/23803 
des Präsidenten des Sicherheitsrats finden sich auf S.69ff. dieser Ausgabe. 

4 Vgl. Report by the Executive Chairman of the Special Commission estab­

lished by the Secretary-General pursuant to paragraph 9 (b) (i) of Security Co­
uncil resolution 687(1991), S/23165 v.25.10.1991, sowie die Nachfolgeberichte 
S/23514 v.25.1.1992 und S/23687 v.7.3.1992. 

5 Iraq Now Admits Effort to Enrich Uranium for Arms, in : New York Times 
(NYT) v.8.7.1991. 

6 S/23165 (Anm.4), Appendix III, Ziff.7(c). 
7 S/23165 (Anm.4), Appendix III, Ziff.8(c). 
8 Atom Bomb? What Atom Bomb, in: Time Magazin v.3.2.1992, S.16f. 
9 Vgl. ebd. sowie: Die Uran-Spur gibt uns Rätsel auf - wir sind beunruhigt. In­

terview mit dem Generaldirektor der I A E A , Hans Blix, in : Die Welt 
v.13.1.1992. 

10 Vgl. die in Anm.9 genannten Quellen sowie: Iraq's Nuclear Intent: Tangible 
Evidence, in : International Herald Tribune (IHT) v.1.10.1991, sowie David 
Albright/Mark Hibbs, Iraq's Bomb: Blueprints and Artefacts, in : T h e Bulletin 
of Atomic Scientists, Vol.48(1992), No.l , S.30-40. 

11 U N Inspection Uncovers Iraqi Nuclear Arms Test, in : I H T v.5.10.1991. 
12 I A E A Doc. GOV/2532 v.18.7.1991 sowie S/Res/707 v.15.8.1991. 
13 Die Welt v.13.1.1992 sowie: Bagdad Was Two Years from Bomb, in: The Inde­

pendent v.17.7.1991. 
14 Iraq Disclosed Only One-Quarter of Its Chemical Arms, U . N . Finds, in: N Y T 

V.31.7.1991. 
15 Die Angaben hier und i m folgenden beruhen auf den in Anm.4 angeführten 

Dokumenten der Vereinten Nationen. 
16 U.S. Pledges to Support Effort to Destroy Iraqi Missile Plans, in : Washington 

Post v.17.2.1992. 
17 Mit Resolution 715(1991). Die Pläne sind als Dokumente der Vereinten Na­

tionen veröffentlicht worden: S/22871/Rev.l und S/22872/Rev.l. 
18 Vgl. Carl-August Fleischhauer, Wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen in Recht 

und Praxis der Weltorganisation. Die Anwendung von Sanktionen durch die 
Vereinten Nationen in der Golfkrise, V N 2/1991 S.41ff. 

Ein Marshall-Plan für Osteuropa: Pro und Contra 
Die Schuldenfrage als Thema der neunziger Jahre K U R T H Ü B N E R 

Die politischen und ökonomischen Umbrüche in Osteuropa 
stellen für die Staatengemeinschaft eine Herausforderung dar. 
Zum einen, weil sich mit der Auflösung der bipolaren Welt­
ordnung, wie sie sich nach dem Zweiten Weltkrieg etabliert 
hatte, die Notwendigkeit einer Neustrukturierung der weltpo­
litischen Beziehungen einschließlich des Auf- und Umbaus 
internationaler Institutionen stellt. Zum zweiten, weil das 
Gelingen der ökonomischen Transformation in Osteuropa in 
nicht unerheblichem Maße von der Bereitschaft der anderen 
Staaten des Weltsystems - insbesondere der entwickelten In­
dustrieländer — abhängen wird, sich an den Kosten dieses 
Umbaus zu beteiligen. Bereits im fahre 1990 hat die Wirt­
schaftskommission der Vereinten Nationen für Europa (ECE) 
öffentlich Überlegungen angestellt, wie eine solche Unter­
stützung aussehen könnte.1 Der Vorschlag eines Marshall-
Plans für Osteuropa hat seitdem große Resonanz gefunden. 
Zugleich mehrten sich aber auch die Befürchtungen, daß die 
Aufbringung der dafür erforderlichen Mittel zu Lasten der 
Aufwendungen zugunsten der Dritten Welt gehen könnte; mit 
gutem Grund hat die 46. UN'-Generalversammlung in ihrer 
Resolution 46/202 die »Zusicherungen der entwickelten Län­
der und der multilateralen Finanzinstitute«, die Osthilfe wer­
de die den Entwicklungsländern zugedachten Ressourcen und 
Hilfsleistungen nicht verringern oder umlenken, in Erinne­
rung gebracht. 

Nach etwas mehr als zwei Jahren Erfahrungen m i t dem Über­
gang von realsozialistischen Planwirtschaften zu kapital ist i ­
schen Geld- u n d Marktwir tschaf ten muR jeder erste u n d vor­
läufige Bilanzierungsversuch zu einem ernüchternden Ergeb­
nis gelangen: Die Schwierigkeiten der Systemtransformation 
gestalten sich umfassender, als dies selbst vorsichtig-pessimi­
stische Beobachter i m Revolutionsjahr 1989 erwartet hatten. 
Heute ist deutl ich, daß das Projekt einer Instal l ierung moder­
ner M a r k t - u n d Geldwirtschaften voraussetzungsreich u n d 
m i t Bedingungen verknüpft ist, die wei t über das Feld der Öko­
nomie hinausreichen: Die Einr ichtung von Märkten u n d den 
dazugehörigen Preissystemen kann nur gelingen, wenn zu­
gleich ein ausdifferenziertes Inst i tut ionensystem (Tarifver­

tragssystem, Finanzsystem, Zentralbanksystem, soziale Siche­
rungseinrichtungen u n d so fort) entfaltet w i r d . Erschwerend 
k o m m t dazu, daß dem Übergang von einem System z u m ande­
ren eine Eigendynamik innewohnt , die sowohl verstärkende 
als auch blockierende Tendenzen aufweist. So verweist etwa 
der Harvard-Ökonom Jeffrey Sachs, der als Wirtschaftsberater 
i n der ersten Phase der polnischen Transformation tätig war, 
darauf, daß das größte Risiko für Osteuropa gegenwärtig i m 
sich ausbreitenden Populismus u n d i n der Zerspli t terung der 
poli t ischen Macht der Parlamente liege, die dazu führen könn­
ten, daß die weiteren wicht igen Maßnahmen des Systemwan­
dels verzögert oder nur i n abgeschwächter Form vorgenommen 
würden. 2 Tatsächlich lassen sich i n Polen, aber ansatzweise 
auch i n der Tschechoslowakei sowie i n Albanien u n d Bulga­
r ien erste Anzeichen einer Reformmüdigkeit erkennen. Zwar 
ist von ke inem dieser Länder zu erwarten, daß die Reformpro­
zesse gestoppt werden; je längerer Zei t f re i l i ch die Transforma­
tionsprozesse bedürfen u n d je höhere soziale Kosten damit ver­
bunden sind, desto größer ist die Wahrscheinlichkeit sozialer 
Konf l ik te , die sich schnell m i t nationalistisch-ethnischen 
Auseinandersetzungen überlagern können, einzuschätzen. 

Eine erste Zwischenbilanz der Transformation 

D i e osteuropäischen Transformationsökonomien (Albanien, 
Bulgarien, Jugoslawien, Polen, Rumänien, Tschechoslowakei, 
Ungarn u n d der gesamte Bereich der ehemaligen Sowjetunion) 
befinden sich zwei Jahre nach den tiefgreifenden poli t ischen 
Umbrüchen i n einer ausgeprägten wirtschaft l ichen Struktur­
krise. I n allen Ländern ist die Industr ieproduktion i n den Jah­
ren 1990 u n d 1991 absolut zurückgegangen: D i e negativen 
Wachstumsraten reichen von 1,2 beziehungsweise 3,7 Prozent 
für die ehemalige UdSSR respektive Ungarn bis zu 20-25 be­
ziehungsweise 32 Prozent i n Jugoslawien u n d Bulgarien (vgl. 
dazu Tabelle 1). Dramatisch sind die Einbrüche bei den Brutto-
anlageinvestitionen, die i m Jahre 1991 u m durchschnit t l ich 
ein Fünftel gesunken sind. Rückläufige Produktionsergebnisse 
gehen m i t h i n Hand i n Hand m i t einer Schrumpfung des Kapi­
talstocks. Prekär ist auch die Rate der Geldentwertung, die an 
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Beschleunigung gewinnt. Ausnahmen stellen nur Polen und 
Jugoslawien dar, denen es gelungen ist, ihre Hyperinf lat ionen 
von 584 beziehungsweise 1587 Prozent i m Jahr 1990 unter 
Kontrolle zu bekommen. Dieser Erfolg hat i n Jugoslawien an­
gesichts der durch den Bürgerkrieg beschleunigten Zerrüttung 
der Ökonomie bereits keinen Bestand mehr. Für Länder wie 
Bulgarien u n d Rumänien, die zu den Nachzüglern der Reform­
prozesse zu zählen sind, deuten sich Tendenzen einer Hyper-
inf lat ionierung an, die angesichts der pol i t isch schwachen Re­
gierungen u n d geringen Fortschritts beim Aufbau eines moder­
nen Geld- und Kreditsystems nur schwierig unter Kontrol le zu 
bringen sein werden. Vergleichbares g i l t für die Länder der Ge­
meinschaft Unabhängiger Staaten (GUS), i n denen zwar die 
Preise liberalisiert wurden, aber die E n t w i c k l u n g der Geld­
menge keiner Kontrol le unterworfen wurde. 

Tabelle 1: 
Ökonomische Indikatoren der Transformationsökonomien 

Industrie- Brutto­ Inflations­ Handels­
Produktion investition rate bilanz 

1989 1990 1991 1990 1991 1990 1991 1989 1990 
Bulgarien 2,2 -14,1 -32 -12,0 -35 19,3 358,8 -1,2 -0,8 
Jugoslawien 0,9 -10,3 -20/25 -7,0 - 1587,6 85,8 -1,5 -4,2 
Polen -0,5 -23,3 •15 -8,0 -12 584,7 74,5 0,2 2,2 
Rumänien -2,1 -19,8 •18 -35 -30 - 197,6 2,6 -1,7 
Sowjetunion 1,7 -1,2 -9 -4,3 -7 5,0 70,6 -2,3 -1,4 
Tschecho­

1,7 -1,2 -4,3 5,0 70,6 -2,3 -1,4 

slowakei 0,8 -3,7 -23 -25,4 -30 10,0 10,4 0,4 -0,8 
Ungarn -2,5 -5,0 -23 -8,7 -12 28,9 35,8 0,5 0,3 

Industrieproduktion, Bruttoanlageinvestitionen, Inflationsrate: Veränderung ge­
genüber Vorjahreszeitraum in v H , Inflationsrate 1991 : Januar bis August/Septem­
ber, Handelsbilanz in Mrd US-Dollar 
Quelle: Zusammengestellt nach E C E ( U N Publ. E.91.II.E.39), S.26ff., 126f. 

Bedenklich s t i m m e n schließlich auch die Außenhandelsbilan­
zen der osteuropäischen Volkswirtschaften, die 1990 m i t Aus­
nahme Ungarns und Polens alle m i t Def iz i t abschlossen. I m 
Vergleich z u m Revolutionsjahr 1989 hatten insbesondere Jugo­
slawien, Rumänien und die Tschechoslowakei eine fundamen­
tale Verschlechterung ihrer Export-Import-Relationen m i t den 
westlichen Ländern zu verzeichnen: steigenden Importen 
stand ein Rückgang der wertmäßigen Exporte gegenüber. Info l ­
ge der allenthalben grassierenden Devisenknappheit ist frei­
l i c h n icht davon auszugehen, daß sich aus diesem Mißverhält­
nis ein stabiler Trend i n Richtung tiefgreifender strukturel ler 
Handelsbilanzdefizite ergeben könnte. Angesichts des gerin­
gen Niveaus der Arbeitsproduktivität und des technisch völlig 
überalterten Kapitalstocks nahezu aller Industriesektoren die­
ser Länder ist andererseits aber auch kein vom Export induzier­
tes Wachstum zu erwarten, das eine strukturel le Verbesserung 
der Außenhandelsbilanzen bringen könnte. Die außenwirt­
schaftlichen Beziehungen dürften vielmehr eine offene Flanke 
der Reformprozesse bleiben, n icht zuletzt auch deshalb, w e i l 
alle Transformationsökonomien als hoch verschuldet einge­
stuft werden müssen (vgl. Tabelle 2). 

Tabelle 2: 
Nettoverschuldung der osteuropäischen Ökonomien in konvertiblen 

Währungen 
(in Mrd US-Dollar) 

1985 1986 1987 1988 1989 1990 1991 
Bulgarien 1,65 3,57 5,13 6,14 7,96 10,5 10,4 
Jugoslawien - - 11,0 10,5 
Polen 28,21 31,87 35,81 34,12 37,47 44,0 40,2 
Rumänien 6,49 6,35 5,13 1,99 -1,25 0,7 2,0 
Sowjetunion 15,84 16,63 25,07 27,75 39,32 53,9 54,0 
Tschecho­

15,84 25,07 

slowakei 3,60 4,35 5,06 5,61 5,72 7,0 7,2 
Ungarn 11,53 14,73 18,09 18,25 19,44 20,2 18,2 

Nettoverschuldung: Bruttoverschuldung minus Einlagen bei Banken, die der 
Bank für Internationalen Zahlungsausgleich berichten. 1991: Januar bis Juni 
Quelle: Zusammengestellt nach O E C D , Financial Market Trends, February 1991, 
S.18f.; E C E ( U N Publ. E.91.II.E.39), S.105 

Aus der Tabelle ist auf den ersten Blick ersichtlich, daß die A u ­
ßenschulden der osteuropäischen Transformationsökonomien 
lange vor den Reformprozessen eingegangen wurden. Es han­
delt sich bei diesen Schulden m i t h i n u m Erblasten, die sich i n ­
folge der m i t ihnen verbundenen Zins- und Tilgungsleistungen 
i n negativen Leistungsbilanzen niederschlagen. M i t Ausnah­
me Rumäniens, das seine i m Verhältnis zur Exportkraft des 
Landes hohen Außenschulden über drakonische Einsparmaß-
nahmen und rigorose Importdrosselung hat reduzieren kön­
nen, sind alle osteuropäischen Länder zu den Staaten m i t m i t t ­
leren oder schweren Schuldendienstproblemen i m Sinne der 
Weltbank-Def ini t ion zu zählen. Angesichts des hohen Kredit­
bedarfs dieser Länder i m Zuge der Transformation, der primär 
über internationale Einrichtungen wie den IMF, die Weltbank, 
die neugegründete Europäische Bank für Wiederaufbau u n d 
E n t w i c k l u n g sowie über b i - und mult i laterale Kreditvereinba­
rungen abgedeckt werden w i r d , ist i n nächster Z u k u n f t m i t 
keiner substantiellen Verringerung der Schuldendienstlasten 
zu rechnen. 
Die knapp skizzierten ökonomischen Strukturkonstel lat ionen 
der osteuropäischen Transformationsökonomien weisen auf 
den ersten Blick starke Ähnlichkeiten m i t denen vieler Länder 
der sogenannten D r i t t e n Welt auf. Freilich wäre es irreführend, 
die Entwicklungsprobleme beider Ländergruppen gleichzuset­
zen. Z u m ersten ist i n Rechnung zu stellen, daß die Länder 
Osteuropas vor einem bislang einmaligem historischen Expe­
r iment stehen, für dessen Verlauf n icht e inmal angemessene 
sozialwissenschaftliche Blaupausen existieren. Umgebaut 
w i r d n icht al le in ein zentraler Sektor der Ökonomie oder ein 
Subsystem der Pol i t ik , sondern ganze Gesellschaften und de­
ren i n den letzten vierzig beziehungsweise siebzig Jahren auf­
gebautes Inst i tutionensystem und das von der Bevölkerung er­
worbene Sozialverhalten. Z u m zweiten g i l t es zu berücksichti­
gen, daß die meisten Transformationsökonomien i m Unter­
schied zu vielen Ländern der D r i t t e n Welt über lange i n d u ­
strielle Erfahrungen und breit ausgebaute Industriesektoren 
verfügen, die allerdings unter den spezifischen Bedingungen ei­
ner protektiven Abschirmung gegenüber dem Wel tmarkt ope­
riert haben und sich heute als technisch wie qualifikationsmä­
ßig wettbewerbsunfähig erweisen. Für die osteuropäischen 
Länder besteht m i t h i n die Notwendigkeit , s imul tan die kon­
kurrenzschwachen und technisch obsoleten Industriesektoren 
abzubauen u n d neue, auf dem Wel tmarkt konkurrenzfähige 
Produktionsl inien aufzubauen. Z u m dr i t ten unterscheiden 
sich die osteuropäischen Länder von denen der D r i t t e n Welt 
durch ihre geographische Nähe zu Westeuropa, die sich i m wei­
teren Verlauf der Transformation noch als polit ischer Vorteil 
erweisen könnte: Traditionelle Austauschbeziehungen, die 
nach dem Zwei ten Weltkrieg aus Gründen des Blockgegensat­
zes gekappt wurden, könnte man versuchen wiederzubeleben; 
perspektivisch könnte ein einheitl icher europäischer M a r k t 
angestrebt werden, innerhalb dessen den osteuropäischen 
Ökonomien ein gleichberechtigter Status zuerkannt w i r d . 
Gegenüber dieser Aufzählung von Differenzen ist f re i l ich auch 
ins Feld zu führen, daß die osteuropäischen Transformations­
ökonomien h ins icht l i ch ihres Niveaus der Reichtumsproduk­
t i o n näher bei der Gruppe der Entwicklungsländer als bei der 
der entwickel ten Industriestaaten angesiedelt sind. Auch 
wenn internationale Vergleiche der durchschnitt l ichen Pro­
Kopf-Einkommen schon wegen der zahfreichen methodischen 
Probleme der Wechselkurs- u n d Kaufkraftparitätenbestim­
mungen m i t Vorsicht zu interpretieren sind, dürften jüngste 
gemeinsam von der Organisation für wirtschaft l iche Zusam­
menarbeit u n d E n t w i c k l u n g (OECD), der Weltbank und dem 
IMF vorgenommene Berechnungen für Osteuropa doch ein rea­
listisches Bi ld der Situation vermit te ln . Danach bewegte sich 
beispielsweise das Pro-Kopf-Einkommen der früheren Sowjet­
u n i o n (einschließlich der baltischen Republiken) i m Jahr 1989 
auf etwa 1780 US-Dollar, und damit etwa auf dem Niveau von 
Peru, Chi le oder Costa Rica. Angesichts solcher Daten ist es 
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dann auch n icht weiter erstaunlich, daß beispielsweise die 
deutsche Bundesregierung erwägt, den GUS-Staaten den Sta­
tus von Entwicklungsländern einzuräumen, u m so w i e die 
USA und Schweden die Hilfeleistungen i m Rahmen u n d unter 
den Kondit ionen der üblichen Entwicklungshi l fe zu organisie­
ren. Für eine solche Vorgehensweise spricht, daß Entwick­
lungsländer und die osteuropäischen Transformationsökono­
m i e n bei allen Unterschieden ein generelles Entwicklungs­
problem tei len: Beide Ländergruppen haben unter den Bedin­
gungen einer abhängigen Weltmarkt integrat ion eine Moderni ­
sierung ihrer polit ischen u n d ökonomischen Systeme voranzu­
treiben. 

Internationale Regime und der Ruf nach einem zweiten 
Marshall-Plan 

Die pol i t ischen u n d ökonomischen Umbrüche i n Osteuropa 
waren von Beginn an begleitet von f inanziel len u n d techni­
schen Hilfeleistungen der westlichen Industrieländer u n d der 
mult i la tera len Ins t i tut ionen. Dazu zählen Maßnahmen zur Si­
cherung des Z u t r i t t s zu westl ichen Märkten, Darlehen zur 
Zahlungsbilanz- und Währungsstabilisierung sowie diverse 
Projektfinanzierungen u n d humanitäre Notfallprogramme. 
Nach Angaben der Kommiss ion der Europäischen Gemein­
schaften wurden den osteuropäischen Ländern al lein von den 
i n der »G-24- zusammengefaßten Industrieländern bis M a i 
1991 insgesamt 31 M r d Dol lar zugesagt. Dazu k o m m e n Netto­
ausleihungen des I M F i n der ersten Hälfte des Jahres 1991 i n 
Höhe von 2,8 M r d ; die Weltbank hat ihre Ausleihungen i n die 
Region von etwas mehr als 500 M i l l Dol lar i m Jahr 1989 auf 
3,5 M r d i m Jahr 1991 ausgeweitet; zu erwähnen sind schließ­
l i c h noch verschiedene außerordentliche Finanzhilfen i m Rah­
m e n der Umschuldungsvereinbarungen, die sich beispielswei­
se i m polnischen Falle al le in auf gut 4 M r d Dol lar i m ersten 
Halbjahr 1991 belaufen haben, 3 sowie diverse bilaterale Kredite 
u n d Importdarlehen. 
Angesichts der Komplexität der Übergangsprozesse wie der 
m i t ihnen verbundenen poli t ischen Risiken, die sich n icht auf 
die Transformationsökonomien begrenzen lassen, stellen der­
artige Hilfeleistungen eine unabdingbare Notwendigkei t dar. 
Freilich ist m i t bloß quant i ta t iv angelegten u n d bloß auf Ein­
zelfelder des Umbaus zielenden Hilfeleistungen der schwierige 
Weg der Systemtransformation nicht zu bewältigen. Ein 
Hauptproblem der westlichen Hilfeleistungen, so die ECE, be­
steht darin, diese Hilfsmaßnahmen so zu koordinieren, daß 
Verdoppelungen und vor a l lem eine Vergeudung von Ressour­
cen ausgeschlossen werden. Für die auch von anderen Ins t i tu ­
t ionen und Personen erhobenen Forderungen nach einem u m ­
fassenden Programm i n Gestalt eines »zweiten Marshall-Plans< 
werden verschiedene Vorteile reklamiert : 
• Weil die Transformationsprozesse sehr lange Zeiträume, in einzel­
nen Fällen Jahrzehnte, benötigen, wirkt eine verpflichtende Zustim­
mung zu konzertierten Aktionen als vertrauensstiftendes Signal für al­
le Beteiligten^ 
• weil der Ubergangsprozeß eine »terra incognita- darstellt und des­
halb flexible und pragmatische Reaktionen der Politik auf neue Situa­
tionen erforderlich macht, können aus regierungsoffiziellen und tech­
nischen Experten aus Ost und West zusammengesetzte Gremien wich­
tige Politikberatungsdienste leisten; 
• die Kohärenz sowohl der westlichen Hilfeleistungen als auch der 
nationalen Transformationsprogramme kann durch eine koordinieren­
de Institution sichergestellt werden; 
• die selbständig entwickelten nationalen Transformationsprogram­
me können im Rahmen eines solchen Forams abgeglichen und besser 
aufeinander abgestimmt werden,-
• durch solche Koordinationsmaßnahmen wird Vertrauen bei den 
Bevölkerungen auch für den Fall erzeugt, daß die Transformationspro­
zesse langsamer verlaufen als erwartet und höhere soziale Kosten ver­
ursachen; 
• weil ein solches umfassendes Programm alle osteuropäischen Län­
der zu umfassen hätte, würde der Gefahr begegnet, daß einzelne Län­
der befürchten müssen, vor den Türen des westlichen Clubs warten zu 
müssen.4 

Das Vorbild für einen solchen Königsweg ist das von den USA 

nach dem Zwei ten Weltkrieg lancierte Europäische Wiederauf­
bauprogramm (European Recovery Program, ERP), das nach 
dem Außenminister des US-Präsidenten Harry Truman, Gene­
ral George C. Marshall , benannt wurde. Vergegenwärtigt m a n 
sich die Modalitäten u n d Absichten dieses »ersten« Marshal l -
Plans noch einmal , dann zeigt sich frei l ich, daß m i t solchen 
Forderungen mehr an den M y t h o s des ERP als an dessen kon­
krete Ausgestaltung angeknüpft werden soll . Zwischen 1948 
u n d 1951/52 wurden als H i l f e z u m Wiederaufbau der kriegszer­
störten Volkswirtschaften 16 europäischen Ländern insgesamt 
etwa 12,4 M r d Dol lar zur Verfügung gestellt, davon nahezu 
90 v H i n Form von Schenkungen. Die größten Empfängerlän­
der waren Großbritannien (2,5 M r d Dollar) , Frankreich (2,8 
Mrd) , I ta l ien (1,5 Mrd) u n d Westdeutschland (1,4 Mrd) . D i e 
restlichen Gelder te i l ten sich 12 weitere Länder, darunter die 
Türkei, Jugoslawien, Island u n d Schweden. Die eigentliche Be­
deutung des Marshall-Planes ist n icht i n den ausgelösten 
kurzfr ist igen ökonomischen Wirkungen, deren quantitative 
Ausmaße heute als relativ gering angesehen werden können, 
sondern i n den strukturel len Festschreibungen u n d poli t ischen 
Zielsetzungen zu sehen. Faktisch war das ERP Bestandteil ei­
ner globalpolitischen Strategie der USA. 
Bereits seit etwa 1943 waren i n den verschiedenen Ressorts der 
US-amerikanischen Regierung Überlegungen angestellt wor­
den, wie eine kapitalistische Weltwirtschaftsordnung nach ei­
nem siegreichen Ausgang des Z w e i t e n Weltkrieges gestaltet 
werden könnte. Durchgesetzt hat sich schließlich das Pro­
gramm eines mult i la tera len Weltkapital ismus unter Wahrung 
der Vormachtstellung der USA. I n schneller Folge wurde eine 
Reihe mult i lateraler Ins t i tu t ionen wie etwa der IMF, die Welt­
bank oder das G A T T gegründet, deren Hauptaufgabe es war, ei­
ne nichtprotektionist ische Welthandelsordnung zu schaffen 
u n d den freien Fluß von Kapital i n einem System fester Wech­
selkurse zu garantieren. I n diese Reihe internationaler Regime 
paßte sich auch der Marshall-Plan ein. Seine politische Ab­
sicht, so Präsident Truman, war die Verhinderung der Entste­
hung »nationaler Kapitalismen-, w i e sie sich i n Westeuropa u n ­
mit te lbar nach dem Z w e i t e n Weltkrieg abzuzeichnen began­
nen. Staatliche Interventionen i n den ökonomischen Prozeß 
mi t te l s Devisen- u n d Kapitalverkehrskontrollen u n d bilaterale 
Handelsvereinbarungen sollten deshalb zugunsten der freien 
Beweglichkeit von Kapital - sei es i n Gestalt von Warenver­
kehr, Direkt invest i t ionen oder als Kreditgeld - unterbunden 
werden. Eine solche Weltwirtschaftsordnung war durchaus i m 
wohlverstandenen Eigeninteresse der USA. Dank ihres techno­
logisch überlegenen Produktionsapparates u n d der hohen Ar­
beitsproduktivität mußten sie damals die internationale Kon­
kurrenz n icht fürchten,- m i t der Geldvergabe i m Rahmen des 
ERP übernahmen sie darüber hinaus ihre Rolle als Weltgläubi­
gernation u n d trugen dadurch noch zu einer Verstärkung der 
Kon junkturdynamik bei. Indem sie die Länder Westeuropas, 
aber auch einige Länder der D r i t t e n Welt m i t dem Weltgeld 
Dol lar versorgten, wurden so die Grundlagen eines internatio­
nalen Warenaustauschs und damit auch eines internationalen 
Kapitalismus bereitet. 
Die Dollargeschenke wurden durchaus eigennützig vertei l t . 
I m »Economic Cooperation Act< von 1948, der gesetzlichen 
Grundlage des Marshall-Plans, wurden äußerst detail l iert die 
Bedingungen für die Verteilung der Gelder festgeschrieben. Die 
Geschenke waren nicht umsonst. Jedes Empfängerland mußte 
einen bilateralen Vertrag m i t den USA abschließen und sich 
darin verpflichten, sich den Zielsetzungen des Gesetzes zu u n ­
terwerfen. Auf diese Weise konnten die USA die Verwendung 
der Dollargeschenke n icht nur kontrol l ieren, sondern i n we­
sentlichen Teilen sogar selbst festlegen. I m Falle der Hi l fe le i ­
stungen an Westdeutschland wurde überdies eine Regelung ge­
troffen, wonach die aus den sogenannten Gegenwertfonds ent­
nommenen M i t t e l erst nach einer Prüfung u n d Genehmigung 
seitens einer eigens eingerichteten US-amerikanischen Ver­
wal tung einer Verwendung zugeführt werden konnten. Bei die-
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In einem keineswegs über jeden völkerrechtlichen Zweifel erhabe­
nen, jedoch seitens der internationalen Staatengemeinschaft unbean­
standet gebliebenen Verfahren hat die Russische Föderation die Nach­
folge der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken in den Verein­
ten Nationen - und das heißt auch als Ständiges Mitglied des Sicher­
heitsrats - angetreten. Die äußere Form, in der sich der Übergang 
vollzog, stand in erkennbarem Gegensatz zur historischen Bedeutung 
des Schritts; unter anderem teilte mit Schreiben vom 27Januar 1992 
der bisherige Vertreter der Sowjetunion, Julij Woronzow, dem Gene­
ralsekretär der Vereinten Nationen mit der Bitte um Weitergabe an 
die am Sitz der Vereinten Nationen vertretenen Staaten den Text einer 
an die diplomatischen Vertretungen in Moskau gerichteten Note des 
russischen Außenministeriums mit. Darin heißt es lapidar: »Die Rus­
sische Föderation wird weiterhin ihre Rechte ausüben und ihre Ver­
pflichtungen erfüllen, die sich aus den von der Union der Sozialisti­
schen Sowjetrepubliken geschlossenen Verträgen ergeben. Dement­
sprechend wird die Regierung der Russischen Föderation die früher 
von der Regierung der Sowjetunion ausgeübten Funktionen als Depo­
sitar der entsprechenden multilateralen Verträge ausüben. In diesem 
Zusammenhang ersucht das Ministerium darum, daß die Russische 
Föderation anstelle der Sowjetunion als Vertragspartei aller in Kraß 
befindlichen internationalen Übereinkommen betrachtet wird.« 

sen Gegenwertfonds handelte es sich u m Finanzmittel , die I m ­
porteure i n deutscher Währung abführen mußten, soweit sie 
Waren aus dem ERP nach Westdeutschland einführten. Auf 
diesem Wege konnten die Vereinigten Staaten die westdeut­
sche Wirtschaftspoli t ik unauffällig, aber doch effizient kon­
trol l ieren. 
Obwohl auch heute Bestrebungen der westlichen Geberländer 
zu beobachten sind, die Hilfeleistungen an Osteuropa m i t 
Konditionalitäten zu verbinden, die über die üblichen IMF-
Kreditvergaberichtlinien hinausgehen, 5 zielt der Ruf nach ei­
nem zweiten Marshall-Plan doch eher auf die auf diese Weise 
mobilisierbaren f inanziel len Ressourcen. Auch soll er n icht 
Vehikel einer globalpolitischen Strategie eines einzelnen welt ­

polit ischen Akteurs sein, sondern gerade eine gleichberechtig­
te konzertierte A k t i o n vieler Akteure bewerkstelligen helfen. 
Dennoch ist Skepsis gegenüber einer solchen Forderung ange­
zeigt. Die Skepsis gründet z u m einen i n den quanti tat iven D i ­
mensionen eines zweiten Marshall-Plans und z u m anderen i n 
den daraus folgenden weltökonomischen Konsequenzen, ins­
besondere den Folgen für die Länder der D r i t t e n Welt. 

Weltökonomische Konsequenzen eines zweiten Marshall-
Plans 

Obzwar die Forderung nach einem zweiten Marshall-Plan wei t 
verbreitet ist, werden die damit verbundenen Hnanzströme 
und deren Aufbr ingung nur selten präzise spezifiziert. U m eine 
solche Präzisierung i m s tr ikten Sinne des als Vorbild dienen­
den Plans aus der Nachkriegszeit vorzunehmen, bietet es sich 
an, die damals zur Verfügung gestellten 12,4 M r d Dol lar i n 
heutige Dollar-Beträge umzurechnen. Vier Möglichkeiten, die 
zu unterschiedlichen Ergebnissen führen, lassen sich vorstel­
len: 
> Korrigiert man den ursprünglichen Betrag um den US-amerikani­

schen Bruttoinlandsprodukt-Deflator des Jahres 1989, dann ergibt 
sich ein Betrag von 65,4 Mrd Dollar. Umgerechnet auf vier Jahre, die 
Laufzeit des ersten Marshall-Plans, ergibt sich ein jährlicher Trans­
fer von 16,4 Mrd. 

> Folgt man dem Vorschlag der ECE aus dem fahr 1990, dann wird 
nicht nur der Ursprungsbetrag deflationiert, sondern auch das Kri­
terium eines gleichen Pro-Kopf-Transfers zugrundegelegt. In die­
sem Falle ergibt sich ein Gesamtbetrag von 66,8 Mrd Dollar oder 
16,7 Mrd pro Jahr. 

> Geht man davon aus, daß der neue wie der erste Marshall-Plan im 
Durchschnitt zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts der Empfän­
gerländer abdecken muß, dann ergibt sich ein jährlicher Transfer 
von 48 Mrd Dollar. 

> Stellt man schließlich in Rechnung, daß der erste Marshall-Plan 
etwa ein Prozent des durchschnittlichen Bruttoinlandsprodukts der 
USA zur Verfügung gestellt hat, dann würde diese Marge, ange­
wandt auf die OECD-Länder, einen Transfer von jährlich 136 Mrd 
Dollar implizieren. 6 

Bereits diese einfachen Aktual is ierungen der f inanziel len D i ­
mensionen eines Marshall-Plans für Osteuropa machen deut­
l ich , wie groß die Spannweite eines solchen Vorschlags sein 
kann. Ob die damit jeweils mobilisierbaren Finanzressourcen 
auch nur annähernd ausreichen würden, u m den Aufholprozeß 
z u m Erfolg zu bringen, darf bezweifelt werden. Erste Berech­
nungen des notwendigen Kapitalaufwands, u m diese Länder 
innerhalb von zehn Jahren an das durchschnitt l iche westliche 
Niveau der Arbeitsproduktivität heranzuführen, haben erge­
ben, daß dazu über einen Z e i t r a u m von zehn Jahren jährlich 
Investit ionen von 1,58 Bi l l ionen Dol lar erforderlich wären. 7 

Selbst wenn man einmal von der weitestgehendsten Marshall-
Plan-Interpretation m i t einem Transfer von jährlich 136 M r d 
Dol lar über vier Jahre u n d einer - unrealistisch hohen - fünf­
zigprozentigen Eigenfinanzierungsquote ausgeht, bliebe i m ­
mer noch ein jährlicher Investitionsbedarf von etwa 650 M r d , 
der über private Operationen des westlichen Auslandes ge­
deckt werden müßte. Stellt m a n i n Rechnung, daß die osteuro­
päischen Ökonomien (ohne Sowjetunion) i m Jahr 1990 m i t 
Ausnahme Jugoslawiens Nettoabflüsse von Finanzmit te ln zu 
verzeichnen hatten u n d auch die Verbesserung i m ersten Halb­
jahr 1991 m i t einem Nettozufluß von insgesamt weniger als 
1,6 M r d Dol lar äußerst bescheiden ausgefallen ist, dann darf 
m i t Recht vermutet werden, daß die privaten westlichen Sek­
toren n icht i n der Lage sein werden, diese Investitionslücke 
auch nur annähernd zu schließen. Z u bedenken ist schließlich, 
daß die Mittelvergabe i m Rahmen eines Marshall-Plans haupt­
sächlich i n Form einseitiger Übertragungen zu erfolgen hätte, 
wenn sich die prekäre Verschuldung der Region n icht noch 
weiter zuspitzen soll . Dies wiederum hätte fre i l ich eine starke 
politische Bereitschaft bei den westlichen Regierungen und 
vor a l lem den Wahlbevölkerungen zur Voraussetzung, w e i l der­
artige Finanztransfers z u m einen nicht ohne weiterreichende 
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Umstruktur ierungen der öffentlichen Budgets bewerkstelligt 
werden könnten u n d z u m anderen Schenkungen schnell Pro­
bleme der poli t ischen Legi t imat ion aufwerfen dürften. Ein 
zweiter Marshall-Plan könnte somit zwar init i ierende W i r k u n ­
gen zeitigen, aber die grundlegenden Probleme der Transfor­
m a t i o n osteuropäischer Volkswirtschaften n icht lösen. Paralle­
len z u m ERP der Nachkriegszeit verdeutlichen diese Einschät­
zung. So gehört es heute etwa z u m gesicherten sozialwissen­
schaftlichen Wissen, daß die damals transferierten M i t t e l erst 
i n dem M o m e n t ausgabenwirksam wurden, als die ökonomi­
sche Erholung, insbesondere die der industr ie l len Sektoren, 
bereits eingesetzt hatte; das Beispiel der westdeutschen Re­
k o n s t r u k t i o n wiederum verweist darauf, daß zwischen der Hö­
he der Transfersumme u n d der Stärke und Intensität des w i r t ­
schaftlichen Aufschwungs ke in direkter Zusammenhang be­
steht. 8 

Die Forderung nach einem zweiten Marshall-Plan begegnet 
noch einem weiteren Problem, das unmit te lbar m i t der Frage 
der Finanzierung solcher Transfers zusammenhängt. Prinzi­
p ie l l kann der auf verschiedenste Weise berechnete West-Ost-
Transfer auf zwei Wegen aufgebracht werden: durch eine Erhö­
hung der Sparquote i n den westl ichen Ökonomien u n d durch 
Umschichtungen i n den staatlichen u n d mult i la tera len Haus­
halten. Auf die Erörterung von Vorschlägen, die Transfers 
durch umfangreiche Kürzungen der Militärausgaben zu f inan­
zieren, 9 soll hier deshalb verzichtet werden, w e i l solche Anre­
gungen zwar einsichtig sein mögen, aber an den poli t ischen 
Realitäten kurz- u n d m i t t e l f r i s t i g scheitern müssen. 
Betrachten w i r zunächst die O p t i o n einer steigenden Netto-
sparquote i n den westlichen Industrieländern: E in solcher A n ­
stieg setzt eine Steigerung der Realzinsen voraus, w e i l nur u n ­
ter dieser Voraussetzung ein zusätzliches Sparmotiv gegeben 
ist. Erste ökonometrische Simulationsrechnungen zeigen, daß 
i m Falle der Finanzierung eines jährlichen West-Ost-Transfers 
i n Höhe von 90 M r d Dol lar ein Anstieg des Realzinses u m ei­
nen Prozentpunkt i n den Industrieländern sich i n einen A n ­
stieg der Realzinsen u m drei Prozentpunkte i n den Entwick­
lungsländern übersetzen würde. Ein solcher Zinsanstieg hätte 
zur Folge, daß sich i n den Entwicklungsländern Investit ionen 
und Kredite real verteuern, die Produkt ion gedrosselt w i r d u n d 
vor a l lem die Schuldendienstbelastungen gegenüber dem west­
l ichen Ausland deutl ich ansteigen.Versuchen die westlichen 
Transferländer einen solchen Zinsschock zu vermeiden u n d 
i m Sinne der zweiten O p t i o n die Bereitstellung finanzieller 
Ressourcen für Osteuropa durch eine Umverte i lung ihrer 
internationalen Leistungen zu Lasten der Entwicklungsländer 
zu finanzieren, dann würde dieser S imulat ion zufolge das 
durchschnitt l iche Bruttoinlandsprodukt der Entwicklungslän­
der u m 3 Prozent jährlich zurückgehen. 1 0 Ein solcher Wachs­
tumseinbruch hätte n icht nur einen Anstieg der Arbeitslosen­
zahlen u n d eine Verringerung der staatlichen Steuereinnah­
men, sondern auch eine weitere Verschlechterung der Schul-
dendienstkapazitäten zur Folge. 

Beide Optionen der Hnanzierung eines zweiten Marshall-
Plans zeitigen m i t h i n einen Effekt zu Lasten der Länder der 
D r i t t e n Welt: Potentielle Wohlfahrtsgewinne der osteuropäi­
schen Länder würden m i t Wohlfahrtsverlusten der Länder der 
D r i t t e n Welt bezahlt. Schon ein nur einprozentiger Anstieg der 
internationalen Zinssätze infolge einer Kreditf inanzierung der 
West-Ost-Transfers würde für die 15 höchjtverschuldeten Län­
der der D r i t t e n Welt eine jährliche Erhöhung des Zinsendien­
stes u m 3,3 M r d Dol lar bedeuten; selbst die Länder i m A f r i k a 
südlich der Sahara, die einen relativ hohen A n t e i l öffentlicher 
u n d damit zinsverbilligter Kredite aufweisen, hätten i n einem 
solchen Falle noch 360 M i l l Dol lar jährlich mehr an Zinsen an 
ihre westlichen Gläubiger zu überweisen. 1 1 Die pol i t i sch ratio­
nale und einsichtige Forderung nach einem zweiten Marshall-
Plan steht m i t h i n vor einem makroökonomischen D i l e m m a , 
das unter den gegebenen Umständen einer nur geringen inter­
nen Umverteilungsbereitschaft der westlichen Geberländer 

nur abgemildert werden kann, wenn die quanti tat iven D i m e n ­
sionen des geforderten West-Ost-Transfers entsprechend k le in ­
gehalten werden. Gemessen an den idealen Sollgrößen verrin­
gerte Transfers von West nach Ost impl iz ieren fre i l ich längere 
Zeiträume für die Transformationsprozesse. Sollen die Ent­
wicklungsinteressen der Länder der D r i t t e n Welt i n der näch­
sten Z u k u n f t n icht völlig verspielt werden, w i r d sich jede 
Marshall-Plan-Init iative m i t solchen längeren Zei thor izonten 
zu arrangieren haben. I n diesem Falle w i r d allerdings jede kon-
notative Bezugnahme auf den ursprünglichen Marshall-Plan, 
der über den Z e i t r a u m von vier Jahren angelegt war, absurd. 
Die West-Ost-Transfers entsprächen dann eher einem interna­
t ionalen Solidarausgleich, von dem unter universalistischen 
Gesichtspunkten die verschuldeten Länder der D r i t t e n Welt 
n icht ausgenommen werden könnten. 
Eine solche Perspektive erscheint heute n icht unrealistisch. 
Nachdem viele Länder der D r i t t e n Welt auf den f inanziel len 
Ressourcenfluß mult i lateraler Ins t i tu t ionen w i e westlicher 
Regierungen nach Osteuropa zunächst m i t großem Mißtrauen 
u n d auch m i t Ängsten reagiert haben, w i r d diese Solidaritäts­
akt ion heute zunehmend als Chance begriffen, durch geeigne­
te wirtschafts- u n d gesellschaftspolitische U m s t r u k t u r i e ­
rungsmaßnahmen selbst die Grundlagen für eine langfristige 
wirtschaft l iche Erholung zu bereiten. Dazu wäre es fre i l ich er­
forderlich, daß diese Länder i n ein umfassendes Programm ei­
nes internationalen Solidarausgleichs integriert würden. E in 
solches Programm hätte neben technischen u n d koordinieren­
den Funktionen vor a l lem die Aufgabe, sowohl den östlichen 
Ländern als auch denen der D r i t t e n Welt solide außenwirt­
schaftliche Bedingungen zur Umsetzung ihrer nationalen U m ­
strukturierungsprogramme zu schaffen. Z u diesen Rahmenbe­
dingungen zählen n icht nur die Beseitigung von M a r k t z u t r i t t s ­
barrieren auf westlichen Märkten u n d die Bereitstellung neuer 
finanzieller M i t t e l , wie sie etwa von der ECE favorisiert wer­
den, sondern vor a l lem Maßnahmen zur drastischen Erleichte­
rung der Schuldendienstverpflichtungen. Gerade w e i l Osteuro­
pa u n d den Ländern der D r i t t e n Welt die hohe u n d z u m Tei l 
überhohe Verschuldung gegenüber dem westlichen Ausland 
gemeinsam ist, drängt sich eine konzertierte A k t i o n der west­
l ichen Gläubigerländer zur entwicklungs- und transforma-
tionsfördernden Lösung des Altschuldenproblems geradezu 
auf. Was die westlichen Gläubiger i m Falle der deutschen A u ­
ßenschulden m i t dem Londoner Schuldenabkommen des Jah­
res 1952 gleichsam i n Verlängerung der Marshall -Plan-Init iat i ­
ve vorgemacht haben, sollte heute den Kreditgebern Osteuro­
pas und der D r i t t e n Welt nur b i l l i g sein: Großzügige Schulden-
diensterleichterungen und Schuldenstreichungen stehen auf 
der polit ischen Tagesordnung der neunziger Jahre. Eine auf die­
se Weise erweiterte Ini t iat ive eines zweiten Marshall-Plans 
würde sich auf der Höhe der Probleme bewegen und andeuten, 
wie eine neue Weltordnung nach dem Zusammenbruch des 
West-Ost-Konflikts aussehen könnte. 

1 Erneut voigetragen hat sie dann die »Argumente für ein zweites Europäisches 
Wiederaufbauprogramm" im letzten Herbst in dem von ihr herausgegebenen 
Periodikum: Economic Bulletin for Europe, Vol.43 (1991), S.7ff. ( U N Puhl. 
E.91.II.E.39). 

2 Jeffrey Sachs, Crossing the Valley of Tears in East European Reform, in: 
Challenge, September/October 1991, S.31. 

3 Vgl. zu den Daten und Maßnahmen E C E (Anm.l), S.99. 
4 Vgl. E C E (Anm.l), S.8f. 
5 Vgl. etwa Peter Gowan, Western Economic Diplomacy and the New Eastern 

Europe, in : New Left Review, No.182 (1990). 
6 Vgl. dazu Susan M . Coll ins/Dani Rodrik, Eastern Europe and the Soviet 

Union in the World Economy, Washington (Institute for International Econo­
mics), May 1991, S.82. 

7 Siehe Anm.6. 
8 Elmar Altvater/Kurt Hübner, Das Geld einer mittleren Hegemonialmacht. 

E i n kleiner Streifzug durch die ökonomische Geschichte der B R D , in : 
P R O K L A , Nr. 73 (1988). 

9 So etwa Dieter Senghaas, Der Osten - Hinterhof oder Wirtschaftspartner?, in : 
Frankfurter Rundschau v.10.1.1992. 

10 Vgl. zu diesen Simulationsrechnungen Collins/Rodrik (Anm.6), S.98ff. 
11 Siehe Anm.10. 
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Aus dem Bereich der Vereinten Nationen 
Berichte • Nachrichten • Meinungen 

Politik und Sicherheit 

Jugoslawien: Ein Staat zerfällt - Selbstbe­
wußter Vermittler Vance - Schlagabtausch 
Genscher-Pérez - UNPROFOR in Kroatien 
stationiert (9) 

Ziemlich genau fünf Monate hat es gedau­
ert, nämlich von der am 25.September 1991 
einstimmig verabschiedeten ersten Resolu­
t ion 713 bis zu der am 21.Februar 1992 
ebenfalls einstimmig angenommenen Re­
solution 743, ehe der Sicherheitsrat seine 
Befassung m i t Jugoslawien m i t dem Be­
schluß zur Entsendung von Friedenstrup­
pen krönen konnte. Auf dem Weg dahin 
gab es vier Zwischenstationen i n Gestalt 
der Entschließungen 721 vom 27November 
1991, 724 vom 15.Dezember 1991, 727 vom 
8.Januar 1992 sowie 740 vom 7.Februar 
1992 (Text der Resolution 713: V N 5/1991 
S.175; Text der übrigen genannten Resolu­
tionen: S.73ff. dieser Ausgabe). 
Die Entstehungsgeschichte dieses ersten 
Eingreifens der Vereinten Nationen m i t 
»Blauhelmen< auf europäischem Boden ist 
charakterisiert von äußerster Behutsam­
keit i m Anfangsstadium, aus der sich 
schließlich nach einer viele Wochen dau­
ernden Zwischenphase des unentschlosse­
nen H i n und Her m i t der Entsendung der 
Friedenstruppen unter noch immer nicht 
ganz gesicherten Waffenstillstandsbedin­
gungen eine Risikobereitschaft entwickel­
te, wie sie bei friedenserhaltenden Maß­
nahmen dieser Art ungewöhnlich ist. Als 
die ersten Soldaten unter dem Blauhelm 
M i t t e März 1992 vor Ort erschienen, wozu 
pikanterweise das erste Kontingent eines 
russischen Infanteriebataillons gehörte, 
war es angesichts der gespannten Lage i m 
fortschreitend zerfallenden Jugoslawien 
zunächst noch ungewiß, ob alle 13 340 
•Blauhelme-, 530 Polizisten sowie 519 zivi­
len Helfer, zusammen also 14 389 Mann, 
wie geplant i n Stellung gebracht werden 
könnten. 
Bekanntlich hatten i m Zuge der Auflösung 
des jugoslawischen Staatsverbandes Ange­
hörige der auf dem Territorium der vorma­
ligen Teilrepublik Kroatien lebenden serbi­
schen Minderheit m i t Unterstützung der 
gesamtjugoslawischen, jedoch serbisch do­
minierten Volksarmee den Versuch unter­
nommen, sich gewaltsam von Kroatien zu 
lösen. Ziel der friedenssichernden Maß­
nahmen ist es nunmehr, nach einem Rück­
zug der Jugoslawischen Volksarmee aus 
ganz Kroatien die Entmilitarisierung der 
zuvor von Kriegshandlungen betroffenen 
umstrittenen Gebiete zu gewährleisten. 
Dabei bestehen die örtlichen Behörden 
(nicht jedoch die staatliche Autorität Kroa­
tiens) und die Polizei unter der Aufsicht der 
Vereinten Nationen fort. Dieses Arrange­

ment soll nur für eine Übergangszeit gel­
ten: bis zur Erzielung einer politischen Ge­
samtlösung. 

Langes Zögern 

Die Vereinten Nationen ließen sich lange 
Zeit, ehe sie sich zur Einmischung i n den 
jugoslawischen Bürgerkrieg entschlossen. 
Vor allem beim Vergleich m i t dem schnel­
len Eingreifen i n den irakisch-kuwaiti­
schen Konfl ikt - die sogenannte Golfkri­
se - , das ein Jahr zuvor neue Maßstäbe für 
das entschlossene Handeln der Vereinten 
Nationen nach dem Ende des Kalten Krie­
ges gesetzt hatte, kam manchen, darunter 
der deutschen Regierung, die Behutsam­
keit i n der jugoslawischen Krise schließ­
l ich doch etwas überzogen vor. Sie hatte 
verschiedene Ursachen. Z u m einen wollte 
man m i t dem Eingreifen der U N abwarten, 
bis sich tatsächlich alle Bemühungen der 
Europäischen Gemeinschaft erschöpft hat­
ten, eine regionale Friedensschlichtung zu­
wege zu bringen, wie sie i m Kapitel VII I der 
UN-Charta angeregt wird . Außerdem 
zwang die Tatsache zur Zurückhaltung, 
daß man es i n der Jugoslawienkrise i m kla­
ren Unterschied zur Golfkrise, bei der es 
sich u m einen unstrittigen A k t der Aggres­
sion eines unabhängigen Staates gegen ei­
nen anderen handelte, m i t einem Bürger­
krieg zu tun hatte, also einem internen 
Konflikt, der die Rücksichtnahme auf die 
»innere Zuständigkeit« eines Mitgliedstaa­
tes i m Sinne von Art ike l 2 Ziffer 7 der 
Charta gebot. Dementsprechend kam es 
zur ersten Resolution vom 25.September 
1991 auch nur deshalb, weil die jugoslawi­
sche Regierung auf Drängen der besorgten 
blockfreien Mitglieder des Sicherheitsrats 
schriftlich ihre Ermächtigung zu der Befas­
sung des Rates m i t dem Bürgerkrieg gab 
(UN Doc. S/23069). Drittens schließlich ist 
die anfängliche Behutsamkeit der Verein­
ten Nationen i n der Jugoslawienkrise auch 
damit zu erklären, daß einflußreiche Staa­
ten wie die USA angesichts der auf sie zu­
kommenden neuen politischen wie finan­
ziellen Belastungen sich sichtlich i n ihrem 
Engagement zurückhielten. 
M i t der Eröffnung der 46.Tagung der U N -
Generalversammlung i m September 1991, 
zu der sich die Außenminister wie immer 
ein Stelldichein gaben, war jedoch die Be­
fassung des Sicherheitsrats m i t Jugosla­
wien unabweisbar geworden. Die Franzo­
sen, die i m September die Ratspräsident­
schaft innehatten, nutzten die Chance, den 
Sicherheitsrat unter dem Vorsitz von Ro­
land Dumas auf Außenministerebene ta­
gen zu lassen. Nur zu gern hätte auch der 
deutsche Außenminister m i t am Tisch ge­
sessen. Aber die Überlegungen zu einer er­
weiterten Sitzung wurden dann doch wie­
der verworfen. Hans-Dietrich Genscher 

war m i t dem Konzept nach New York ge­
kommen, die U N sogleich recht entschie­
den i n Jugoslawien eingreifen zu lassen. Er 
hielt die Verhängung einer Ölblockade, die 
vom Mittelmeer aus gut hätte kontrolliert 
werden können, für einen entscheidenden 
Schritt, den er als bereits so gut wie be­
schlossen darstellte. Der Sicherheitsrat 
mochte dann aber i n der Resolution 713 
am 25.September 1991 doch nicht so weit 
gehen. Er beschränkte sich auf die Verhän­
gung eines Waffenembargos, das sich frei­
l ich schon bald als unwirksam herausstell­
te, wei l sich niemand daran hielt, und be­
ließ es i m übrigen weitgehend bei dem Ap­
pell an die Konfliktparteien, ihre Streitig­
keiten friedlich und m i t Hilfe der Vermitt­
lung der Europäischen Gemeinschaft und 
der Konferenz über Sicherheit und Zusam­
menarbeit i n Europa zu lösen. 

UN-Vermittlung 

Wenig später, am 8.Oktober 1991, ernannte 
der damalige UN-Generalsekretär Javier 
Pérez de Cuéllar den ehemaligen amerika­
nischen Außenminister Cyrus Vance zu 
seinem Sonderbeauftragten für Jugosla­
wien, dessen Vermittlungsbemühungen i n 
den folgenden Monaten i m Zentrum der 
Anstrengungen der Vereinten Nationen 
standen (am 13.März 1992, als die Statio­
nierung der 'Blauhelme- i n Jugoslawien i n 
Gang kam und die Arbeit von Vance zu­
nächst als erledigt betrachtet werden konn­
te, wurde dieser vom neuen Generalsekre­
tär Boutros Boutros-Ghali auch zum Son­
derbeauftragten hinsichtlich des Krieges 
zwischen den beiden neuen UN-Mitg l ie ­
dern Armenien und Aserbaidschan u m 
Berg-Karabach berufen). Das Selbstbewußt­
sein, m i t dem Vance seine Aufgabe wahr­
nahm, führte freilich i m Dezember und Ja­
nuar auch zu erheblichen Spannungen m i t 
den Staaten der EG, in erster Linie m i t 
Deutschland, zumal Vance, unterstützt 
von UN-Untergeneralsekretär Marrack 
Goulding, vehement gegen eine zu frühe 
völkerrechtliche Anerkennung der 
Teilrepubliken Kroatien und Slowenien Po­
sition bezog, ein Konflikt , der i n einem 
scharfen Briefwechsel zwischen Pérez de 
Cuéllar und Genscher Ausdruck fand. 
Doch ehe dieser Nervenkrieg u m die Aner­
kennung der beiden Teilrepubliken zu vol­
ler Blüte kam, war es Vance i n der ersten 
wichtigen Zwischenetappe der Krisen­
schlichtung am 23.November 1991 gelun­
gen, die Präsidenten von Serbien und Kroa­
tien, Slobodan Milosevic und Franjo Tudj-
man, i n Genf an einen Tisch zu bringen 
und zur Unterzeichnung einer umfassen­
den Waffenstillstandsvereinbarung zu be­
wegen. Z u diesem Zeitpunkt wurde von 
den Beteiligten, namentlich Serbien, erst­
mals der Wunsch an die U N herangetragen, 
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Friedenstruppen zu entsenden. Da jedoch 
der i n Genf vereinbarte Waffenstillstand 
nicht hielt (so wie i n den folgenden Wo­
chen auch viele weitere nicht), stellte der 
Sicherheitsrat i n seiner Resolution 721 
vom 27November 1991 einstimmig klar, 
daß die Entsendung von Friedenstruppen 
erst dann i n Frage komme, wenn die Ver­
einbarung von Genf voll erfüllt werde, i n 
der auch schon die ersten Details für den 
Umfang und die Form der UN-Friedensope­
ration festgehalten worden waren. 
Nach einer weiteren Mission von Vance vor 
Ort legte Pérez de Cuéllar am 11.Dezember 
1991 dem Sicherheitsrat einen Bericht vor 
(S/23280), i n dem er den Stationierungs­
plan für die Friedenstruppe präsentierte, 
auch wenn er i n diesem Bericht ausdrück­
l ich feststellte, daß die Bedingungen für die 
Stationierung noch immer nicht gegeben 
seien, weil der Waffenstillstand nicht ein­
gehalten werde. Dieser Stationierungsplan, 
der i m Februar erweitert wurde, sah zu­
nächst die Entsendung von insgesamt etwa 
10 000 Mann vor, wobei Pérez de Cuéllar 
an zehn Infanteriebataillone, 100 Militär­
beobachter, 500 Polizeiaufseher sowie das 
dazugehörige zivile und militärische Be­
gleitpersonal dachte. Der Plan, dessen ent­
scheidende Elemente unverändert i n den 
Stationierungsbeschluß vom 21.Februar 
1992 eingingen, sieht die Einrichtung von 
Schutzzonen (United Nations Protected 
Areas, UNPAs) i n den umstrittenen Teilen 
Kroatiens vor, und zwar drei an der Zahl: 
eine i n Ost-, eine in Westslawonien und ei­
ne i n der Krajina. Diese drei Schutzzonen 
werden wiederum in insgesamt 22 kleinere 
Schutzgebiete unterteilt. Die Friedenstrup­
pe soll dafür sorgen und sicherstellen, daß 
die drei Schutzzonen entmilitarisiert wer­
den und bleiben. Alle bewaffneten Kräfte 
der beiden Seiten müssen sich aus diesen 
Zonen zurückziehen, und die bewaffneten 
Verbände der serbischen Minderheit müs­
sen ihre Waffen abliefern. Die lokalen Poli­
zeikräfte sollen unter Aufsicht der Polizei­
inspektoren der U N ihre regulären Pflich­
ten wahrnehmen. Zugleich soll das U N -
Personal die Rückkehr von Flüchtlingen 
aus diesen Gebieten überwachen. 

Deutsche als Vorreiter 

Währenddessen hatte aber bereits hinter 
den Kulissen das Tauziehen u m die Frage 
eingesetzt, ob der Zeitpunkt für die Aner­
kennung Kroatiens und Sloweniens jetzt 
gekommen war oder nicht, ein Streit, in 
dem die deutsche Regierung eine zentrale 
Rolle spielte. U m die Entwicklung i n Rich­
tung Anerkennung zu stoppen, schrieb Pé­
rez de Cuéllar auf Druck von Vance und 
Goulding am 10.Dezember 1991 einen 
Brief an den holländischen Außenminister 
van den Broek als Ratspräsidenten der EG 
(S/23280, Anhang IV). In i h m warnte Pérez 
de Cuéllar vor der Anerkennung als einer 
»potentiellen Zeitbombe« für die weitere 
Entwicklung i n Jugoslawien, die vor allem 
i n Bosnien-Herzegowina und Mazedonien 
eine »explosive Lage« heraufbeschwören 
könne. Er erinnerte die EG daran, daß sie 
bei ihrem Außenministertreffen i n Rom 
am 8.November 1991 selbst erklärt habe, 

eine Anerkennung Kroatiens und Slowe­
niens komme nur i m Rahmen einer pol i t i ­
schen Gesamtlösung für Jugoslawien i n Be­
tracht. Hans-Dietrich Genscher, an dessen 
Adresse dieser Brief i n Wahrheit gerichtet 
war, schrieb am 13.Dezember 1991 einen i n 
ungewöhnlichem Klartext verfaßten Brief 
an Pérez de Cuéllar: »Ich möchte Ihnen 
meine tiefe Besorgnis darüber zum Aus­
druck bringen, daß diese Ausführungen (an 
van den Broek). . . geeignet sind, jene Kräf­
te i n Jugoslawien zu ermutigen, die sich 
schon bisher dem erfolgreichen Abschluß 
des Friedensprozesses entschieden wider­
setzt haben. . . . Die Verweigerung der 
Anerkennung jener Republiken, die ihre 
Unabhängigkeit wünschen, müßte zu ei­
ner weiteren Eskalation der Gewaltanwen­
dung durch die Volksarmee führen, weil sie 
darin eine Bestätigung ihrer Eroberungspo­
l i t i k sehen würde.« Pérez de Cuéllar ant­
wortete Genscher am 14.Dezember und 
wiederholte nochmals die Bedenken gegen 
eine Anerkennung. Es war das erste M a l 
seit der Vereinigung, daß sich die deutsche 
Regierung außenpolitisch auf die Hinter­
beine stellte und sich i n der Jugoslawien­
krise m i t dem UN-Generalsekretär und 
dem Sicherheitsrat auf eine Machtprobe 
einließ, die auch prompt zu umfänglichen 
Spekulationen über mögliche neue Ambi ­
tionen des wiedervereinigten Deutsch­
lands führte. Die Bemühungen, Deutsch­
land i m Sicherheitsrat wegen seiner for­
cierten Anerkennungspolitik zu tadeln 
und i h m die Hände zu binden, scheiterten 
allerdings. Frankreich schlug sich auf die 
deutsche Seite, veranlaßte damit auch die 
anderen EG-Staaten zur Solidarität und 
verhinderte, daß i n der Resolution 724 vom 
15.Dezember 1991 die deutsche Haltung 
zum Thema gemacht wurde. Vielmehr 
konzentrierte man sich i n dieser Resolu­
t ion darauf, die Einhaltung des am 25.Sep­
tember beschlossenen, aber weitgehend 
ignorierten Waffenembargos sicherzustel­

len, unter anderem, indem man dafür ei­
nen Ausschuß einsetzte. 
Da für Deutschland nun erst recht der Weg 
frei schien, die Anerkennung Kroatiens 
und Sloweniens zu vollziehen, hatten die 
U N keine weitere Handhabe, sie zu verhin­
dern, u m so mehr, als die EG lediglich be­
schloß, die formale Anerkennung bis zum 
15.Januar 1992 zu vertagen. Auch wenn der 
am 31.Dezember 1991 nach zehnjähriger 
Amtszeit ausgeschiedene Pérez de Cuéllar, 
Vance und Goulding der deutschen Regie­
rung weiterhin grollten, deutete sich i n der 
Folge ein immer stärker werdendes Einlen­
ken Serbiens an, das nicht wenige Beob­
achter als Dividende der unbeugsamen 
deutschen Linie charakterisierten. 

Neue Friedenstruppe 

A m 2.Januar 1992 bewog Vance Serbien 
und Kroatien, endlich der Einhaltung der 
Waffenstillstandsvereinbarung vom 23.No­
vember 1991 zuzustimmen. Die Waffenru­
he trat am 3.Januar i n Kraft, hielt von da an 
weitgehend, so daß nun endlich die Basis 
dafür gegeben war, die Entsendung der Frie­
denstruppe vorzubereiten. In einem Be­
richt an den Sicherheitsrat vom 5.Januar 
1992 schlug der neue Generalsekretär Bou­
tros-Ghali zunächst einmal die Entsen­
dung von bis zu fünfzig Militärbeobachtern 
der U N nach Jugoslawien vor (S/23363 m i t 
Add.l), ein Schritt, den der Sicherheitsrat 
m i t der Resolution 727 vom 8.Januar 1992 
guthieß. Zuvor hatte es freilich am 7Januar 
noch einmal eine Nervenprobe gegeben, als 
ein Hubschrauber m i t fünf EG-Militärbe­
obachtern von einem Flugzeug der Jugosla­
wischen Volksarmee abgeschossen worden 
war. Der Präsident des Sicherheitsrats rea­
gierte noch am gleichen Tage m i t einer Ver­
urteilung des »kaltblütigen Angriffs« (S/ 
23389; Text: S.74f. dieser Ausgabe). Doch 
da sich die jugoslawischen Behörden umge­
hend entschuldigten, hatte dieser Z w i -
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schenfall i m Sicherheitsrat keinen Rück­
schlag zur Folge. 
Trotzdem zog sich die Entsendung der Frie­
denstruppe noch mehrere Wochen h in . 
Zwar hielt der Waffenstillstand i m großen 
und ganzen, aber nun begann Kroatiens 
Präsident Tudjman, Schwierigkeiten zu 
machen. Er war auf Nachbesserungen an 
dem m i t Serbien und den U N vereinbarten 
Friedensplan aus und gefährdete damit des­
sen Verwirklichung. U m neue Rückfälle zu 
verhindern, griff die deutsche Regierung 
abermals ein, nicht zuletzt deshalb, wei l 
sie nach der führenden Rolle bei der Aner­
kennung Kroatiens nunmehr der Verant­
wortung gerecht werden wollte, Tudjman 
zur Räson zu bringen, eine Erwartung, die 
man auch i n den U N gegenüber den Deut­
schen hegte. Genscher appellierte telefo­
nisch wie brieflich Anfang Februar an Tudj­
man, den Friedensplan vorbehaltlos zu ak­
zeptieren. Erst nach einigem H i n und Her, 
i n das sich Bonn mehrfach einschalten 
mußte, gab der Präsident Kroatiens 
schließlich seine Versuche auf, mehr für 
sein Land herauszuholen. 
Zwischendurch hatte der Sicherheitsrat 
m i t Resolution 740 am 7.Februar 1992 be­
schlossen, die Zahl der UN-Militärbe­
obachter auf 75 Mann aufzustocken. Eine 
letzte Nervenprobe ergab sich, als M i l a n 
Babic, Führer der serbischen Minderheit i n 
der kroatischen Region Krajina, partout 
den Friedensplan der U N nicht akzeptieren 
wollte. Nachdem die serbische Regierung 
Babic schließlich zur Genüge unter Druck 
gesetzt hatte, entschloß sich Boutros-Ghali 
am 15.Februar 1992 trotz der verbliebenen 
Risiken, dem Sicherheitsrat jetzt die Ent­
sendung der »Schutztruppe der Vereinten 
Nationen' (United Nations Protection 
Force, UNPROFOR) zu empfehlen (S/ 
23592). Er schlug eine Stationierung von 
zunächst einem Jahr vor, erhöhte aber den 
Umfang der Truppe gegenüber dem ur­
sprünglichen Plan vom 11.Dezember 1991, 
nämlich auf eine Gesamtstärke von annä­
hernd 14 000 Mann. Einen Kostenvoran­
schlag fügte er zunächst nicht bei, ein 
Punkt, der noch Sprengstoff enthielt. Als 
Boutros-Ghali nämlich am 19.Februar den 
Kostenvoranschlag nachschob (S/23592/ 
Add.l), wurde rasch klar, daß die geschätz­
ten Kosten von 634 M i l l Dollar für das er­
ste Jahr der Stationierung etlichen Staaten 
zu hoch waren, zumal den USA, die ja laut 
Verteilerschlüssel für friedenserhaltende 
Maßnahmen über 30 v H zu tragen haben. 
Deshalb beschloß der Sicherheitsrat, als er 
am 21.Februar 1992 m i t Resolution 743 i m 
Prinzip grünes Licht für die Entsendung 
der Friedenstruppe gab, vom Generalsekre­
tär Sparmaßnahmen zu verlangen, vor al­
lem bei den Kosten für die Unterbringung 
der Truppen. Diese ließen sich dann auch 
bewerkstelligen, unter anderem, da die Ju­
goslawische Volksarmee sich bereit erklär­
te, den Friedenstruppen die Kasernen zur 
Verfügung zu stellen, die sie bei ihrem 
Rückzug aus den besetzten Gebieten Kroa­
tiens räumt. Als vorläufig letzter A k t ver­
blieb dann nur noch die Ernennung des Be­
fehlshabers für die Friedenstruppen. Bou­
tros-Ghali beauftragte den 55jährigen in ­

dischen General Satish Nambiar, der vom 
Hauptquartier der UN-Truppen in Saraje­
vo, der Hauptstadt Bosnien-Herzegowinas, 
aus die Friedensoperation leiten wird . 
In seiner ersten Pressekonferenz sprach 
UN-Generalsekretär Boutros-Ghali am 
19.März noch einmal vom Risiko dieser 
friedenssichernden Maßnahme, fügte aber 
hinzu, daß die Vereinten Nationen solche 
Risiken für Leib und Leben der »Blauhelme-
akzeptieren müßten, da nur so der Frieden 
verteidigt werden könne. Boutros-Ghali 
legte bei dieser Gelegenheit auch noch ein­
mal Wert auf die Feststellung, daß es bezüg­
l ich Jugoslawiens eine Arbeitsteilung gebe. 
Für die nationale Versöhnung sei und blei­
be die Europäische Gemeinschaft zustän­
dig; die Vereinten Nationen beschränkten 
sich auf das »peace-keeping-, die Gewähr­
leistung des Waffenstillstands. 

Jürgen Kramer • 

Wirtschaft und Entwicklung 

UNCTAD: Liste der ärmsten Länder jetzt 
mit 47 Namen - Botswana steigt auf -
Neue Kriterien festgelegt - Relativer Rück­
gang der deutschen Leistungen (10) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 1/ 
1991 S.18ff. fort.) 

Als die Zweite Konferenz der Vereinten Na­
tionen über die am wenigsten entwickel­
ten Länder (Least Developed Countries, 
LDC) i m September 1990 i n Paris die Fort­
setzung des 1981 i n Angriff genommenen 
Programms zugunsten dieser Ländergruppe 
bis zum Jahre 2000 beschloß, empfahl sie 
auch, die Kriterien zur Bestimmung der 
LDC zu überprüfen und eventuell neuzu­
fassen. Nachdem die Generalversammlung 
am 21.Dezember 1990 i n ihrer Resolution 
45/206 die Verlängerung des Programms 
genehmigt hatte, stand auch dieses Thema 
auf der Tagesordnung. Seine Behandlung 
war Aufgabe des Ausschusses für Entwick­
lungsplanung (CDP) der Vereinten Natio­
nen, eines aus 24 unabhängigen Experten 
aus allen Teilen der Welt zusammengesetz­
ten wissenschaftlichen Gremiums. 

I . Auf seiner 27.Tagung erarbeitete der 
CDP i m A p r i l 1991 ein grundlegend neues 
Konzept, welches die bisher gültigen Kenn­
ziffern und Verfahren abschafft. Bisher wa­
ren die Zulassungskriterien eine bestimm­
te Höhe des Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
pro Kopf, der Antei l der industriellen Pro­
duktion am BIP sowie die Alphabetisie­
rungsrate. Jetzt wurden vorgeschlagen: 

• die physische Lebensqualität i m erwei­
terten Sinne (Augmented Physical Quality 
of Life Index, APQLI), die von vier Indika­
toren bestimmt ist, nämlich der Lebenser­
wartung bei der Geburt, der Verfügbarkeit 
von Kalorien pro Kopf, der Einschulung i m 
Bereich der Grund- und weiterführenden 
Schulen und schließlich vom Antei l der Le­

se- und Schreibkundigen an der erwachse­
nen Bevölkerung; 
und 
• ein Diversifizierungs-Index (Economic 
Diversification Index, EDI), der aus dem 
Ante i l der industriellen Produktion am BIP, 
dem Antei l der i n der Industrie tätigen Be­
schäftigten, dem Elektrizitätsverbrauch 
pro Kopf sowie der Exportquote besteht. 
Weiterhin wird 
• ein Pro-Kopf-Einkommen von jährlich 
600 US-Dollar (zum Stand von 1987) als 
Obergrenze festgelegt. 

Der Ausschuß ließ sich davon leiten, daß es 
sich bei einem LDC u m ein Land handelt, 
das unter langfristigen Wachstumsschwie­
rigkeiten, insbesondere auf Grund eines 
niedrigen Grades der »menschlichen Ent­
wicklung- und/oder von Strukturschwä­
chen, zu leiden hat. Deshalb sind die Ex­
perten der Meinung, daß Indikatoren wie 
die natürliche Ausstattung, Instabilitäten 
bei der Erzeugung von landwirtschaftli­
chen Produkten, Klimarisiken, der Ante i l 
des Erdöls an der Ausfuhr und - sehr wich­
t ig - der Ante i l der staatlichen Entwick­
lungshilfe (ODA) von Geberländern am 
Bruttosozialprodukt m i t i n Betracht gezo­
gen werden sollten. 

I I . Welche Konsequenzen hat nun das revi­
dierte Konzept des LDC? Weniger, als man 
vielleicht annehmen sollte, denn die beste­
hende, i n V N 1/1991 S.20 veröffentlichte 
Liste wurde m i t einer Ausnahme beibehal­
ten: Botswana mußte ausscheiden. Dank 
eines stark erhöhten Pro-Kopf-Einkom­
mens als Folge seines Diamantenreich­
tums paßte es nicht mehr i n die LDC-Kate-
gorie; dennoch wurde dem Land für das 
»Aufrücken« eine Übergangszeit von drei 
Jahren gewährt. Wohl aber wurde die Liste 
u m zunächst sechs Staaten erweitert: Gha­
na, Kambodscha, Madagaskar, Salomonen, 
Sambia und Zaire. 
Als sich der Wirtschafts- und Sozialrat der 
Vereinten Nationen (ECOSOC) auf seiner 
Sommertagung 1991 m i t der Materie be­
faßte, gab es eine Überraschung: Die Ver­
treter von Ghana und Madagaskar teilten 
mit , daß ihre Länder den Status als LDC 
nicht anstrebten. Eine Novität! Kandidaten 
waren früher abgelehnt worden — man den­
ke an die Bemühungen des gerade unab­
hängig gewordenen Namibia u m den LDC-
Status - , aber die vorgeschlagenen hatten 
sich bisher nicht verweigert. Später änderte 
Madagaskar seine Meinung, so daß i m De­
zember 1991, als die Generalversammlung 
die neue Kategorisierung endgültig festleg­
te, 47 Staaten auf der Liste erschienen. Wie 
bisher befindet sicL die große Mehrheit i m 
Afrika südlich der Sahara (32), gefolgt von 
Asien und dem Pazifik (14). Aus der westli­
chen Hemisphäre blieb Hai t i das einzige 
Mitgl ied. Es sei daran erinnert, daß 1971 i n 
der ersten Liste der LDC nur 25 Staaten als 
solche qualifiziert wurden,- i n zwei Deka­
den erfolgte somit fast eine Verdoppelung 
(bei bekanntlich nicht immer gleichblei­
benden Kriterien). 
Insgesamt zählen die LDC jetzt etwa 500 
Mil l ionen Einwohner, das ist fast ein Fünf-
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tel aller i n den Entwicklungsländern le­
benden Menschen. Der Ante i l der LDC am 
BIP der Welt beläuft sich auf 4 v H , an der 
Ausfuhr aller Länder auf nur 1,5 v H . Die 
gesamte Verschuldung der 47 Staaten ist 
nicht weit von 100 M r d Dollar entfernt, 
und der zu leistende Schuldendienst be­
trägt jährlich 5,6 Mrd Dollar. Die ODA er­
brachte 1991 13,6 M r d Dollar für die L D C ; 

dieser Betrag müßte bis zum Jahr 2000 auf 
51,7 M r d Dollar (zu konstanten Preisen) er­
höht werden, u m die Fremdkapitalbedürf­
nisse der Gruppe i m Sinne des 1990 i n Pa­
ris verabschiedeten Aktionsprogramms 
voll zu decken (UN Doc. TD/B/1312). Eine 
wohl bei weitem zu ambitionierte Zielset­
zung. Obgleich sich zwischen 1981 und 
1990 der Beitrag der westlichen Geberlän­
der auf gut 12 M r d Dollar verdoppelt hat, 
ist der Ante i l am Bruttosozialprodukt, der 
für die LDC bestimmt war, m i t 0,08 v H am 
Ende der Dekade gleich hoch wie zu ihrem 
Beginn. Bei der Bundesrepublik Deutsch­
land ist - bei einer Steigerung i n absoluten 
Zahlen von 918 M i l l (1981) auf knapp 
1,4 M r d Dollar (1990) - sogar ein Rückgang 
von 0,13 auf 0,09 v H festzustellen. Was den 
Ante i l ihrer Leistungen zugunsten der 
LDC am Bruttosozialprodukt angeht, so 
stehen nach wie vor die nordischen Staaten 
und die Niederlande an der Spitze. 

I I I . M i t der am 20.Dezember 1991 ohne 
förmliche Abstimmung verabschiedeten 
Resolution 46/206 machte sich die Gene­
ralversammlung die Empfehlungen von 
CDP und ECOSOC zu eigen. Dem CDP 
gab sie auf, »sich m i t weiteren möglichen 
Verbesserungen der Kriterien und ihrer An­
wendung zu befassen« und 1997 darüber zu 
berichten. Alle drei Jahre soll eine Über­
prüfung der LDC-Liste vorgenommen wer­
den; eine Aufnahme i n die Liste ist nur un­
ter vorheriger Zustimmung des betroffenen 
Landes möglich. Hinsichtlich der »Länder, 
die aus der Kategorie der am wenigsten 
entwickelten Länder aufrücken, (muß) für 
einen reibungslosen Übergang gesorgt wer­
den«; der Zeitraum des Übergangs wird 
m i t drei Jahren veranschlagt und i m Falle 
Botswanas ausdrücklich so festgesetzt. 

Victor Beermann • 

UNCTAD V I I I : Auflösung des Gruppensy­
stems - Interessendifferenzen unter den 
Entwicklungsländern - UNCTAD-Reform 
- Stätte des Dialogs (11) 

(Dieser Beitrag knüpft an den Bericht i n 
V N 6/1987 S.206ff. über UNCTAD VII an.) 

Das i n den letzten Jahren drastisch gesun­
kene Gewicht der Entwicklungsländer i m 
internationalen Geschehen w i r k t sich 
auch auf jene Institutionen aus, die einst i n 
ganz besonderem Maße die Interessen der 
Dri t ten Welt fördern sollten. So war es be­
zeichnend, daß es schon mühsam genug 
war, für die Achte Handels- und Entwick­
lungskonferenz der Vereinten Nationen 
(UNCTAD VIII) einen Konferenzort zu f in­
den; die ursprünglich schon für Frühherbst 

1991 i n Punta del Este i n Uruguay ange­
setzte Tagung fand dann vom 8. bis 25.Fe­
bruar 1992 i m kolumbianischen Cartagena 
de Indias statt. Der seither beschworene 
»Geist von Cartagena< läßt zwar auf einen 
Neuanfang für die i n Genf ansässige 
UNCTAD, jenes etwas ins Abseits geratene 
Spezialorgan der UN-Generalversamm­
lung, hoffen; bei nüchterner Betrachtung 
wird man aber einräumen müssen, daß ein 
solcher Neubeginn auf einem drastisch ab­
gesenkten Niveau der Bedeutung und auch 
der Erwartungen erfolgt. 

Keine Konfrontation 

Besonderes Merkmal der Konferenz war, 
daß sie ohne die aus früheren Jahren be­
kannten Schärfen und Konfrontationen ab­
lief. Ihre vier Schlußdokumente wurden 
denn auch einvernehmlich verabschie­
det: 

• eine politische Erklärung (»Der Geist 
von Cartagena<), die den Willen der M i t ­
glieder bekräftigt, den Weg zu einer »Neuen 
Entwicklungspartnerschaft' einzuschla­
gen, ohne allerdings ins Detail zu gehen; 
• das eigentliche Abschlußdokument 
(»Stärkung nationaler und internationaler 
Maßnahmen und der multilateralen Zu­
sammenarbeit für eine gesunde, sichere 
und gerechte Weltwirtschaft«); / 
• eine Resolution über eine Welt-Roh­
stoffkonferenz, über deren Einberufung der 
Handels- und Entwicklungsrat (TDB) - das 
Lenkungsgremium der UNCTAD - nach 
weiteren Vorprüfungen entscheiden soll; 
• eine Botschaft an die i m Juni dieses Jah­
res stattfindende Konferenz der Vereinten 
Nationen über Umwelt und Entwicklung 
(UNCED), i n der sich die UNCTAD bereit 
erklärt, Implementierungsaufgaben von 
der UNCED zu übernehmen. 

Die Ziele und Erwartungen der Entwick-
lungs- und Industrieländer lagen erwar­
tungsgemäß weit auseinander. I m Lager 
der die Interessen der Entwicklungsländer 
artikulierenden »Gruppe der 77' (G-77) war 
man entschlossen, die erste Vollkonferenz 
der UNCTAD nach dem Ende des Ost-
West-Konflikts zu einer Festschreibung der 
Friedensdividende zu nutzen. Vorrangige 
Sorge der Industrieländer, die traditionell 
der UNCTAD skeptisch gegenüberstehen, 
war hingegen der anhaltende konjunktu­
relle Abschwung i n vielen westlichen In­
dustriestaaten sowie die noch nicht been­
dete Uruguay-Runde der multilateralen 
Handelsverhandlungen i m Rahmen des 
GATT. Vor diesem Hintergrund war man 
auf der Seite der Industrieländer schon i m 
Vorfeld der Konferenz darum bemüht, eine 
Reform der UNCTAD i n Richtung eines 
Dialog- und Analyseforums zu einem we­
sentlichen Diskussionspunkt zu machen. 
Das UNCTAD-Sekretariat unter General­
sekretär Kenneth S. Dadzie (Ghana) wie­
derum wollte dem Beispiel der UNCTAD 
VI I folgen und anstelle eines Resolutionen­
pakets ein kompaktes Abschlußdokument 
i n Cartagena verabschiedet sehen. Deshalb 
legte das Sekretariat i m Dezember 1991 ei­
nen Entwurfstext für das Abschlußdoku­

ment vor, der i m Januar nach den Anregun­
gen der Mitgliedsländer noch zweimal vom 
Sekretariat redigiert wurde und als Grund­
lage für die Textverhandlungen i n Cartage­
na diente. 
Neben den erstmals i m Rahmen der 
UNCTAD diskutierten Konzepten »good 
management', umweltverträgliche Ent­
wicklung und UNCTAD-Reform konzen­
trierte sich die Tagesordnung der UNCTAD 
VIII auf die fünf Sektorthemen Ressourcen, 
Handel, Technologie, Dienstleistungen 
und Rohstoffe. 
Schon i m Vörbereitungsprozeß wurde deut­
lich, daß der »Wind des Wandels« auch i n 
die Genfer Organisation hineingeweht hat­
te. Kennzeichnend dafür war insbesondere 
die fortschreitende Flexibilisierung des 
überkommenen Gruppensystems (A-Grup-
pe: afro-asiatische Staaten, B-Gruppe: 
westliche Industrieländer, C-Gruppe: la­
teinamerikanische Staaten, D-Gruppe: 
ehemalige »sozialistische- Staaten Osteuro­
pas, sowie China gewissermaßen als Extra­
gruppe). Nachdem die D-Gruppe bereits i m 
Herbst unübersehbare Auflösungserschei­
nungen gezeigt hatte, beschloß die B-Grup­
pe Ende 1991, sich künftig nicht mehr zu 
regelmäßigen Koordinierungen, sondern 
nur noch h in und wieder zu einem Mei­
nungsaustausch zu treffen und ohne Grup­
pensprecher aufzutreten. 
Dieser Entwicklung konnte und wollte 
sich die G-77 nicht widersetzen, zumal un­
ter den Entwicklungsländern die Interes­
senunterschiede teilweise erheblich waren. 
Gerade bei der Frage einer Reform der 
UNCTAD wurde dies augenfällig. Während 
zahlreiche lateinamerikanische Staaten die 
von den Industrieländern init i ierte Re­
form-Idee tatkräftig unterstützten, 
herrschte bei den Afrikanern und Asiaten 
die Furcht vor, die UNCTAD könne i m Zu­
ge der Reformmaßnahmen gänzlich zur Be­
deutungslosigkeit verdammt werden. Zwar 
paßten sich die afrikanischen und asiati­
schen Staaten letztlich der Flexibilisierung 
an und ließen nicht mehr nur ihre regiona­
len Gruppensprecher (Algerien bezie­
hungsweise Jugoslawien) i m Plenum oder 
den Ausschüssen argumentieren,- auf den 
Schutz der regionalen Koordinierung wol l ­
te aber keine der beiden Ländergruppen 
verzichten. 
Nutznießer der Auflösung des Gruppensy­
stems waren i n erster Linie die Industrie­
staaten, die m i t einer Vielzahl von Spre­
chern i n die Textverhandlungen eingriffen. 
Insbesondere der Europäischen Gemein­
schaft (mit Portugal als deren Sprecher) fiel 
dabei eine Schlüsselrolle zu, aber auch 
kleinere Staaten wie die Schweiz oder die 
nordischen Länder bestimmten wesentlich 
die Argumentation. Allgemein wurde be­
grüßt, daß sich auch die Vereinigten Staa­
ten dem kooperativen Konferenzklima an­
paßten und sich m i t zahlreichen Konsens­
vorschlägen u m einen positiven Ausgang 
der Verhandlungen bemühten. 

Geringe Ausbeute für G-77 

Trotz oder gerade wegen der unerwarteten 
De-facto-Auflösung des Gruppensystems 
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gestaltete sich bei der Verschiedenheit der 
Erwartungen die inhaltliche Arbeit schwie­
rig, so daß der i n Cartagena zu verhandeln­
de Entwurfstext des Abschlußdokuments 
reichlich eckige Klammern u m die kontro­
versen Passagen aufwies. Angesichts der 
i m Vergleich zu früheren UNCTAD-Konfe-
renzen verkürzten Konferenzdauer 
(zweieinhalb Wochen) war von Beginn an 
der Zeitdruck für alle Delegationen sehr 
hoch. Neben einem die Konferenz leiten­
den Hauptausschuß (unter deutschem Vor­
sitz) wurden für die eigentlichen Textver­
handlungen zwei Arbeitsgruppen sowie 
mehrere Vorbereitungsgruppen zu den ein­
zelnen Sektorthemen gebildet. Kernthe­
men der ersten Arbeitsgruppe waren die 
Frage der Kompetenz i m Bereich des Mana­
gements i m weitesten Sinne - des 'good 
management- - , die umweltverträgliche 
Entwicklung sowie die von Industrie- und 
Entwicklungsländern angestrebte Neue 
Entwicklungspartnerschaft. Die Diskus­
sionen zeigten eine wachsende Überein­
stimmung, daß die globalen politischen 
und technischen Veränderungen die 
Grundlagen der Entwicklungspolitik ver­
ändert und zu noch mehr weltweiter Inter-
dependenz geführt haben. 
Trotz der vielfach vollzogenen politischen 
und wirtschaftlichen Reformen, die von 
den Entwicklungsländern wiederholt i n 
den Vordergrund gestellt wurden, machte 
die Diskussion über die nationale und 
internationale Ebene des >good manage­
ment- deutlich, daß viele Entwicklungs­
länder bei der Formulierung konkreter 
Maßnahmen i n Schwierigkeiten geraten. 
Die auf Betreiben der Industriestaaten i n 
das Abschlußdokument eingefügte Ver­
knüpfung von Demokratie, Menschenrech­
ten und Entwicklung wurde vor allem von 
den lateinamerikanischen Staaten ge­
stützt. 
Anders als beim -good management- konn­
te beim Konzept über umweltverträgliche 
Entwicklung relativ zügig ein Konsens 
über die gemeinsame, aber differenzierte 
Verantwortung aller Staaten erreicht wer­
den. Umweltmaßnahmen und wirtschaftli­
ches Wachstum sollten, so der Konsens, 
durch offeneren Handel, angemessene zu­
sätzliche M i t t e l sowie durch wissenschaft­
lich-technische Zusammenarbeit i n Ein­
klang gebracht werden. 
Diffus blieb die Formulierung der Neuen 
Entwicklungspartnerschaft, die von der 
primären Eigenverantwortung jedes Landes 
für die Entwicklung ausgeht, wobei die 
Verbesserung der menschlichen Lebensbe­
dingungen (Armutsbekämpfung, soziale 
Entwicklung) i m Mit te lpunkt steht. 
Nicht ergiebiger verlief für die Entwick­
lungsländer die Erörterung der Sektorthe­
men Ressourcen, Handel, Technologie, 
Dienstleistungen und Rohstoffe i n der 
zweiten Arbeitsgruppe. Wesentliche Ele­
mente der Wunschliste der Teheraner G-
77-Ministerkonferenz vom November 1991 
(TD/356) wurden nicht ins Abschlußdoku­
ment der UNCTAD VIII aufgenommen. 
Trotz weitergehender Forderungen der Ent­
wicklungsländer konnten es die Industrie­
staaten durchsetzen, daß die Rolle der 

UNCTAD i m Verschuldungsbereich auf 
analytische Arbeiten beschränkt bleibt. 
Dem Wunsch der am wenigsten entwickel­
ten Länder (LDC) nach einer Aufstockung 
der öffentlichen Entwicklungshilfeleistun­
gen u m 15 v H wegen der Erweiterung der 
LDC-Liste auf nunmehr 47 Staaten gaben 
die Industriestaaten nicht nach. Hinsicht­
l ich der alten G-77-Forderung nach Neuzu­
teilungen von IMF-Sonderziehungsrechten 
erscheint i m Abschlußdokument nur eine 
kurze Formel, daß die IMF-Mitglieder diese 
Frage weiter verfolgen sollten. 
I m Handelsbereich räumten die Industrie­
länder der UNCTAD nicht wie gewünscht 
ein >Verhandlungsrecht« ein, sondern nur 
den Part der »Analyse und Diskussion von 
Handelsfragen«. Das i m Vorfeld der Konfe­
renz viel beachtete Konzept der Handelsef-
fektivierung (trade efficiency) wurde in 
Form einer Ad-hoc-Arbeitsgruppe als neues 
Thema i n die UNCTAD-Arbeit aufgenom­
men. 

Bezüglich der Bewertung der langjährigen 
Arbeiten am Entwurf eines Kodex zum 
Technologietransfer wurde nach langen 
Diskussionen eine Formulierung gefunden, 
daß auf Grund des Dissenses zwischen In­
dustrie- und Entwicklungsländern gegen­
wärtig die Bedingungen nicht existieren, 
u m die Arbeiten am Kodex erfolgreich ab­
zuschließen. 
I m für die Entwicklungsländer zunehmend 
wichtigen Dienstleistungssektor sagten 
die Industriestaaten weitere Unterstützung 
bei der Ausbildung und der Zusammenar­
beit i m Bereich der Technologie zu, u m die 
für einen leistungsfähigen Dienstleistungs­
bereich notwendigen Infrastrukturen auf­
zubauen. 
Entgegen vorherigen Erwartungen sorgte 
der Rohstoffbereich auf Grund des kolum­
bianischen Vorstosses für eine Weltroh­
stoffkonferenz für Aufsehen auf der 
UNCTAD VIII . Die Initiative wurde insbe­
sondere von den afrikanischen Staaten auf­
gegriffen, da es gerade ihnen schwerfiel, die 
Kompetenzen der UNCTAD beim traditio­
nellen Thema Rohstoffe auf Analyse und 
Diskussion zu beschränken. Die i m Kon­
sens verabschiedete Resolution dämpfte je­
doch die Erwartungen an eine solche Kon­
ferenz angesichts der langwierigen Vorprü­
fungsphase. 

Industrieländer zufrieden 

Die i n Cartagena i m Rahmen des Haupt­
ausschusses der Konferenz formulierten 
Maßnahmen einer Revitalisierung der 
UNCTAD stellen keine Änderung des 1964 
i n Resolution 1995(XIX) der Generalver­
sammlung erteilten Mandats dar, sondern 
lediglich eine Neudefinition. Die Ausrich­
tung der UNCTAD hat sich stärker auf das 
Schema »Dialog-Analyse-Meinungsbil-
dung-Konsensfindung< i n allen entwick­
lungsrelevanten Fragen verlagert. Konkrete 
Verhandlungen, wie sie i n erster Linie die 
afrikanischen und asiatischen Delegatio­
nen forderten, sollen nur i n Einzelfällen, 
bei denen sinnvolle operative Ergebnisse 
möglich erscheinen, erfolgen. Die beste­
henden Ausschüsse werden bis auf zwei 

Alois lelonek ist seit Jahresbeginn Ständiger 
Vertreter Deutschlands bei dem Büro der Ver­
einten Nationen und bei den anderen inter­
nationalen Organisationen in Genf: er folgt 
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bruck und Köln; in Köln legte er die Prüfung 
zum Diplom-Kaufmann ab und wurde 1961 
zum Dr. rer.pol. promoviert. Dem Auswärti­
gen Dienst gehört er seit 1959 an; von 1978 
bis 1984 war er stellvertretender Missions­
chef der Ständigen Vertretung der Bundesre­
publik Deutschland am UN-Sitz in New 
York. Vor seiner Entsendung nach Genf leite­
te er mehrere fahre die Europa- und Wirt­
schaftsabteilung des Auswärtigen Amts. 

(Ausschüsse für Präferenzen beziehungs­
weise über restriktive Handelspraktiken) 
aufgelöst und durch vier neue Ausschüsse 
ersetzt, die die Themen Rohstoffe, Armuts­
bekämpfung, wirtschaftliche Zusammen­
arbeit der Entwicklungsländer untereinan­
der sowie Dienstleistungen abdecken. Die 
Tagungsdauer der Ausschüsse ist auf maxi­
mal fünf Tage beschränkt worden. Als Er­
gänzung zu den Ausschüssen erhält der 
TDB zeitlich begrenzte Ad-hoc-Arbeits-
gruppen zu den Bereichen Finanzströme, 
Handelseffektivierung, Privatisierung, 
Handelsausweitung sowie Beziehungen 
zwischen Investitionen und Technologie­
transfer. Externe Experten sollen vermehrt 
i n die UNCTAD-Arbeit integriert werden, 
u m die Analysefähigkeit der Organisation 
zu stärken. 
In Anbetracht der relativ umfassenden Re­
formbeschlüsse war man auf Seiten der In­
dustrieländer m i r dem Ausgang der 
UNCTAD VIII zufrieden. Kritisiert wurde 
lediglich die unpräzise politische Erklä­
rung, i n der Worte wie Demokratie und 
Menschenrechte fehlen. I m Lager der Ent­
wicklungsländer war jedoch die Enttäu­
schung nicht zu verbergen. Z u m einen war 
es i n den fünf Sektorthemen nicht gelun­
gen, eigene Prioritäten durchzusetzen. 
Z u m anderen standen vor allem die afrika­
nischen und asiatischen Staaten dem Aus­
bau der UNCTAD zu einem reinen Dialog-
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forum skeptisch gegenüber. Und nicht zu­
letzt wurde i n Cartagena einmal mehr 
deutlich, daß die Zeiten, i n denen die Ent­
wicklungsländer als einheitliche Pressure-
group auftraten, wohl endgültig vorbei 
sind. 
Der »Geist von Cartagena- wird sich daran 
messen lassen müssen, inwieweit es ge­
lingt, die Reformmaßnahmen Wirklichkeit 
werden zu lassen. Ein hohes Maß an pol i t i ­
schem Willen wird dafür notwendig sein. 
Trotz aller positiven Ansätze, die die 
UNCTAD zweifellos aufweist (unter ande­
rem i m Bereich der technischen Zusam­
menarbeit) und trotz des »neuen- Konfe­
renzklimas auf der UNCTAD VIII bleibt 
abzuwarten, ob die UNCTAD wieder »das-
Nord-Süd-Forum werden wird . In jedem 
Fall wird beim weiteren Fortgang der U N -
Reform danach zu fragen sein, wo mögli­
che Überschneidungen zwischen der 
UNCTAD, der Generalversammlung, de­
ren 2. Hauptausschuß und dem Wirt­
schafts- und Sozialrat vermieden werden 
können. 

Volker Löwe • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Übereinkommen zur Beseitigung jeder 
Form von Rassendiskriminierung: 39. und 
40.Tagung des C E R D - Allgemeine An­
merkungen - Eigenwilliger Ansatz zur Be­
handlung überfälliger Berichte - Erste ge­
meinsame Sitzung mit Menschenrechts-
Unterkommission (12) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in V N 4/ 
1991 S.144f. fort. Text des Übereinkom­
mens: V N 1/1968 S.28ff.) 

Vornehmlich m i t der Prüfung von Staaten­
berichten gemäß Art ike l 9 der Rassendis­
kriminierungskonvention befaßten sich 
die 18 Experten des Ausschusses für die Be­
seitigung der rassischen Diskriminierung 
(CERD) auf ihrer 39. und 40.Tagung i m 
Genfer Völkerbundpalast (4.-22.3. und 5.-
23.8.1991). Das Verfahren, Länderberichter­
statter für die einzelnen Staatenberichte zu 
berufen, hat sich mittlerweile eingespielt; 
es trägt wesentlich zur Straffung der Be­
richtsprüfungen bei. 
Nach dem Vorbild des Menschenrechtsaus­
schusses gibt seit seiner 39.Tagung nun 
auch der CERD nach den abschließenden 
Bemerkungen des Staatenvertreters eine 
generelle Würdigung des Staatenberichts 
ab, die vom jeweiligen Länderberichterstat­
ter des CERD vorgeschlagen wird . Diese 
sogenannten Allgemeinen Anmerkungen 
(general assessments) sollen sich auch in 
dem Bericht an die Generalversammlung 
niederschlagen. 
Die Rassendiskriminierungskonvention ist 
das menschenrechtliche Vertregswerk m i t 
der höchsten Akzeptanz i n der internatio­
nalen Gemeinschaft; zur Zeit der 40.Ta­
gung gehörten ihr 129 Vertragsstaaten an. 

39.Tagung 

Nachdem Irak und Jemen u m Verschiebung 
der Prüfung ihrer Berichte gebeten hatten, 
lagen dem Ausschuß lediglich elf Berichte 
zur Prüfung vor. 
Z u m Bedauern der Ausschußmitglieder 
mußte der Report von Barbados i n Abwe­
senheit eines Staatenvertreters behandelt 
werden - m i t der Konsequenz, daß die Fra­
gen der Experten schriftlich an das berich­
tende Land weitergegeben werden mußten. 
Versuche, die Berichtsprüfung deswegen zu 
vertagen, waren an dem Einspruch eines 
Sachverständigen gescheitert, ein Staat sei 
schließlich nicht zur Entsendung eines 
Vertreters verpflichtet. Der Bericht selbst 
beschränkte sich auf eine Beschreibung des 
Rechtssystems. 
Verhältnismäßig ausführlich hingegen war 
der Bericht Argentiniens, der sich schwer­
punktmäßig m i t der Lage der Urbevölke­
rung befaßte. Hier kritisierten die Experten 
allerdings, daß zwar sehr ausführlich Maß­
nahmen zur wirtschaftlichen Unterstüt­
zung der Ureinwohner dargestellt wurden, 
Angaben zur konkreten Umsetzung der 
Maßnahmen aber fehlten. Die Antworten 
der argentinischen Delegation fielen zum 
Teil recht allgemein aus und vermochten 
den Ausschuß nicht immer zufriedenzu­
stellen. 
Der Bericht der Ukraine gab einen Über­
blick über gesetzgeberische und praktische 
Maßnahmen, die auf eine Verbesserung 
und Stärkung politischer, wirtschaftlicher 
und sozialer Rechte der Menschen unge­
achtet ihrer Rasse oder Nationalität abziel­
ten. Besonders hingewiesen wurde auf die 
gravierenden politischen Veränderungen 
i m Land, insbesondere auf die Erklärung 
staatlicher Unabhängigkeit i m Juli 1990 als 
der Grundlage für die Demokratisierung 
des Landes. Der Experte aus Deutschland, 
Rüdiger Wolfrum, vermißte demographi­
sche Angaben i n dem Bericht. Er betonte 
die Notwendigkeit aktiver Maßnahmen ge­
gen den Rassismus, da keine Gesellschaft 
gegen dieses Phänomen gefeit sei. Der 
ukrainische Vertreter sagte genaue demo­
graphische Angaben für den nächsten Be­
richt zu. Die Bevölkerung seines Landes 
setze sich aus 110 verschiedenen Nationali­
täten zusammen, von denen die Ukrainer 
72 v H ausmachten; die 11 v H Russen 
machten die zweit- und die Juden die dritt­
größte Bevölkerungsgruppe aus. Derzeit 
werde die Russifizierungspolitik des unter­
gegangenen totalitären Regimes nach Mög­
lichkeit korrigiert; die entsprechenden 
Maßnahmen richteten sich jedoch nicht 
gegen bestimmte Bevölkerungsgruppen. 
Der Ausschuß erkannte die Bemühungen 
der Ukraine an, hob jedoch hervor, wegen 
der politischen Umwälzungen blieben 
noch viele Fragen offen, die i n dem näch­
sten Bericht zu behandeln seien. 
Die Länderberichterstatterin für Burundi, 
die Expertin aus Indien, gratulierte diesem 
Land für die Bemühungen u m nationale 
Einheit, insbesondere die Beendigung dis-
kriminatorischer Praktiken gegen die Ba-
hutu. Den beiden großen ethnischen Grup­
pen - Bahutu und Batutsi - müsse Gleich­

behandlung vor Gericht, auf dem Arbeits­
markt und i m Erziehungswesen gewährt 
werden. Der Vertreter Burundis gab an, bei­
de Gruppen seien gleichberechtigt, Vertre­
ter beider Gruppen hätten wichtige Ämter 
inne. In der Armee allerdings täten fast 
ausschließlich Batutsi, die generell über ei­
ne höhere Bildung verfügten, Dienst. 
Deutlich politisch gefärbt war der Bericht 
Kubas. Eine Erörterung der Ein- und Aus­
reiseregelungen lehnte der kubanische Ver­
treter als jenseits der Kompetenz des Aus­
schusses liegend ab; i m übrigen werde nie­
mand zum Verbleiben i m Lande gezwun­
gen, er müsse lediglich einen aufnahme­
wil l igen Staat nachweisen können. Auf ei­
ne Überrepräsentation Schwarzer i n den 
kubanischen Gefängnissen angesprochen, 
erklärte er, soziale Unausgewogenheiten 
seien nach wie vor dem Erbe der Kolonial­
zeit zuzurechnen. Dem Rassismus immer­
h in sei der Garaus gemacht worden, und 
kein entsprechend motiviertes Del ikt blie­
be ungesühnt. 
Die Verfassung Portugals, so der Staaten­
vertreter, spiegele die Verurteilung und Be­
kämpfung jeder A r t von Rassismus wider. 
So sind unter anderem faschistische, rassi­
stische und kolonialistische Organisatio­
nen verboten, und die Verbreitung rassisti­
schen Gedankenguts ist strafbar. In Portu­
gal lebende Ausländer haben das Wahl­
recht. Auch i n Portugal gibt es verstärkt 
Aktivitäten sogenannter Skinheads, die der 
extremen Rechten zugehören und den Ras­
sismus auf ihre Fahnen geschrieben haben. 
Der Ausschuß, der den portugiesischen Be­
richt insgesamt sehr positiv bewertete, er­
bat nähere Angaben, wie Portugal dieser 
rassistischen Bewegung wirksam entgegen­
treten w i l l . 
Praktisch inhaltslos war der Bericht Uru­
guays, der auf nur vier Seiten einen Be­
richtszeitraum von acht Jahren abzudecken 
versuchte. So ist es kein Wunder, daß wich­
tige Daten, etwa über die Zusammenset­
zung der Bevölkerung, völlig fehlten und 
vom Ausschuß nachgefordert wurden. Auf 
einhellige Kr i t ik stieß die Äußerung des 
Staatenvertreters, sein Land sei ethnisch 
völlig homogen, also könne es keine Ras­
sendiskriminierung geben, weshalb sich 
spezielle Gesetze erübrigten. Positiv be­
wertet wurde, daß dieses Land, das sich i n 
einer Übergangsphase befindet, überhaupt 
wieder den Dialog m i t dem Ausschuß 
suchte. 
Keine Probleme warf der Report Maltas 
auf. Der Ausschuß hatte den Eindruck, daß 
sowohl Rechtsordnung als auch -praxis 
konventionskonform seien. 
Schweden betonte, es habe die Konvention 
erfolgreich umgesetzt. Vor kurzem habe die 
1982 gebildete Regierungskommission zur 
Verbesserung der Lage der Samen ihre Ar­
beit abgeschlossen, ihr Bericht liege derzeit 
der Regierung vor. Schwerpunkte der Un­
tersuchung seien die Möglichkeiten der Sa­
men zur Beibehaltung ihrer traditionellen 
Lebensweise, zu der die Rentierzucht gehö­
re, und die mögliche Wahl eines speziell 
die Belange der Samen vertretenden Gre­
miums gewesen. Einige Ausschußmitglie­
der fanden, Schwedens Bemühungen ge-
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genüber dieser ethnischen Gruppe seien 
noch nicht ausreichend, und der politische 
Ansatz sei i m übrigen »paternalistisch«. 
Vor allem der Experte aus Deutschland 
wies auf die veränderte Aufnahmepolitik 
gegenüber Asylbewerbern und Einwande­
rern h i n und fragte nach, ob - wie dies aus 
einem Bericht des Europaparlaments her­
vorgehe - diese restriktive Politik einer 
wachsenden rassistischen Strömung i n 
Schweden Rechnung trage. Über die Be­
schränkungen bei der Aufnahme von Aus­
ländern, insbesondere auch Budgetkürzun­
gen, äußerte der Ausschuß abschließend 
denn auch Besorgnis, erkannte aber die 
überzeugenden Bemühungen Schwedens 
i m Kampf gegen den Rassismus an. Insge­
samt gingen die Experten nicht von we­
sentlichen Defiziten des schwedischen Sy­
stems aus, doch haben sie deutlich ge­
macht, daß Versuche zur Schönfärberei 
nicht überzeugen können. 
Sehr detailliert und informativ war die Be­
richterstattung Kanadas, die von einer un­
gewöhnlich großen Delegation präsentiert 
und von dem Ausschuß sehr positiv aufge­
nommen wurde. Die Mehrheit der Bevöl­
kerung ist britischen oder französischen 
Ursprungs, lediglich 4 v H sind Ureinwoh­
ner. Den Versuch, die gegenwärtigen Pro­
bleme zwischen dem Staat und den India­
nern auszuklammern, machte der Aus­
schuß m i t gezielten Nachfragen gerade zu 
diesem Bereich zunichte. Die kanadische 
Delegation erklärte, derzeit würden die Be­
ziehungen zwischen Regierung und India­
nern neu geordnet. Die seien an der Revi­
sion der Verfassung beteiligt, Landansprü­
che der Ureinwohner würden überprüft, 
und diese sollten mehr Autonomie erhal­
ten. Da die Indianer eine Assimilation ab­
lehnten, nähmen sie eine gesellschaftliche 
Sonderstellung ein,- sie seien »mehr als ei­
ne Minderheit«. 

Ähnlich informativ war der Bericht Groß­
britanniens, dem die Jahresberichte zur 
Rassengleichheit sowie verschiedene Parla­
mentsberichte beigefügt waren. Probleme 
gibt es insbesondere i m Ausbildungsbe­
reich sowie auf dem Arbeits- und Woh­
nungsmarkt, wie der britische Vertreter of­
fen zugab. Da er gleichzeitig überzeugend 
die Bemühungen seiner Regierung zur Ver­
hinderung von Diskriminierungen darleg­
te, gewann der Ausschuß insgesamt einen 
positiven Eindruck von den vielfältigen 
Schritten zur Umsetzung der Konvention. 

I m Konsens gebilligt wurde ein neues Ver­
fahren zur Behandlung überfälliger Berich­
te: Es sollen künftig die alten Berichte der­
jenigen Staaten wiederaufgegriffen werden, 
die ihrer Berichtspflicht über einen länge­
ren Zeitraum nicht nachgekommen sind. 
Den betroffenen Staaten wurde die neue 
Vorgehensweise mitgeteilt; sie wurden auf­
gefordert, Informationen vorzulegen und 
einen Vertreter zur 40.Tagung des Aus­
schusses zu entsenden. 
Angesichts dieser Vielfalt von Aktivitäten 
n i m m t es nicht wunder, daß der Vorsitzen­
de des CERD, der Pakistaner Agha Shahi, 
diese Tagung als »eine der intensivsten« 
des Ausschusses charakterisierte. 

40.Tagung 

Viel Zeit wurde dem australischen Bericht 
gewidmet, der die mult ikulturel le Politik 
auf Bundes- und Länderebene betonte. Be­
sorgnis äußerte der Ausschuß über die un­
verhältnismäßig hohe Zahl an Todesfällen 
von Ureinwohnern i n Gefängnissen. Der 
australische Vertreter begründete dies m i t 
der überproportionalen Präsenz der Abori­
gines i n den Gefängnissen, die wesentlich 
auf Probleme i m Wohnungs- und Arbeits­
bereich und ihren oft schlechten Gesund­
heitszustand zurückzuführen seien. Wäh­
rend die Arbeitslosenquote insgesamt bei 
9 v H liege, belaufe sie sich bei den Urein­
wohnern auf 35 v H . Der Ausschuß würdig­
te die bisherigen Bemühungen Australiens, 
die Lage der Ureinwohner zu verbessern, 
hielt aber weitere Maßnahmen insbeson­
dere auf dem Erziehungs- und Wohnungs­
sektor und bei der Gesundheitsfürsorge für 
erforderlich. 
Bei der Erörterung des irakischen Berichts 
erklärte der Vertreter dieses Staates, alle 
Gesetze würden ohne Diskriminierung aus 
Gründen der Rasse, des Geschlechts, der 
Sprache, der Religion oder des Glaubens 
angewandt. Nach dem Iran-Irak-Krieg habe 
sich die politische Führung Iraks gegenüber 
den Kurden verantwortlich gefühlt und ih ­
nen eine generelle Amnestie versprochen, 
u m sie zur Rückkehr zu bewegen. In der 
autonomen Region Kurdistan seien neue 
Ansiedlungen errichtet worden, und an den 
dortigen Schulen werde i n kurdischer Spra­
che unterrichtet. Irak, »die Wiege der Z i v i ­
lisation«, hätte ohne die Einigkeit des Vol­
kes nicht die jahrhundertelange Unter­
drückung und Leidenszeit überstehen kön­
nen. Probleme m i t Kurden und Schiiten 
seien keine Rassenprobleme, sondern poli­
tische Fragen, hierfür seien äußere, von 
Irak nicht verschuldete Umstände verant­
wortl ich. Über die Behandlung der Kuwai­
ter unter der irakischen Besatzung schwieg 
sich Bagdad aus. Der Ausschuß äußerte 
sich insgesamt unzufrieden über die Be­
richtsvorstellung und kritisierte die oft un­
zureichende Umsetzung der Konvention. 
Ihre Rechte hätten auch gegenüber den Ku­
waitern angewandt werden müssen, solan­
ge Irak ihr Gebiet kontrolliert habe. 
I m Mit te lpunkt der Prüfung des bulgari­
schen Berichts standen die Rechte ethni­
scher und religiöser Minoritäten, beson­
ders der Türken, Moslems und Zigeuner. 
Die frühere Politik, die Assimilation von 
bulgarischen Bürgern türkischer Natio­
nalität zu erzwingen, wurde von der Dele­
gation verurteilt. Die Demokratisierung 
als solche biete allerdings noch keine Ga­
rantie für eine unbedingte Einhaltung der 
Menschenrechte; dahin führe noch ein lan­
ger Weg. Das Diskriminierungsverbot al­
lerdings habe Verfassungsrang. Der Report 
stellte den Ausschuß nicht zufrieden, doch 
die offene und detaillierte mündliche Prä­
sentation konnte einige Lücken füllen. 
Als weiterer brisanter Bericht stand der is­
raelische auf der Tagesordnung. Die wir t ­
schaftliche Situation und die Zerstörung 
von Häusern i n den besetzten Gebieten so­
wie die Lebensbedingungen und Rechte der 

Palästinenser und der arabischen Bürger Is­
raels waren Schwerpunkte der Diskussion. 
Die Delegation erklärte, auf Grund der spe­
ziellen geschichtlichen Erfahrungen sei die 
Anwendung rassendiskriminierender Prak­
tiken i n ihrem Land unvorstellbar. Der von 
israelischer Seite behaupteten Gleichbe­
handlung von Palästinensern hielten die 
Experten Gegenbeispiele entgegen. Auch 
rügte der CERD, daß der Bericht keine A n ­
gaben über die besetzten Gebiete enthielt. 
Israels Vertreter erklärte, i n diesen Gebie­
ten sei allein das humanitäre Kriegsrecht 
anzuwenden, dessen Nachprüfung nicht i n 
die Kompetenz des Ausschusses falle. Die­
se Argumentation überzeugte den Aus­
schuß nicht, der i n seinen Allgemeinen 
Anmerkungen kritisierte, daß Israel i n den 
besetzten Gebieten weder die Rassendisk­
riminierungskonvention noch die Genfer 
Konvention zum Schutze der Zivilbevölke­
rung i n Kriegszeiten anwende. 
In Mexiko scheinen Diskriminierungen 
nicht aus rassischen Gründen, sondern 
eher auf Grund der schlechten sozio-öko-
nomischen Lage zu erfolgen. Nachfragen 
gab es zu Berichten über Menschenrechts­
verletzungen an den Triqui und Axaca. 
Wieder einmal behauptete ein Land, da es 
keine Rassendiskriminierung kenne, sei 
auch keine Ausführungsgesetzgebung not­
wendig. Für diese Haltung erntete Syrien 
herbe Kr i t ik . Besonders interessiert zeigte 
sich der Ausschuß an der Situation der jü­
dischen Minderheit, deren Benachteiligung 
der syrische Vertreter i n Abrede stellte. 

Sodann befaßte sich der Ausschuß - wie 
auf der 39.Tagung angekündigt und den be­
troffenen Staaten mitgeteilt - m i t den Län­
dern, die am längsten ihrer Berichtspflicht 
nicht nachgekommen sind. Dem einzigen 
europäischen Staat i m Kreis dieser schwar­
zen Schafe — Belgien - gelang i n letzter M i ­
nute ein Aufschub m i t der Versicherung, 
bis Ende des Jahres werde ein neuer Bericht 
vorgelegt. Ähnliche Versuche von Guinea 
und Togo schlugen fehl. 
Sierra Leones Bericht liegt über 15 Jahre zu­
rück, inhalt l ich wurde auf i h n unter Ver­
weis auf den neuen Verfassungsprozeß 
nicht näher eingegangen. 
Gegenüber Swasiland wurde vor allem ge­
rügt, daß die wirtschaftliche und politische 
Macht i n den Händen einer Minderheit lie­
ge; auch das zu einer steigenden Zahl von 
Staatenlosen führende Staatsangehörig­
keitsrecht begegnete der Kr i t ik . 
Nachdem Guinea seinerzeit seinen Erstbe­
richt schon vor Fälligkeit vorgelegt hatte, 
konnte der Ausschuß auf eine fruchtbare 
Zusammenarbeit hoffen. Eine Hoffnung, 
die allerdings heib enttäuscht wurde, denn 
diesem Bericht von 1978 folgten keine wei­
teren Informationen. Interessant wären vor 
allem Angaben über die kürzlich vollzoge­
ne Verfassungsreform gewesen. 
Hinsichtlich Zaires gab es Fragen etwa 
nach den Vorfällen an der Universität Lu-
bumbashi, wo offensichtlich Rollkomman­
dos der Regierung eine Reihe von Studen­
ten umgebracht haben. 
Gambia hat zwar seinen 1982 fälligen 
Zweitbericht nicht vorgelegt, wohl aber ge-
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genüber dem Menschenrechtsausschuß 
seine Berichtspflichten erfüllt. Die man­
gelnde Berichterstattung gegenüber dem 
CERD erschien diesem u m so unverständ­
licher, als die menschenrechtliche Situa­
t ion dieses Landes i m großen und ganzen 
zufriedenstellend ist. 
Côte d'Ivoire hatte einen Vertreter ent­
sandt, der die Verzögerung der fälligen Be­
richte m i t mangelnder Koordination auf 
Verwaltungsebene und den Auswirkungen 
einer schweren Wirtschaftskrise zu erklä­
ren versuchte. Ausweislich des letzten Be­
richts leben dort über 60 verschiedene eth­
nische Gruppen - Anlaß genug, u m nach 
besonderer Benachteiligung bestimmter 
Gruppen zu fragen. Eine solche wurde von 
dem Delegierten schlichtweg bestritten; 
alle hätten gleichmäßig unter dem Verfall 
der Kaffee- und Kakaopreise zu leiden. Im­
merhin wurde ein ausführlicher Bericht für 
die nächste Zukunft angekündigt. 
Völlig überholt ist der vor zehn Jahren vor­
gelegte Bericht Libanons. Die sich dort zu­
tragenden Menschenrechtsverletzungen 
gehen auf das Konto sich bekämpfender 
Mil izen. Dieser Staat wurde angesichts sei­
ner äußerst schwierigen Lage dringend zur 
Wiederaufnahme des Dialogs aufgefordert. 
Vor neun Jahren hatte Gabun einen fünf-
zeiligen Bericht vorgelegt und seitdem kei­
ne weiteren Informationen mitgeteilt . Po­
sitiv wurden die neue Verfassung und die 
kürzlich angenommene Charta über Rech­
te und Freiheiten beurteilt. 
Togo hat 1987 eine nationale Menschen­
rechtskommission eingerichtet, die den 
Schutz der bürgerlichen Rechte verbessern 
helfen soll. Besorgt äußerte sich der Aus­
schuß über ethnische Spannungen. 
Der Zehn-Punkte-Plan der 1986 nach ei­
nem ^siegreichen Guerillakrieg an die 
Macht gelangten Nationalen Widerstands­
bewegung und des Präsidenten Yoweri M u ­
seveni - m i t den Kernelementen Wieder­
herstellung der Demokratie, Wahrung der 
staatlichen Einheit sowie Freiheit und Si­
cherheit der Person — bestimmt i n Uganda 
die Eckpunkte der Politik. Eine neue Ver­
fassung ist i n Arbeit und w i r d von einer 
breiten Öffentlichkeit diskutiert. Den­
noch, so der Ausschuß, sei die Lage weiter­
h in unklar, alles hänge von einer Beendi­
gung der noch immer andauernden militä­
rischen Auseinandersetzungen ab. K r i t i ­
siert wurden bislang nicht aufgeklärte 
Übergriffe der Armee. 
Die Debatte bezüglich Fidschis konzen­
trierte sich auf die neue Verfassung von 
1990, die von einem Experten als »institu­
tionalisierte Rassendiskriminierung« be­
zeichnet wurde: Obwohl weniger als die 
Hälfte der Bevölkerung Melanesier sind, 
w i r d deren führende Rolle durch das Wahl­
recht zementiert. Dies führt zu einer poli­
tischen Unterrepräsentation der eingewan­
derten Inder. Der Ausschuß zeigte sich be­
sorgt über die auch i n anderen Bereichen 
anhaltenden Diskriminierungen. 
Nur kursorisch diskutiert wurde die Situa­
t ion der Bahamas, was nicht zu neuen Er­
kenntnissen führte. 

Alle Staaten wurden jeweils dringend auf­

gefordert, ihrer Berichtspflicht ohne Verzug 
nachzukommen und den Dialog m i t dem 
Ausschuß wiederaufzunehmen. 
I m Konsens, aber nach sehr kontroverser 
Diskussion, beschloß der CERD, daß seine 
Mitglieder - nicht aber der Ausschuß 
selbst - bei der Prüfung von Staatenberich­
ten auf alle Informationen, also auch jene 
von nichtstaatlichen Organisationen, zu­
rückgreifen dürfen. 
A m 19.August 1991 fand erstmalig eine ge­
meinsame Sitzung des CERD m i t der Un­
terkommission zur Verhütung von Diskri ­
minierung und für Minderheitenschutz, 
die der Menschenrechtskommission zuar­
beitet, statt (vgl. auch V N 1/1992 S.28). Jan 
Martenson, der damalige UN-Untergene­
ralsekretär für Menschenrechte, bezeich­
nete dieses Treffen als wichtigen Schritt i m 
Kampf gegen den Rassismus. Erörtert wur­
den Bereiche einer künftig intensiveren 
Zusammenarbeit. 
Für die Weltkonferenz über Menschenrech­
te 1993 hat der Ausschuß nunmehr seine 
Vorschläge zur Tagesordnung vorgelegt. So 
soll das Berichtssystem der verschiedenen 
Menschenrechtsinstrumente bewertet und 
die Rolle nationaler Menschenrechtskom­
missionen untersucht werden. 

Martina Palm-Risse • 

Entkolonisierung und Treuhandfragen 

Westsahara: Waffenruhe von UN-Beob­
achtern überwacht - Einspruch Marokkos 
gegen Wählerliste - Referendum verscho­
ben - Neuorientierung algerischer West­
sahara-Politik? (13) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 4/ 
1991 S.150L fort.) 

I . Die zweite Jahreshälfte 1991 brachte der 
Westsahara nicht den erwarteten Beginn 
der Konfliktregelung auf der Grundlage des 

UN-Friedensplans, der am 29.April des 
gleichen Jahres m i t Resolution 690 des Si­
cherheitsrats (Text: V N 4/1991 S.155) gebil­
ligt worden war. Lediglich gelang es, die 
Konfliktparteien ab dem 6.September 1991 
zur Einhaltung der vereinbarten Waffenru­
he anzuhalten. Z u deren Überwachung 
hatte der UN-Generalsekretär Anfang Sep­
tember 1991 eine Mission von 374 Beob­
achtern i n den Konfliktraum entsandt. 
Gleichzeitig wurden Vorkommandos zum 
Einsatz der Beobachtermission MINURSO 
auf den Weg gebracht, die das ursprünglich 
schon für M i t t e Januar 1992 geplante Refe­
rendum überwachen sollten. 
Vorausgegangen war eine einseitige Offen­
sivaktion Marokkos, m i t der die fast zwei­
jährige De-facto-Waffenruhe i n der Westsa­
hara gebrochen wurde. A m 4. und 5.August 
1991 griff ein marokkanischer Luftwaffen­
verband die Wasserreservoirs sahrauischer 
Nomaden und die Verwaltungsposten der 
POLISARIO i m Raum Tifarit i an. A m 
22.August 1991 begann ein mehrtägiger 
Vorstoß marokkanischer Landstreitkräfte 
auf Bir Lahlou i m Dreieck zwischen Alge­
rien, Mauretanien und dem östlichen Zip­
fel der Westsahara. M i t diesen marokkani­
schen Angriffen wurden territoriale Basen 
zerstört, von denen aus i m algerischen Exil 
befindliche Sahrauis die Möglichkeit zur 
Stimmabgabe innerhalb des Abstim­
mungsgebiets erhalten sollten. Die inter­
nationale Öffentlichkeit war zu diesem 
Zeitpunkt durch die Putsch-Ereignisse i n 
Moskau abgelenkt; lediglich Frankreich, 
Italien, Spanien und Algerien erhoben Pro­
teste gegen das marokkanische Vorgehen. 
Amerikanischer Einspruch blieb verhalten, 
nachdem König Hassan I I . sich bei Aus­
bruch des Zweiten Golfkriegs durch eine 
symbolische Truppenentsendung zusätzli­
ches amerikanisches Wohlwollen gesichert 
hatte. 
Folgenreicher blieb die einstweilige Blok-
kierung der Anlaufphase des i m UN-Frie­
densplan vorgesehenen Referendums durch 
marokkanische Einsprüche gegen den ver-

Marokko 
und die 

Westsahara 
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einbarten Modus über die Zulassung der 
Stimmberechtigten. Den auf der Grundla­
ge des letzten spanischen Zensus ermittel­
ten 73 497 Sahrauis stellte die marokkani­
sche Regierung eine eigene, 120 000 Na­
men umfassende Liste gegenüber. Diese i n 
Südmarokko wohnhaften angeblichen Sah­
rauis werden laufend i n die von Marokko 
besetzte Westsahara umgesiedelt. Marok­
ko beantragte gleichzeitig die Verschiebung 
des Referendum-Termins u m vier bis fünf 
Monate und machte hiervon die Einreise-
Bewilligung für den UN-Sonderbeauftrag­
ten und weiterer Kontingente der UN-Be­
obachtermission MINURSO abhängig. I m 
UN-Sekretariat wurde eine pauschale 
Anerkennung der von Marokko benannten 
Stimmberechtigten als Versuch einer Wahl­
manipulation abgelehnt. 

I I . Die hieraus resultierende Lähmung des 
gesamten Friedensprozesses geschah vor 
dem Hintergrund der innenpolitischen 
Turbulenzen i n Algerien, das für eine wei­
tere materielle und finanzielle Stützung 
der POLISARIO nicht mehr die wirtschaft­
liche Kraft und für ein politisches Engage­
ment kein vorrangiges Interesse mehr auf­
bringen kann. Erschwerend hinzu kam der 
Personalwechsel auf dem Posten des U N -
Generalsekretärs und der vorzeitige Rück­
t r i t t des UN-Sonderbeauftragten für die 
Westsahara Johannes Manz, der die Sache 
der Vereinten Nationen nicht sehr überzeu­
gend vertreten hatte, zur Jahreswende 
1991/92. (Zu seinem Nachfolger wurde En­
de März 1992 der ehemalige pakistanische 
Außenminister und frühere General Sahab-
zada Yakub-Khan ernannt.) 
Dessen ungeachtet hielt der UN-Sicher­
heitsrat m i t Resolution 725 vom 31.De­
zember 1991 (Text: S.77 dieser Ausgabe) an 
der Substanz des UN-Friedensplans fest 
und billigte die i m Bericht des UN-Gene­
ralsekretärs vom 19.Dezember 1991 (UN 
Doc. S/23299) angeführten Gründe für die 
Aussetzung der bisherigen Zeitplanung. 
Zuvor hatte der Generalsekretär der OAU, 
die den UN-Plan für die Westsahara mit ­
trägt, dem Sicherheitsrat am 23.Dezember 
1991 eine Note übermitteln lassen (S/ 
23315), i n der nachdrücklich davor gewarnt 
wurde, den von den Konfliktparteien ange­
nommenen Friedensplan i n irgendeiner 
Form abzuändern; auch die Generalver­
sammlung hatte i n ihrer Entschließung 46/ 
67 den Lösungsplan am 11.Dezember be­
kräftigt. Für die Festsetzung eines neuen 
Termins für das Referendum wollte der Si­
cherheitsrat zunächst einen weiteren Be­
richt des Generalsekretärs nach Ablauf von 
zwei Monaten abwarten. Ein solcher wurde 
am 28.Februar 1992 vorgelegt (S/23662); i n 
i h m wurde noch einmal die Kooperations­
bereitschaft der Konfliktparteien ange­
mahnt. Zugleich wurde eine Besinnungs­
pause von weiteren drei Monaten angeregt: 
ein weiterer Bericht soll spätestens Ende 
Mai vorliegen. Wenn bis dahin keine Eini­
gung über die Verwirklichung des existie­
renden Planes erzielt sei, werde es erforder­
lich, nach Alternativen und möglicherwei­
se nach einem ganz neuen Ansatz zu su­
chen. 

I I I . Die m i t dieser neuen Entwicklung ein­
hergehenden Verunsicherungen und Unab-
wägbarkeiten haben nicht nur zu wachsen­
den Spannungen und zu ersten Auflösungs­
erscheinungen innerhalb der POLISARIO 
geführt, sie haben auch die Haltung der al­
gerischen Führung beeinflußt. Der Präsi­
dent des neu gebildeten algerischen Staats­
rats, Mohammed Boudiaf, hatte vor seiner 
Amtsübernahme am 11.Januar 1992 27 Jah­
re lang i m marokkanischen Exil gelebt. Er 
ist dadurch eng vertraut m i t den Interessen 
Rabats und fühlt sich diesen möglicher­
weise auch verpflichtet. A m 3.Februar 1992 
gab er i n einem Fernsehinterview erstmals 
die Ansicht preis, die Westsaharafrage kön­
ne am schnellsten - und zum Vorteil des 
Ausbaus der Maghreb-Union - i m bilatera­
len algerisch-marokkanischen Konsens ge­
löst werden. 
M i t einem solchen Positionswechsel wür­
de der UN-Friedensplan unterlaufen; das 
Selbstbestimmungsrecht der Westsahara-
Bevölkerung bliebe auf der Strecke. Ob die­
se bisher nur vage angedeutete neue Wei­
chenstellung realisiert werden kann, dürfte 
von der Stabilität der algerischen Führung 
abhängen. Auf jeden Fall braucht Moham­
med Boudiaf für einen solchen Kurswech­
sel die Zustimmung der algerischen Ar­
meeführung. Widerstreitende Meinungen 
hierüber könnten das ohnehin nicht mehr 
ungetrübte Vertrauensverhältnis zwischen 
politischer und militärischer Führung zu­
sätzlich belasten. 

Joachim Tzschaschel • 

Rechtsfragen 

I G H : Verfahren Guinea-Bissau gegen Sene­
gal - Streit um Seegrenze - Schiedsspruch 
von 1989 bestätigt (14) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 4/ 
1990 S.145f. fort.) 

I . Die von den Kolonialmächten Frank­
reich und Portugal 1960 getroffene Festle­
gung der Seegrenze zwischen ihren westaf­
rikanischen Territorien steht am Ursprung 
eines Rechtsstreits zwischen den beiden 
Staaten Guinea-Bissau und Senegal, der 
seit 1989 den Internationalen Gerichtshof 
(IGH) beschäftigt. Eine Ende Juli 1989 sei­
tens eines dreiköpfigen Schiedsgerichts er­
gangene Schiedsentscheidung wurde gut 
drei Wochen später durch Guinea-Bissau 
beim I G H angefochten; am 2.März 1990 
lehnte es der I G H ab, i m Streitfall Schieds­
gerichts-Entscheidung vom 31.Juli 1989 
(Guinea-Bissau gegen Senegal) eine m i t t ­
lerweile von Guinea-Bissau beantragte 
einstweilige Anordnung zu erlassen. 
A m 12.November 1991 wies der I G H den 
Antrag von Guinea-Bissau zurück, wonach 
die Schiedsentscheidung zwischen Gui­
nea-Bissau und Senegal über den Verlauf 
der Seegrenze zwischen den beiden Staaten 
nicht existent respektive, hilfsweise, n u l l 
und nichtig und Senegal nicht berechtigt 
sei, die Schiedsentscheidung anzuwenden. 
Stattdessen stellte das Gericht fest, die 

Generalsekretär der Internationalen Zivil­
luftfahrt-Organisation (ICAO) ist seit dem 
I. August 1991 der Schweizer Philippe H.P. 
Rochat, zuvor Direktor für Marketing und 
Umweltfragen beim Flughafen Genf. Seine 
Hochschulausbildung hatte Rochat mit der 
Promotion zum Dr. jur. beendet; die Disser­
tation hatte ein Thema aus dem Recht der 
Luftfahrt zum Gegenstand. 

Schiedsentscheidung sei gültig und für bei­
de Staaten bindend. Die erste Entschei­
dung erging einstimmig, die zweite Ent­
scheidung m i t elf zu vier und die dritte 
Entscheidung m i t zwölf zu drei Stimmen. 
Richter Tarassov und Ad-hoc-Richter 
Mbaye fügten dem Urtei l Erklärungen bei; 
IGH-Vizepräsident Oda und die Richter 
Lachs, N i sowie Shahabuddeen legten Son­
dervoten vor. Die Richter Aguilar und Ran-
jeva gaben eine gemeinsame, Richter Wee-
ramantry und Ad-hoc-Richter Thierry je ei­
ne eigene abweichende Meinung ab. 

I I . Hintergrund dieses Urteils ist die Strei­
tigkeit zwischen Guinea-Bissau und Sene­
gal über den Verlauf der Seegrenze zwi­
schen den beiden Staaten. Seit 1977 ver­
handeln beide Regierungen hierüber, wobei 
Senegal von der Anwendbarkeit des zwi­
schen Frankreich und Portugal 1960 ge­
schlossenen Abkommens ausgeht, wäh­
rend Guinea-Bissau eine neue Grenzzie­
hung anstrebte. 1985 einigten sich die bei­
den Staaten darauf, die Streitigkeit einem 
Schiedsgericht zu unterbreiten. 
Der Schiedsvertrag lautete wie folgt: 
1. Aufgabe des Schiedsgerichts ist es, auf 
der Basis des Völkerrechts zu entscheiden, 
ob der zwischen Portugal und Frankreich 
geschlossene Vertrag für Senegal und 
Guinea-Bissau rechtsverbindlich ist. Sollte 
diese Frage verneint werden, war es 2. Auf­
gabe des Schiedsgerichts, die Meeresgrenze 
zwischen den beiden Staaten zu bestim­
men. Der Schiedsvertrag sah 3. weiterhin 
die kartographische Darstellung der See­
grenze vor. 
Das Schiedsgericht entschied m i t zwei 
Stimmen gegen eine, daß der Vertrag von 
1960 zwischen den Parteien rechtsverbind­
l ich sei und i m Lichte des damalig gelten­
den Völkerrechts auszulegen sei. Damals 
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seien weder die ausschließliche Wirt­
schaftszone noch Fischereizonen aner­
kannt gewesen. Deshalb könne die See­
grenze auch keine Aufteilung der aus­
schließlichen Wirtschaftszonen vorneh­
men. Unter Berufung auf den Wortlaut des 
Schiedsvertrags verzichtete das Gericht 
darauf, die zweite Frage zu beantworten,-
auch die kartographische Darstellung der 
Seegrenze unterblieb. Der Präsident des 
Gerichts, der für die Entscheidung ge­
st immt hatte, fügte ihr eine Erklärung bei, 
wonach die Antwort auf die erste Frage des 
Schiedsvergleichs präziser hätte ausfallen 
können. Seine Erklärung enthielt eine A l ­
ternativformulierung. Bei der Verkündung 
des Schiedsurteils waren nur zwei der drei 
Richter anwesend. 

I I I . Guinea-Bissau hielt den Schiedsspruch 
aus verschiedenen Gründen für ungültig, 
die allerdings vom IGH, nachdem er seine 
Zuständigkeit bejaht hatte, zurückgewie­
sen wurden. 

Nach Ansicht des I G H kann eine Ungültig­
keit des Schiedsspruchs nicht aus der Er­
klärung des Präsidenten hergeleitet wer­
den. M i t dieser habe er sich nicht i n Ge­
gensatz zu der Gerichtsentscheidung ge­
stellt. Aber selbst wenn dies der Fall gewe­
sen wäre - der Präsident habe für die 
Schiedsentscheidung gestimmt, und dem 
komme eine vorrangige Bedeutung gegen­
über der Erklärung zur Schiedsentschei­
dung zu. Letztlich ebensowenig für schäd­
lich hielt es der IGH, daß das Schiedsge­
richt darauf verzichtete, eine ausdrückli­
che Entscheidung darüber zu treffen, die 
zweite Frage nicht zu behandeln, obwohl 
der I G H insoweit die Formulierung des 
Schiedsgerichts kritisierte. Der I G H ver­
t r i t t die Ansicht, diese Entscheidung erge­
be sich m i t hinreichender Klarheit aus der 
positiven Beantwortung der ersten Frage. 
Auch die Begründung hielt der IGH, trotz 
aller Kürze, für ausreichend. Zutreffend 
war seiner Meinung nach auch der Verzicht 
auf die Beantwortung der zweiten Frage i n 

der Sache selbst, da der Schiedsvertrag dies 
nur für den Fall vorsah, daß die erste Frage 
verneint worden wäre. Schließlich hielt der 
I G H auch den Verzicht auf eine kartogra­
phische Darstellung der Seegrenze für aus­
reichend und hinreichend begründet. Es 
habe kein Anlaß dafür bestanden, eine See­
grenze darzustellen, die allgemein bekannt 
war. 

Die Erklärungen zu dem IGH-Urtei l k r i t i ­
sieren vor allem, daß die schiedsgerichtli­
che Entscheidung den Streit zwischen Se­
negal und Guinea-Bissau nicht beigelegt 
habe. Die abweichende Meinung der Rich­
ter Aguilar und Ranjeva sieht i n der 
schiedsgerichtlichen Entscheidung einen 
•excès de pouvoir infra petita- (Überschrei­
ten der Kompetenz, indem die Rechtsfrage 
nicht voll beantwortet wird). Vergleichbare 
Positionen werden von Richter Weeraman-
try und Ad-hoc-Richter Thierry vertreten. 

Rüdiger Wolf rum • 

L i t e r a t u r h i n w e i s 

Müller, Joachim W.: The Reform of the 
United Nations. Vol. I: Report; Vol. I I : 
Resolutions, Decisions and Documents 

New York etc.: Oceana Publications 
(Volumes i n the Series -Annual Review 
of United Nations Affairs-) 1992 
577 S. und 597 S., 120.- US-Dollar (beide 
Bände) 

I m Sommer 1991 kündigte das Verlagshaus 
Oceana an, daß die Bände des "Annual Re­
view of United Nations Affairs- künftig un­
ter der Herausgeberschaft dreier i n den U N 
tätiger Fachleute erscheinen würden; die 
Ausgabe für 1988 liege i n zwei Teilbänden 
vor. Man konnte sich auf ein neues Erschei­
nungsbild und eine womöglich neue Auf­
machung dieses i n der Tat i m Schatten des 
offiziellen 'Yearbook of the United Na­
tions- stark verstaubten Berichts über die 
Tätigkeit der U N einstellen und hoffen, 
daß die Publikation der Ankündigung ge­
recht würde, eine wichtige Quelle für Prak­
tiker und Wissenschaftler zu werden. In der 
folgenden Spalte desselben Prospekts wa­
ren die hier anzuzeigenden Bände des Wer­
kes von Joachim Müller angekündigt. Kein 
Wort davon, was nun, da sie vorliegen, of­
fenbar wird, nämlich daß es sich u m zwei 
Sonderbände der Serie A n n u a l Review­
handelt, die rein dokumentarische Absich­
ten verfolgen und i m Abonnement der Rei­
he inbegriffen sind. Auch die Vereinten Na­
tionen selbst haben diese A r t Werbung be­
trieben, zum Nutzen des Verlags. 
Was immer davon zu halten ist - jedenfalls 
ist i m folgenden nicht eine wissenschaftli­
che Analyse, sondern eine zweibändige 
Dokumentation über den i n der Tat eine 
geschlossene Einheit darstellenden und in­
sofern eine Sonderausgabe rechtfertigen­
den Reformprozeß i n den Vereinten Natio­
nen während der Zeit von 1985 bis 1990 an­

zuzeigen. Die Dokumentation w i l l aus­
drücklich nicht den zahlreichen Reform­
diagnosen der U N eine weitere hinzufü­
gen, sondern das >reform-making-, die un­
terschiedlichen Interessen der Beteiligten, 
die Entscheidungsfindung und den pol i t i ­
schen Kontext durch Dokumentation 
transparent machen. Der zeitliche Rahmen 
wird gesteckt durch den Beschluß der Ge­
neralversammlung von 1985, die »Gruppe 
der 18- einzusetzen, einerseits, und durch 
den Schlußbericht des Generalsekretärs 
von 1990 über die Implementierung der Re­
solution 41/213, m i t der die Generalver­
sammlung die Empfehlungen der Gruppe 
übernahm, andererseits. 
Band I enthält zunächst eine sehr nüchter­
ne Aneinanderreihung von Fakten über das 
UN-System, frühere Reformausschüsse, 
die Vorgeschichte der Reform von 1985 und 
die Finanzkrise der Organisation sowie die 
Bildung der -Gruppe der 18- (S.l-51). Die 
folgenden fünf Abschnitte dokumentieren 
chronologisch die Aussprachen über Re­
formschritte von 1986 bis 1990. 1986 steht 
der Bericht der -Gruppe der 18- i m Vorder­
grund. 1987-1989 sind es die Zwischenbe­
richte des Generalsekretärs und 1990 des­
sen analytischer Schlußbericht. Angehängt 
sind vier Tabellen (darunter der 1991 gülti­
ge Beitragsschlüssel), ein sehr knapper Do­
kumentenführer und eine mehr als spärli­
che Bibliographie (S.551—553), i n der die 
analytische Literatur fast vollständig fehlt 
(so zum Beispiel auch der i n -Ethics and 
International Affairs- (1988) veröffentlich­
te, sehr aufschlußreiche Aufsatz von 
Choudhuri über die Entstehung der Re­
formresolution 41/213) und i n der lediglich 
die erfreuliche Tatsache auffällt, daß m i t 
Tomuschats Aufsatz i m -Europa-Archiv-
zur Krise der Vereinten Nationen von 1987 
auch einmal ein deutscher Beitrag zur 
Kenntnis genommen wird . 
Während'Band I die abgedruckten Auszüge 
aus Redebeiträgen oder Dokumenten noch 

durch chronistische Passagen miteinander 
verbindet, handelt es sich bei Band I I u m 
eine reine Dokumentation. Sie ist i n zwei 
Teile gegliedert: I m ersten Teil sind die Re­
solutionen der Generalversammlung und 
des Wirtschafts- und Sozialrats (ECOSOC) 
- beginnend m i t Resolution 40/237, m i t 
der die Generalversammlung am 18.De­
zember 1985 die -Gruppe der 18- einsetzte, 
und endend m i t Resolution 45/254, m i t 
der sie am 21.Dezember 1990 den Schluß­
bericht des Generalsekretärs billigte - ab­
gedruckt. Teil I I enthält 41 der Generalver­
sammlung i n der Zwischenzeit vorgelegte 
Berichte verschiedener ihrer Nebenorgane, 
ihres 5. Hauptausschusses, der Reform-
Sonderkommission des ECOSOC und des 
Generalsekretärs. Der analytische Schluß­
bericht des Generalsekretärs über die Ver­
wirkl ichung der Resolution 41/213 mag 
dem rückblickenden Leser dabei sowohl als 
Einstieg i n die Reformdiskussion als auch 
dazu dienen, zu einem eigenen Urtei l über 
die noch ausstehenden Reformen der U N 
zu gelangen. 
Der Nutzen der Dokumentation steht in ­
sofern außer Frage, als hier i n einem Griff 
i n chronologischer Ordnung die Dokumen­
te der Reformen nach 1985 verfügbar sind, 
und zwar auch für Praktiker und Wissen­
schaftler, die sich über Fragen der UN-Re­
form informieren möchten, ohne unmitte l ­
bar Zugang zu einer UN-Depotbibliothek 
zu haben. Daß sie von einem loyalen U N -
Bediensteten herausgegeben wurde, ver­
leiht ihr offiziösen Charakter, verhindert 
aber auch schon i n Ansätzen kritische 
Analysen, wie sie etwa angebracht wären 
bei der A r t und Weise, wie i n der Organisa­
t ion m i t dem unter anderem die Personal­
rekrutierung regelnden Art ike l 101 Absatz 
3 der Charta (vgl. Bd.I, S.9f.) umgegangen 
wird . Insofern ist zu wünschen, daß die 
akademische UN-Forschung diese Mate­
rialsammlung weidlich nutzt. 

Klaus Dicke • 
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scha, Jahr der autochthonen Bevölkerungsgruppen, Generalsekretär, Zionismus 

Internationale Sicherheit 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 31Januar 1992 (UN-Dok. S/23500) 

A m Ende der 3046.Sitzung des Sicherheits­
rats, die am 31.Januar 1992 i m Zusammen­
hang mit der Behandlung des Punktes >Die 
Verantwortung des Sicherheitsrats im Hin­
blick auf die Wahrung des Weltfriedens und 
der internationalen Sicherheit' auf der Ebene 
der Staats- und Regierungschefs stattfand, gab 
der Präsident des Sicherheitsrats im Namen 
der Ratsmitglieder die folgende Erklärung ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats haben 
mich ermächtigt, in ihrem Namen die folgen­
de Erklärung abzugeben. 
Der Sicherheitsrat ist am 31.Januar 1992 am 
Amtssitz der Vereinten Nationen in New 
York erstmals auf der Ebene der Staats- und 
Regierungschefs zusammengetreten. Im Rah­
men ihrer Verpflichtung auf die Charta der 
Vereinten Nationen haben sich die Ratsmit­
glieder mit der Frage -Die Verantwortung des 
Sicherheitsrats im Hinblick auf die Wahrung 
des Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit- befaßt.* 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats sind der 
Auffassung, daß ihr Zusammentreffen zum 
richtigen Zeitpunkt stattfindet und der Tatsa­
che Rechnung trägt, daß ein neues, günstiges 
internationales Umfeld entstanden ist, in 
dem der Sicherheitsrat begonnen hat, seine 
Hauptverantwortung für die Wahrung des 
Weltfriedens und der internationalen Sicher­
heit wirksamer wahrzunehmen. 

Eine Zeit des Wandels 

Diese Sitzung findet in einer Zeit umwälzen­
der Veränderungen statt. Die Beendigung des 
Kalten Krieges hat Hoffnungen auf eine siche­
rere, gerechtere und menschlichere Welt ge­
weckt. In vielen Regionen der Welt hat es ra­
sche Fortschritte auf dem Weg zur Demokra­
tie und zur Herausbildung entsprechender 

* Die Sitzung stand unter dem Vorsitz des Premier­
ministers des Vereinigten Königreichs Großbri­
tannien und Nordirland als Präsident des Sicher­
heitsrats für den Monat Januar. Folgende Perso­
nen gaben Erklärungen ab: Dr. Franz Vranitzky, 
Bundeskanzler Österreichs, Wilfried Martens, 
Ministerpräsident Belgiens, Dr. Carlos Alberto 
Wahnon de Carvalho Veiga, Ministerpräsident 
Kap Verdes, L i Peng, Ministerpräsident des 
Staatsrates Chinas, Dr. Rodrigo Borja-Cevallos, 
Staatspräsident Ecuadors, François Mitterrand, 
Präsident Frankreichs, Dr. Géza Jeszenszky, M i ­
nister für auswärtige Angelegenheiten und Per­
sönlicher Abgesandter des Ministerpräsidenten 
Ungarns, PV. Narasimha Rao, Ministerpräsident 
Indiens, Kiichi Miyazawa, Ministerpräsident Ja­
pans, Seine Majestät Hassan IL , König von Ma­
rokko, Boris N . Jelzin, Präsident der Russischen 
Föderation, John Major MP, Premierminister des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland, George Bush, Präsident der Vereinig­
ten Staaten von Amerika, Dr. Carlos Andres Pe­
rez, Präsident Venezuelas, Dr. Nathan Shamuya-
rira, Mininister für auswärtige Angelegenheiten 
und Persönlicher Abgesandter des Präsidenten 
Simbabwes, sowie Dr. Boutros Boutros-Ghali, 
Generalsekretär der Vereinten Nationen. 

Regierungsformen wie auch zur Erreichung 
der in der Charta verankerten Ziele gegeben. 
Die endgültige Abschaffung der Apartheid in 
Südafrika würde einen maßgeblichen Beitrag 
zu diesen Zielen und positiven Tendenzen 
darstellen, insbesondere auch zur Förderung 
der Achtung vor den Menschenrechten und 
Grundfreiheiten. 
Unter der Führung der Vereinten Nationen ist 
es der internationalen Gemeinschaft im ver­
gangenen Jahr gelungen, Kuwait in die Lage 
zu versetzen, seine Souveränität und territo­
riale Integrität, die es infolge der irakischen 
Aggression verloren hatte, zurückzugewin­
nen. Die vom Sicherheitsrat verabschiedeten 
Resolutionen sind für die Wiederherstellung 
von Frieden und Stabilität in der Region nach 
wie vor von entscheidender Bedeutung und 
müssen voll durchgeführt werden. Gleichzei­
tig bereitet den Ratsmitgliedem die humani­
täre Situation der unschuldigen Zivilbevölke­
rung Iraks Sorge. 
Die Ratsmitglieder unterstützen den Nahost-
Friedensprozeß, der durch die Russische Föde­
ration und die Vereinigten Staaten gefördert 
wird, und hoffen, daß er auf der Grundlage der 
Ratsresolutionen 242(1967) und 338(1973) 
zu einem erfolgreichen Abschluß gebracht 
wird. 
Sie begrüßen es, daß die Vereinten Nationen 
nach der Charta bei den Fortschritten zur Bei­
legung von seit langem bestehenden regiona­
len Streitigkeiten eine Rolle spielen konnten, 
und sie werden sich für weitere Fortschritte in 
Richtung auf deren endgültige Lösung einset­
zen. Sie nehmen mit Beifall Kenntnis von 
dem wertvollen Beitrag der Friedenstruppen 
der Vereinten Nationen, die sich zur Zeit in 
Asien, Afrika, Lateinamerika und Europa im 
Einsatz befinden. 
Die Ratsmitglieder stellen fest, daß die Aufga­
ben der Vereinten Nationen auf dem Gebiet 
der Friedenssicherung in den letzten Jahren 
zugenommen und eine beträchtliche Auswei­
tung erfahren haben. Die Überwachung von 
Wahlen, die Verifikation der Achtung der 
Menschenrechte und die Rückführung von 
Flüchtlingen waren bei der Beilegung einiger 
regionaler Konflikte, auf Ersuchen oder mit 
Zustimmung der betroffenen Parteien, inte­
grale Bestandteile der Bemühungen des Si­
cherheitsrats um die Wahrung des Weltfrie­
dens und der internationalen Sicherheit. Die 
Ratsmitglieder begrüßen diese Entwicklun­
gen. 
Gleichzeitig sind sich die Ratsmitglieder des­
sen bewußt, daß dieser Wandel, so willkom­
men er auch ist, neue Risiken für die Stabili­
tät und die Sicherheit mit sich gebracht hat. 
Einige der akutesten Probleme sind das Er­
gebnis der Veränderungen staatlicher Struktu­
ren. Die Ratsmitglieder werden alle Anstren­
gungen unterstützen, die dazu beitragen, daß 
im Verlauf dieser Veränderungen Frieden, Sta­
bilität und Zusammenarbeit gewahrt blei­
ben. 
Die internationale Gemeinschaft steht somit 
in ihrer Suche nach dem Frieden vor neuen 
Herausforderungen. Alle Mitgliedstaaten er­

warten von den Vereinten Nationen, daß sie 
in dieser entscheidenden Phase eine zentrale 
Rolle übernehmen. Die Ratsmitglieder beto­
nen, wie wichtig es ist, daß die Vereinten Na­
tionen gestärkt werden und ihre Leistungsfä­
higkeit verbessert wird. Sie sind entschlos­
sen, sich ihrer Verantwortung innerhalb der 
Organisation der Vereinten Nationen im Rah­
men der Charta voll und ganz zu stellen. 
Die Abwesenheit von Krieg und militärischen 
Konflikten zwischen den Staaten garantiert 
für sich allein noch nicht den Weltfrieden und 
die internationale Sicherheit. Die nichtmili­
tärischen Ursachen von Instabilität i m wirt­
schaftlichen, sozialen, humanitären und öko­
logischen Bereich sind zu Bedrohungen des 
Friedens und der Sicherheit geworden. Die 
Mitglieder der Vereinten Nationen in ihrer 
Gesamtheit müssen der Lösung dieser Ange­
legenheiten höchste Priorität beimessen und 
dabei unter Einschaltung der zuständigen 
Gremien vorgehen. 

Verpflichtung auf den Grundsatz der kollek­
tiven Sicherheit 

Die Ratsmitglieder bekunden feierlich ihre 
Verpflichtung auf das Völkerrecht und die 
Charta der Vereinten Nationen. Alle Streitig­
keiten zwischen Staaten sollten in Überein­
stimmung mit der Charta friedlich beigelegt 
werden. 
Die Ratsmitglieder verpflichten sich erneut 
auf das kollektive Sicherheitssystem der 
Charta, um Bedrohungen des Friedens entge­
genzutreten und Aggressionshandlungen 
rückgängig zu machen. 
Die Ratsmitglieder bringen ihre tiefe Besorg­
nis über Akte des internationalen Terroris­
mus zum Ausdruck und betonen, daß die 
internationale Gemeinschaft allen derartigen 
Handlungen wirkungsvoll entgegentreten 
muß. 

Friedensstiftung und Friedenssicherung 

Um die Wirksamkeit dieser Verpflichtungen 
zu erhöhen und dem Sicherheitsrat die Mittel 
zur Wahrnehmung seiner nach der Charta be­
stehenden Hauptverantwortung für die Wah­
rung des Weltfriedens und der internationalen 
Sicherheit an die Hand zu geben, haben die 
Ratsmitglieder folgendes Vorgehen beschlos­
sen: 
Sie bitten den Generalsekretär, zur Verteilung 
an die Mitglieder der Vereinten Nationen bis 
zum l.Juli 1992 eine Analyse sowie Empfeh­
lungen zu der Frage auszuarbeiten, wie die 
Kapazität der Vereinten Nationen zur präven­
tiven Diplomatie, zur Friedensstiftung und 
zur Friedenssicherung im Rahmen der Charta 
und ihrer Bestimmungen ausgebaut und effi­
zienter gestaltet werden kann. 
Die Analyse und die Empfehlungen des Gene­
ralsekretärs könnten sich auf die Rolle der 
Vereinten Nationen bei der Erkennung von 
potentiellen Krisen und Gebieten der Instabi­
lität sowie darauf erstrecken, welchen Beitrag 
die regionalen Organisationen nach Kapitel 
VIII der Charta der Vereinten Nationen zur 
Unterstützung der Tätigkeit des Rates leisten 
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könnten. Sie könnten sich auch auf den Be­
darf an ausreichenden materiellen und finan­
ziellen Ressourcen erstrecken. Der General­
sekretär könnte sich die Erfahrungen aus den 
jüngsten Friedensmissionen der Vereinten 
Nationen zunutze machen, um Empfehlun­
gen darüber abzugeben, wie Planung und Ab­
wicklung durch das Sekretariat wirksamer ge­
staltet werden könnten. Er könnte außerdem 
prüfen, wie von seinen Guten Diensten und 
seinen sonstigen Aufgaben nach der Charta 
der Vereinten Nationen vermehrt Gebrauch 
gemacht werden könnte. 

Abrüstung, Rüstungskontrolle und Massen­
vernichtungswaffen 

Die Ratsmitglieder erklären erneut, i m vollen 
Bewußtsein der Verantwortlichkeiten anderer 
Organe der Vereinten Nationen auf den Ge­
bieten Abrüstung, Rüstungskontrolle und 
Nichtverbreitung, daß durch Fortschritte in 
diesen Bereichen ein entscheidender Beitrag 
zur Wahrung des Weltfriedens und der inter­
nationalen Sicherheit geleistet werden kann. 
Sie verpflichten sich, konkrete Maßnahmen 
zu ergreifen, um die Wirksamkeit der Verein­
ten Nationen in diesen Bereichen zu verbes­
sern. 
Die Ratsmitglieder unterstreichen die Not­
wendigkeit, daß alle Mitgliedstaaten ihre 
Verpflichtungen in bezug auf Rüstungskon­
trolle und Abrüstung erfüllen, daß sie jedwe­
de Verbreitung aller Arten von Massenver­
nichtungswaffen verhüten, daß sie die exzes­
sive und destabilisierende Anhäufung und 
Weitergabe von Waffen vermeiden und daß sie 
etwaige Probleme i m Zusammenhang mit 
diesen Fragen, welche die Erhaltung der regio­
nalen und weltweiten Stabilität bedrohen 
oder stören, auf friedlichem Wege i m Ein­
klang mit der Charta regeln. Sie betonen, wie 
wichtig die baldige Ratifikation und Durch­
führung aller internationalen und regionalen 
Rüstungskontrollvereinbarungen, insbeson­
dere des START-Vertrags und des KSE-Ver-
trags, durch die betreffenden Staaten ist. 
Die Verbreitung aller Massenvernichtungs­
waffen stellt eine Bedrohung des Weltfriedens 
und der internationalen Sicherheit dar. Die 
Ratsmitglieder verpflichten sich, darauf hin­
zuwirken, daß die Verbreitung von Technolo­
gien im Zusammenhang mit der Entwicklung 
und Herstellung solcher Waffen verhindert 
wird, und zu diesem Zweck geeignete Maß­
nahmen zu ergreifen. 

Hinsichtlich der Verbreitung der Kernwaffen 
stellen sie fest, wie wichtig die Entscheidung 
zahlreicher Länder ist, dem Nichtverbrei­
tungs-Vertrag beizutreten, und betonen die 
unverzichtbare Rolle einer voll wirksamen 
Kernmaterialüberwachung durch die IAEA 
bei der Durchführung dieses Vertrages sowie 
die Wichtigkeit wirksamer Ausfuhrkontrol­
len. Die Ratsmitglieder werden im Falle et­
waiger Verletzungen, die ihnen von der IAEA 
notifiziert werden, geeignete Maßnahmen er­
greifen. 
Hinsichtlich der chemischen Waffen unter­
stützen sie die Bemühungen der Genfer Kon­
ferenz, die darauf gerichtet sind, eine Eini­
gung über den Abschluß einer universalen 
Konvention zum Verbot chemischer Waffen, 
einschließlich eines Verifikationsregimes, vor 
Ende 1992 zu erzielen. 
Hinsichtlich der konventionellen V/affen stel­
len sie fest, daß das Votum der Generalver­
sammlung zugunsten eines Registers der Ver­
einten Nationen für Waffentransfers einen er-
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sten Schritt darstellt, und anerkennen in die­
sem Zusammenhang, wie wichtig es ist, daß 
alle Staaten alle in der Resolution der Gene­
ralversammlung verlangten Informationen 
bereitstellen. 

Abschließend bekräftigen die Mitglieder des 
Sicherheitsrats ihre Entschlossenheit, auf der 
Initiative ihres Zusammentreffens aufzubau­
en, um positive Fortschritte bei der Förderung 
des Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit zu erzielen. Sie sind sich darin einig, 
daß dem Generalsekretär der Vereinten Na­
tionen eine entscheidende Rolle zufällt. Die 
Ratsmitglieder sprechen dem aus dem Amt 
geschiedenen Generalsekretär, Seiner Exzel­
lenz Javier Pérez de Cuéllar, ihren tiefemp­
fundenen Dank für seinen herausragenden 
Beitrag zur Tätigkeit der Vereinten Nationen 
aus, der in der Unterzeichnung des Friedens­
abkommens von El Salvador seinen krönen­
den Abschluß gefunden hat. Sie heißen den 
neuen Generalsekretär, Seine Exzellenz Dr. 
Boutros Boutros-Ghali, willkommen und 
nehmen mit Genugtuung Kenntnis von sei­
ner Absicht, die Funktionsfähigkeit der Ver­
einten Nationen zu stärken und zu verbes­
sern. Sie versichern ihn ihrer vollen Unter­
stützung und verpflichten sich, mit ihm und 
seinen Mitarbeitern bei der Verwirklichung 
ihrer gemeinsamen Ziele eng zusammenzuar­
beiten, so insbesondere bei der Verbesserung 
der Effizienz des Systems der Vereinten Natio­
nen. 

Die Ratsmitglieder sind sich darin einig, daß 
der derzeitige Augenblick für die Welt die 
günstigste Konstellation seit der Gründung 
der Vereinten Nationen darstellt, den Welt­
frieden und die internationale Sicherheit zu 
verwirklichen. Sie verpflichten sich, bei ihren 
eigenen Anstrengungen i m Hinblick auf die­
ses Ziel eng mit den anderen Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten 
und sich auch vordringlich um Lösungen für 
alle die anderen Probleme zu bemühen, die 
eine gemeinsame Antwort der internationa­
len Gemeinschaft erfordern, insbesondere so­
weit sie die wirtschaftliche und soziale Ent­
wicklung betreffen. Sie erkennen an, daß Frie­
den und Wohlstand unteilbar sind und daß ei­
ne wirksame internationale Zusammenarbeit 
zur Beseitigung der Armut und zur Förderung 
eines besseren Lebens für alle in größerer Frei­
heit die Voraussetzung für dauerhaften Frie­
den und dauerhafte Stabilität ist.« 

Libyen 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Mitwir­
kung der Regierung Libyens bei der Auf­
klärung terroristischer Handlungen. - Re­
solution 731(1992) vom 21.Januar 1992 

Der Sicherheitsrat, 
- zutiefst beunruhigt darüber, daß weltweit 

noch immer Handlungen des internationa­
len Terrorismus in allen seinen Formen 
vorkommen, so auch Handlungen, in die 
Staaten direkt oder indirekt verwickelt 
sind, die unschuldige Menschenleben ge­
fährden oder vernichten, sich schädlich auf 
die internationalen Beziehungen auswir­
ken und eine Gefahr für die Sicherheit der 
Staaten bedeuten, 

- zutiefst besorgt über alle gegen die inter­

nationale Zivilluftfahrt gerichteten wider­
rechtlichen Aktivitäten und unter Bekräf­
tigung des Rechts aller Staaten, in Über­
einstimmung mit der Charta der Vereinten 
Nationen und den einschlägigen Grund­
sätzen des Völkerrechts ihre Staatsangehö­
rigen vor Handlungen des internationalen 
Terrorismus zu schützen, die Bedrohungen 
für den Weltfrieden und die internationale 
Sicherheit darstellen, 

- in Bekräftigung seiner Resolution 286 
(1970) vom 9.September 1970, in der er die 
Staaten aufgefordert hat, alle nur mögli­
chen gesetzlichen Maßnahmen zu ergrei­
fen, um jedwede Störung des internationa­
len Zivilluftverkehrs zu verhindern, 

- sowie in Bekräftigung seiner Resolution 
635( 1989) vom 14.Juni 1989, in der er alle 
widerrechtlichen Störungen der Sicherheit 
der Zivilluftfahrt verurteilt und alle Staa­
ten aufgefordert hat, bei der Ausarbeitung 
und Durchführung von Maßnahmen zur 
Verhütung aller terroristischen Handlun­
gen, insbesondere auch solcher, bei denen 
Sprengstoffe verwendet werden, zusam­
menzuarbeiten, 

- unter Hinweis auf die am 30.Dezember 
1988 vom Präsidenten des Sicherheitsrats 
i m Namen der Ratsmitglieder abgegebene 
Erklärung, in der die Zerstörung des Pan-
Am-Flugs 103 aufs schärfste verurteilt und 
alle Staaten aufgefordert wurden, bei der 
Ergreifung und Strafverfolgung derjenigen 
zu helfen, die für diese verbrecherische Tat 
verantwortlich sind, 

- zutiefst besorgt über Untersuchungsergeb­
nisse, durch die Beamte der libyschen Re­
gierung belastet werden und die sich in 
Dokumenten des Sicherheitsrats finden, 
welche auch die an die libyschen Behörden 
gerichteten Ersuchen Frankreichs, des Ver­
einigten Königreichs Großbritannien und 
Nordirland sowie der Vereinigten Staaten 
von Amerika im Zusammenhang mit den 
gerichtlichen Verfahren betreffend die An­
griffe auf den Pan-American-Flug 103 und 
den Union-de-transports-aériens-Flug 772 
enthalten, 

- in dem festen Willen, den internationalen 
Terrorismus zu beseitigen, 

1. verurteilt die Zerstörung des Pan-Ameri-
can-Flugs 103 und des Union-de-trans-
ports-aériens-Flugs 772 und die dadurch 
verursachten Verluste von Hunderten von 
Menschenleben; 

2. mißbilligt entschieden die Tatsache, daß 
die libysche Regierung den obigen Ersu­
chen um volle Zusammenarbeit bei der 
Feststellung der Verantwortlichkeit für die 
oben genannten terroristischen Handlun­
gen gegen den Pan-American-Flug 103 und 
den Union-de-transports-aériens-Flug 772 
bisher noch nicht wirksam entsprochen 
hat; 

3. bittet die libysche Regierung nachdrück­
lich, diesen Ersuchen sofort voll und wirk­
sam zu entsprechen, um so zur Beseiti­
gung des internationalen Terrorismus bei­
zutragen; 

4. ersucht den Generalsekretär, sich dahin 
gehend um die Zusammenarbeit der liby­
schen Regierung zu bemühen, daß diesen 
Ersuchen voll und wirksam entsprochen 
wird; 

5. bittet alle Staaten nachdrücklich, der liby­
schen Regierung einzeln und gemeinsam 
nahezulegen, diesen Ersuchen voll und 
wirksam zu entsprechen; 
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6. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Waffen-
und Luftverkehrsembargo gegen Libyen. -
Resolution 748(1992) vom 31.März 1992 

Der Sicherheitsrat, 

- in Bekräftigung seiner Resolution 731 
(1992) vom 21.Tanuar 1992, 

- Kenntnis nehmend von den Berichten des 
Generalsekretärs, 

- zutiefst besorgt darüber, daß die libysche 
Regierung den Ersuchen in seiner Resolu­
tion 731(1992) vom 21.Januar 1992 noch 
immer nicht voll und wirksam entspro­
chen hat, 

- überzeugt, daß die Unterbindung von 
Handlungen des internationalen Terroris­
mus, so auch von Handlungen, an denen 
Staaten direkt oder indirekt beteiligt sind, 
für die Wahrung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit unabdingbar 
ist, 

- daran erinnernd, daß die Ratsmitglieder in 
der Erklärung, die am 31.Januar 1992 an­
läßlich der Sicherheitsratssitzung auf der 
Ebene der Staats- und Regierungschefs 
herausgegeben wurde, ihre tiefe Besorgnis 
über Handlungen des internationalen Ter­
rorismus zum Ausdruck gebracht und be­
tont haben, daß die internationale Ge­
meinschaft allen derartigen Handlungen 
wirkungsvoll entgegentreten müsse, 

- erneut erklärend, daß jeder Staat gemäß 
dem Grundsatz in Artikel 2 Ziffer 4 der 
Charta der Vereinten Nationen gehalten 
ist, davon Abstand zu nehmen, in einem 
anderen Staat terroristische Handlungen 
zu organisieren, anzustiften, zu unterstüt­
zen oder sich daran zu beteiligen bezie­
hungsweise auf seinem Hoheitsgebiet or­
ganisierte Aktivitäten zu dulden, die auf 
die Begehung derartiger Handlungen ge­
richtet sind, wenn diese Handlungen mit 
der Androhung oder Anwendung von Ge­
walt verbunden sind, 

- in diesem Zusammenhang feststellend, 
daß die Tatsache, daß die libysche Regie­
rung ihren Verzicht auf den Terrorismus 
nicht durch konkrete Maßnahmen unter 
Beweis gestellt hat und daß sie insbeson­
dere den Ersuchen in Resolution 731(1992) 
noch immer nicht voll und wirksam ent­
sprochen hat, eine Bedrohung des Weltfrie­
dens und der internationalen Sicherheit 
darstellt, 

- entschlossen, den internationalen Terro­
rismus zu beseitigen, 

- unter Hinweis auf das Recht der Staaten 
nach Artikel 50 der Charta, den Sicher­
heitsrat zu konsultieren, wenn sie sich auf 
Grund der Durchführung von Vorbeu-
gungs- oder Zwangsmaßnahmen vor be­
sondere wirtschaftliche Probleme gestellt 
sehen, 

- tätig werdend nach Kapitel VII der Charta, 
1. beschließt, daß die libysche Regierung 

nunmehr ohne weiteren Verzug der Zif­
fer 3 der Resolution 731(1992) betreffend 
die Ersuchen Folge leisten muß, die in den 
Dokumenten S/23306, S/23308 und S/ 
23309 enthalten sind; 

2. beschließt außerdem, daß die libysche Re­
gierung sich verpflichten muß, alle For­
men von terroristischen Handlungen und 
jedwede Unterstützung von terroristischen 
Gruppen endgültig einzustellen, und daß 
sie umgehend durch konkrete Maßnah­
men ihren Verzicht auf den Terrorismus 
unter Beweis stellen muß; 

3. beschließt, daß am 15.April 1992 alle Staa­
ten die nachstehenden Maßnahmen er­
greifen werden, die so lange Anwendung 
finden, bis der Sicherheitsrat beschließt, 
daß die libysche Regierung den Ziffern 1 
und 2 Folge geleistet hat; 

4. beschließt außerdem, daß alle Staaten 
a) einem Luftfahrzeug die Start- oder Lan­

deerlaubnis in ihrem Hoheitsgebiet 
und die Erlaubnis zum Überfliegen ih­
res Hoheitsgebiets versagen werden, so­
fern es zur Landung i m Hoheitsgebiet 
Libyens vorgesehen oder dort gestartet 
ist, es sei denn, der betreffende Flug ist 
von dem Ausschuß nach Ziffer 9 aus er­
heblichen humanitären Beweggründen 
genehmigt worden; 

b) die Lieferung von Luftfahrzeugen oder 
von Luftfahrzeugbauteilen an Libyen, 
die Erbringung technischer Betreu-
ungs- und Wartungsdienste für libysche 
Luftfahrzeuge oder Luftfahrzeugbautei­
le, die Bestätigung der Lufttüchtigkeit 
für libysche Luftfahrzeuge, die Beglei­
chung neuer Forderungen aus bestehen­
den Versicherungsverträgen und neue 
Direktversicherungen für libysche Luft­
fahrzeuge durch ihre Staatsangehörigen 
oder von ihrem Hoheitsgebiet aus ver­
bieten werden; 

5. beschließt ferner, daß alle Staaten 
a) jede Bereitstellung von Waffen und 

Wehrmaterial jeder Art, einschließlich 
des Verkaufs oder des Transfers von 
Waffen und Munition, Militärfahrzeu­
gen und militärischem Gerät, paramili­
tärischer Polizeiausrüstung sowie von 
Ersatzteilen dafür an Libyen durch ihre 
Staatsangehörigen oder von ihrem Ho­
heitsgebiet aus wie auch die Bereitstel­
lung aller Arten von Ausrüstung und 
Versorgungsartikeln sowie die Gewäh­
rung von Lizenzverträgen für deren 
Herstellung oder Wartung verbieten 
werden; 

b) jede Bereitstellung, durch ihre Staats­
angehörigen oder von ihrem Hoheitsge­
biet aus, von technischer Beratung, Un­
terstützung oder Ausbildung im Zu­
sammenhang mit der Bereitstellung, 
Herstellung, Wartung oder Verwendung 
der unter Buchstabe a) genannten Ge­
genstände an Libyen verbieten werden; 

c) alle ihre offiziellen Vertreter oder Be­
auftragten abziehen werden, die sich 
zur Beratung der libyschen Behörden in 
militärischen Fragen in Libyen befin­
den; 

6. beschließt, daß alle Staaten 
a) das Personal in den libyschen diplom­

atischen Vertretungen und Konsulaten 
zahlen- und rangmäßig beträchtlich re­
duzieren und die Freizügigkeit des 
verbleibenden Personals auf ihrem Ho­
heitsgebiet einschränken oder überwa­
chen werden; was die libyschen Vertre­
tungen bei internationalen Organisati­
onen betrifft, kann der Gaststaat, so­
weit er dies für erforderlich hält, die je­
weilige Organisation hinsichtlich der 

zur Durchführung dieser Bestimmung 
erforderlichen Maßnahmen konsultie­
ren,-

b) die Funktion aller Büros der Libyan 
Arab Airlines verhindern werden; 

c) alle geeigneten Maßnahmen ergreifen 
werden, um libyschen Staatsangehöri­
gen, denen auf Grund ihrer Beteili­
gung an terroristischen Handlungen 
von anderen Staaten die Einreise ver­
weigert worden ist beziehungsweise 
die von diesen ausgewiesen worden 
sind, die Einreise zu verweigern bezie­
hungsweise sie auszuweisen; 

7. fordert alle Staaten, einschließlich der 
Nichtmitgliedstaaten der Vereinten Na­
tionen, und alle internationalen Organi­
sationen auf, streng in Übereinstimmung 
mit den Bestimmungen dieser Resolution 
zu handeln, ungeachtet etwaiger Rechte 
oder Pflichten aus einem vor dem 
15.April 1992 geschlossenen internatio­
nalen Übereinkommen oder Vertrag oder 
einer vor diesem Datum gewährten Li­
zenz oder Bewilligung; 

8. ersucht alle Staaten, dem Generalsekre­
tär bis zum 15.Mai 1992 über die Maß­
nahmen zu berichten, die sie getroffen 
haben, um ihren in den Ziffern 3 bis 7 ge­
nannten Verpflichtungen nachzukom­
men; 

9. beschließt, gemäß Regel 28 seiner vorläu­
figen Geschäftsordnung einen aus sämtli­
chen Ratsmitgliedem bestehenden Aus­
schuß des Sicherheitsrats einzusetzen, 
mit dem Auftrag, die nachstehenden Auf­
gaben wahrzunehnen und dem Rat Be­
richt zu erstatten und Bemerkungen und 
Empfehlungen dazu vorzulegen: 
a) Prüfung der gemäß Ziffer 8 vorgeleg­

ten Berichte; 
b) Einholung weiterer Informationen 

von allen Staaten über die von ihnen 
ergriffenen Maßnahmen zur wirksa­
men Durchführung der mit den Zif­
fern 3 bis 7 verhängten Maßnahmen; 

c) Behandlung aller ihm von den Staaten 
zur Kenntnis gebrachten Informatio­
nen über Verstöße gegen die mit den 
Ziffern 3 bis 7 verhängten Maßnah­
men und in diesem Zusammenhang 
Abgabe von Empfehlungen an den Rat 
über Möglichkeiten zur Erhöhung ih­
rer Wirksamkeit; 

d) Empfehlung geeigneter Maßnahmen 
im Falle von Verstößen gegen die mit 
den Ziffern 3 bis 7 verhängten Maß­
nahmen und regelmäßige Unterrich­
tung des Generalsekretärs zwecks all­
gemeiner Verteilung der Informatio­
nen an die Mitgliedstaaten; 

e) prompte Behandlung und Beschei­
dung jedes Antrags von Staaten auf 
Genehmigung von Flügen aus erhebli­
chen humanitären Beweggründen 
nach Ziffer 4: 

f) Zuwendung besonderer Aufmerksam­
keit im Falle etwaiger Mitteilungen 
nach Artikel 50 der Charta von Nach­
barstaaten oder anderen Staaten mit 
besonderen wirtschaftlichen Proble­
men infolge der Durchführung der mit 
den Ziffern 3 bis 7 verhängten Maß­
nahmen; 

10. fordert alle Staaten auf, mit dem Aus­
schuß bei der Erfüllung seines Auftrags 
voll zusammenzuarbeiten, indem sie ins­
besondere auch diejenigen Informationen 
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erteilen, die der Ausschuß auf der Grund­
lage dieser Resolution anfordert; 

11. ersucht den Generalsekretär, dem Aus­
schuß jede erforderliche Unterstützung 
zu gewähren und im Sekretariat die dafür 
erforderlichen Vorkehrungen zu treffen; 

12. bittet den Generalsekretär, seine Rolle 
nach Ziffer 4 der Resolution 731(1992) 
weiterhin wahrzunehmen; 

13. beschließt, daß der Sicherheitsrat die mit 
den Ziffern 3 bis 7 verhängten Maßnah­
men alle 120 Tage oder früher, falls es die 
Situation erfordert, i m Lichte der Befol­
gung der Ziffern 1 und 2 durch die liby­
sche Regierung überprüfen und dabei ge­
gebenenfalls alle Berichte berücksichti­
gen wird, die der Generalsekretär bei der 
Wahrnehmung seiner Rolle nach Ziffer 4 
der Resolution 731(1992) erstellt; 

14. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: +10; -0; =5: China, 
Indien, Kap Verde, Marokko, Simbabwe. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 2Apri l 1992 (UN-Dok. S/23772) 

Im Anschluß an Konsultationen unter den 
Mitgliedern des Sicherheitsrats gab der Rats­
präsident im Namen des Rates auf dessen 
3064.Sitzung am 2Apri l 1992 im Zusammen­
hang mit der Behandlung des Punktes 'Schrei­
ben des Ständigen Vertreters Venezuelas bei 
den Vereinten Nationen an den Präsidenten 
des Sicherheitsrats vom 2.April 1992- durch 
den Rat die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat verurteilt nachdrücklich 
die gewalttätigen Angriffe auf die Räumlich­
keiten der Botschaft Venezuelas in Tripolis 
und deren Zerstörung, zu denen es heute ge­
kommen ist. Die Tatsache, daß diese untrag­
baren und äußerst gravierenden Ereignisse 
sich nicht nur gegen die Regierung Venezue­
las, sondern auch gegen die Resolution 
748(1992) des Sicherheitsrats richten und eine 
Reaktion darauf darstellen, unterstreicht den 
Ernst der Lage. 
Der Rat verlangt, daß die Regierung der Li­
bysch-Arabischen Dschamahirija alle erfor­
derlichen Maßnahmen im Hinblick auf die 
Einhaltung ihrer völkerrechtlichen Verpflich­
tungen zur Gewährleistung der Sicherheit des 
Personals und zum Schutz des Eigentums der 
Botschaft Venezuelas und aller anderen in der 
Libysch-Arabischen Dschamahirija befindli­
chen diplomatischen und konsularischen 
Räumlichkeiten beziehungsweise Bedienste­
ten, darunter auch derjenigen der Vereinten 
Nationen und verwandter Organisationen, 
vor Gewalthandlungen und terroristischen 
Handlungen ergreift. 
Der Rat verlangt ferner, daß die Libysch-Ara­
bische Dschamahirija der Regierung Venezue­
las für den verursachten Schaden sofortigen 
und vollen Schadensersatz leistet. 
Jede Andeutung, daß diese Gewalthandlun­
gen nicht gegen die Regierung Venezuelas, 
sondern gegen die Resolution 748 (1992) ge­
richtet und als Reaktion auf diese erfolgt 
seien, ist äußerst schwerwiegend und völlig 
unannehmbar.« 

Irak—Kuwait 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 20.Dezember 1991 (UN-Dok. S/23305) 

Im Anschluß an die am 20.Dezember 1991 ab­
gehaltenen Konsultationen gab der Präsident 
des Sicherheitsrats im Namen der Mitglieder 
gegenüber den Medien die folgende Erklärung 
im Zusammenhang mit dem Punkt 'Die Si­
tuation zwischen Irak und Kuwait« ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats führten 
am ö.Dezember 1991 informelle Konsultatio­
nen gemäß Ziffer 28 der Resolution 687 
(1991), Ziffer 6 der Resolution 700(1991) und 
Ziffer 21 der Resolution 687(1991). Auf Grund 
aller während der Konsultationen zum Aus­
druck gebrachten Meinungen gelangte der 
Ratspräsident zu der Schlußfolgerung, es be­
stehe keine Übereinstimmung dahin ge­
hend, daß die notwendigen Voraussetzungen 
für eine Änderung der Bestimmungen in den 
Ziffern 22, 23, 24 und 25 der Resolution 687 
(1991) entsprechend Ziffer 28 dieser Resolu­
tion, Ziffer 6 der Resolution 700(1991) und in 
Ziffer 20 der Resolution 687(1991) entspre­
chend Ziffer 21 dieser Resolution gegeben 
seien. 
Zur Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Zivilbevölkerung in Irak auf humanitärem 
Gebiet und zur Erleichterung der Inanspruch­
nahme von Ziffer 20 der Resolution 687( 1991 ) 
wird der Ausschuß gemäß Resolution 661 je­
doch gebeten, die im Ahtisaari-Bericht (S/ 
22366) genannten Güter und Versorgungsge­
genstände zur Deckung des Grundbedarfs der 
Zivilbevölkerung und für humanitäre Zwek-
ke unverzüglich mit dem Ziel zu prüfen, eine 
Liste der Gegenstände zu erstellen, für die 
mit Zustimmung des Sicherheitsrats statt des 
•Kein-Einwand«-Verfahrens das einfache Noti­
fizierungsverfahren Anwendung finden kann. 
Die Ratsmitglieder können entsprechende 
Vorschläge für derartige Gegenstände unter­
breiten. 
Was die Einfuhr von Gegenständen betrifft, 
die der vorherigen Zustimmung des Aus­
schusses des Sicherheitsrats gemäß Resolu­
tion 661(1990) nach dem 'Kein-Einwand-Ver-
fahren unterliegen (das heißt Gegenstände 
außer Nahrungsmitteln und Medikamenten), 
so hat jedes Ausschußmitglied, das Einwände 
gegen eine derartige Einfuhr erhebt, auf einer 
Sitzung des Ausschusses eine konkrete Be­
gründung dafür vorzubringen. 
Die Ratsmitglieder sind vertraut mit vorlie­
genden Berichten betreffend die etwa 2 000 
Kuwaiter, von denen angenommen wird, daß 
sie noch in Irak inhaftiert sind, den Zugang 
des IKRK zu allen Inhaftierten und ihren 
Haftorten, die Rückgabe kuwaitischer Vermö­
genswerte und insbesondere die Rückgabe 
kuwaitischen Militärgeräts sowie deren Aus­
wirkungen auf den gegenwärtigen Stand der 
Erfüllung von Resolution 687(1991) durch 
Irak. 

Infolgedessen wird der Sicherheitsrat den Ge­
neralsekretär ersuchen, einen Sachstandsbe­
richt über die Erfüllung aller Verpflichtungen 
durch Irak zu erstellen, die Irak mit Resolu­
tion 687(1991) und nachfolgenden diesbezüg­
lichen Resolutionen auferlegt worden sind. 
Dieser Bericht soll dem Sicherheitsrat recht­
zeitig vor seiner nächsten Überprüfung nach 
Ziffer 21 von Resolution 687(1991) vorgelegt 
werden. 

Im Verlauf der Konsultationen wurde festge­
stellt, daß die Resolutionen 706(1991) und 
712(1991) Irak die Möglichkeit geben, Erdöl zu 
verkaufen, um den Kauf von Nahrungsmit­
teln, Medikamenten sowie Gütern und Ver­
sorgungsgegenständen für den Grundbedarf 
der Zivilbevölkerung zwecks Gewährung von 
humanitärer Soforthilfe zu finanzieren. Diese 
Möglichkeit ist jedoch noch nicht genutzt 
worden. <• 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 5.Februar 1992 (UN-Dok. S/23517) 

A m 5.Februar 1992 gab der Präsident des Si­
cherheitsrats im Namen der Ratsmitglieder 
gegenüber den Medien die folgende Erklärung 
im Zusammenhang mit dem Punkt »Die Si­
tuation zwischen Irak und Kuwait« ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats führten 
am 28.Januar und 5.Februar 1992 informelle 
Konsultationen gemäß Ziffer 21 der Resolu­
tion 687(1991). Die Ratsmitglieder danken 
dem Generalsekretär für seinen Sachstands­
bericht über die Erfüllung aller Irak mit der 
Resolution 687(1991) und den nachfolgenden 
einschlägigen Resolutionen auferlegten Ver­
pflichtungen durch Irak (S/23514). 
Nach Kenntnisnahme des Berichts des Gene­
ralsekretärs und nach Anhörung aller im Ver­
laufe der Konsultationen zum Ausdruck ge­
brachten Meinungen gelangte der Ratspräsi­
dent zu dem Schluß, es bestehe keine Über­
einstimmung dahin gehend, daß die notwen­
digen Voraussetzungen für eine Änderung der 
in Ziffer 20 der Resolution 687(1991) getroffe­
nen Regelungen entsprechend Ziffer 21 der 
Resolution gegeben seien. 
Was resolutionskonformes Verhalten betrifft, 
so nehmen die Ratsmitglieder mit Besorgnis 
Kenntnis von dem jüngsten Zwischenfall in 
Bagdad, der die mangelnde Kooperation Iraks 
bei der Befolgung der Resolutionen des Rates 
veranschaulicht. 

Im Zusammenhang mit dem Sachstandsbe­
richt des Generalsekretärs über die Erfüllung 
aller Irak mit der Resolution 687(1991) und 
den nachfolgenden einschlägigen Resolutio­
nen auferlegten Verpflichtungen durch Irak 
stellen die Mitglieder des Sicherheitsrats fest, 
daß zwar schon große Fortschritte erzielt wor­
den sind, daß aber noch viel zu tun bleibt. Es 
gibt schwerwiegende Beweise dafür, daß Irak 
seine Verpflichtungen in bezug auf seine Pro­
gramme für Massenvernichtungswaffen so­
wie in bezug auf die Repatriierung kuwaiti­
scher Staatsangehöriger und Staatsangehöri­
ger dritter Staaten, die in Irak festgehalten 
werden, nicht einhält. Viele kuwaitische Ver­
mögenswerte sind noch zurückzugeben. Die 
Ratsmitglieder sind beunruhigt über die man­
gelnde Zusammenarbeit Iraks. Irak muß die 
Resolution 687(1991) und die nachfolgenden 
einschlägigen Resolutionen uneingeschränkt 
durchführen, wie es in der Erklärung hieß, die 
der Präsident des Rates im Namen der Rats­
mitglieder auf der am 31.Januar 1992 unter 
Beteiligung der Staats- und Regierungschefs 
abgehaltenen Sitzung verlesen hat (S/23500). 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats stellen 
fest, daß der Ausschuß des Sicherheitsrats ge­
mäß Resolution 661(1990) im Hinblick auf 
die Verbesserung der Lebensbedingungen der 
Zivilbevölkerung in Irak auf humanitärem 
Gebiet sowie auf die Erleichterung der Inan-
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spruchnahme von Ziffer 20 der Resolution 
687(1991) gebeten worden ist, eine Studie dar­
über zu erstellen, für welche Güter und Ver­
sorgungsgegenstände zur Deckung des 
Grundbedarfs der Zivilbevölkerung und für 
humanitäre Zwecke - abgesehen von Medika­
menten, die keinen Sanktionen unterliegen, 
und Nahrungsmitteln, die frei geliefert wer­
den dürfen - statt des >Kein-Einwand<-Verfah-
rens ein einfaches Notifizierungsverfahren 
Anwendung finden könnte. Die Ratsmitglie­
der nehmen außerdem Kenntnis von dem 
diesbezüglichen Bericht des Vorsitzenden des 
Ausschusses. Sie sprechen dem Vorsitzenden 
ihren Dank aus für seine Bemühungen, zu ei­
nem Schluß zu gelangen, und legen ihm nahe, 
seine Konsultationen mit den Mitgliedern 
des Ausschusses in bezug auf die Studie fort­
zusetzen und dem Rat bald Bericht zu erstat­
ten. 
Die Ratsmitglieder mißbilligen entschieden, 
daß die irakischen Behörden beschlossen und 
dem Sekretariat mitgeteilt haben, daß sie die 
Kontakte mit dem Sekretariat über die 
Durchführung der Resolutionen 706(1991) 
und 712(1991) beenden, die Irak die Möglich­
keit einräumen, Erdöl zu verkaufen, um den 
Kauf von Nahrungsmitteln, Medikamenten 
sowie Gütern und Versorgungsgegenständen 
für den Grundbedarf der Zivilbevölkerung 
zwecks Gewährung von humanitärer Sofort­
hilfe zu finanzieren. Sie unterstreichen, daß 
die Regierung Iraks durch ihr Verhalten die 
Möglichkeit vergibt, den Grundbedarf der Zi ­
vilbevölkerung zu decken, und somit die vol­
le Verantwortung für deren humanitäre Pro­
bleme trägt. Sie hoffen, daß eine Wiederauf­
nahme der Kontakte zur baldigen Verwirkli­
chung des in diesen Resolutionen dargelegten 
Plans führen kann, damit humanitäre Versor­
gungsgüter zur irakischen Bevölkerung gelan­
gen können.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 19.Februar 1992 (UN-Dok. S/23609) 

Im Anschluß an die am 19.Februar 1992 abge­
haltenen Konsultationen gab der Präsident 
des Sicherheitsrats i m Namen der Mitglieder 
im Zusammenhang mit dem Punkt 'Die Si­
tuation zwischen Irak und Kuwait' die folgen­
de Erklärung ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats danken 
dem Generalsekretär für den dem Sicher­
heitsrat am 18.Februar 1992 vorgelegten Be­
richt (S/23606). 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats stellen 
fest, daß zwar Fortschritte erzielt worden 
sind, daß jedoch, was die Durchführung der 
einschlägigen Resolutionen des Rates betrifft, 
noch viel zu tun bleibt. Die Ratsmitglieder 
sind emsthaft besorgt über die Tatsache, daß 
Irak nach wie vor nicht alle seine Verpflich­
tungen nach den Ratsresolutionen 707(1991) 
und 715(1991) anerkennt und die Pläne des 
Generalsekretärs und des Generaldirektors 
der Internationalen Atomenergie-Organisa­
tion (S/22871/Rev.l und S/22872/Rev.l mit 
Corr.l, gebilligt mit Resolution 715(1991)) zur 
laufenden Überwachung und Verifikation der 
Erfüllung von Iraks Verpflichtungen nach den 
Ziffern 10, 12 und 13 der Resolution 687(1991) 
nach wie vor ablehnt. 
Die laufende Überwachung und Verifikation 
der Verpflichtungen Iraks ist ein integrieren­

der Bestandteil der Resolution 687(1991) des 
Sicherheitsrats, mit der eine Feuereinstellung 
und die unerläßlichen Voraussetzungen für 
die Wiederherstellung des Friedens und der Si­
cherheit in der Region festgelegt wurden. Die­
se laufende Überwachung und Verifikation ist 
ein äußerst wichtiger Schritt in Richtung auf 
das in Ziffer 14 dieser Resolution dargelegte 
Ziel. 
Die Tatsache, daß Irak seine Verpflichtungen 
nach den Resolutionen 707(1991) und 715 
(1991) nicht anerkennt, die beiden Pläne zur 
laufenden Überwachung und Verifikation bis­
lang ablehnt und seine Rüstungskapazität 
nicht uneingeschränkt, endgültig und voll­
ständig offengelegt hat, stellt eine anhaltende 
erhebliche Verletzung der einschlägigen Be­
stimmungen der Resolution 687(1991) dar. 
Die bedingungslose Zustimmung Iraks zur 
Erfüllung dieser Verpflichtungen ist eine der 
unabdingbaren Voraussetzungen für jede nach 
den Ziffern 21 und 22 der Resolution 687 
(1991) vorzunehmende Überprüfung der in 
diesen Ziffern erwähnten Verbote durch den 
Rat. 
Die Ratsmitglieder unterstützen den Be­
schluß des Generalsekretärs, sofort eine Son­
dermission unter Leitung des Exekutivvorsit­
zenden der Sonderkommission nach Irak zu 
entsenden, um mit höchsten Vertretern der 
irakischen Regierung zusammenzutreffen 
und Gespräche zu führen, mit dem Ziel, Iraks 
bedingungslose Zustimmung zur Erfüllung 
aller seiner einschlägigen Verpflichtungen 
nach den Resolutionen 687(1991), 707(1991) 
und 715(1991) zu erhalten. Die Mission soll 
die ernsthaften Konsequenzen hervorheben, 
die die Verweigerung einer derartigen Zustim­
mung hätte. Der Generalsekretär wird er­
sucht, dem Sicherheitsrat über die Ergebnisse 
der Sondermission nach deren Rückkehr Be­
richt zu erstatten.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 28.Februar 1992 (UN-Dok. S/23663) 

Im Anschluß an Konsultationen mit den 
Mitgliedern des Sicherheitsrats gab der Rats­
präsident im Namen des Rates auf dessen 
3058.Sitzung am 28.Februar 1992 im Zusam­
menhang mit der Behandlung des Punktes 
•Die Situation zwischen Irak und Kuwait-
durch den Rat die folgende Erklärung ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats danken 
dem Generalsekretär für den dem Rat am 
27.Februar 1992 vorgelegten Bericht (S/23643), 
mit dem die Ergebnisse der vom Generalse­
kretär entsprechend der Erklärung des Rats­
präsidenten vom 19.Februar 1992 (S/23609) 
nach Irak entsandten Sondermission über­
mittelt werden. Die Ratsmitglieder billigen 
uneingeschränkt die im Bericht enthaltenen 
Schlußfolgerungen der Sondermission und 
insbesondere deren Feststellung, daß Irak 
nicht bereit ist, der Erfüllung aller seiner 
Verpflichtungen aus den Resolutionen 687 
(1991), 707(1991) und 715(1991) bedingungslos 
zuzustimmen. 
Die Ratsmitglieder mißbilligen und verurtei­
len das Versäumnis der Regierung Iraks, der 
Sondermission, wie es die Resolution 707 
(1991) verlangt, eine uneingeschränkte, end­
gültige und vollständige, alle Aspekte umfas­
sende Aufstellung seiner Programme zur Ent­
wicklung von Massenvernichtungswaffen 

und von ballistischen Flugkörpern mit einer 
Reichweite von mehr als 150 Kilometern, ein­
schließlich Einsatzmittel, sowie über alle sei­
ne Bestände derartiger Waffen, ihrer Kompo­
nenten und Produktionseinrichtungen und 
ihrer Standorte sowie über alle sonstigen 
Nuklearprogramme zur Verfügung zu stellen, 
und das Versäumnis Iraks, die mit Resolution 
715(1991) gebilligten Pläne zur ständigen 
Überwachung und Verifikation (S/22871/ 
Rev.l und S/22872/Rev.l mit Corr.l) zu befol­
gen. In seiner vor Entsendung der Sondermis­
sion nach Irak abgegebenen Erklärung vom 
19.Februar 1992 (S/23609) stellte der Rat fest, 
daß Iraks Verhalten eine erhebliche Verlet­
zung der Resolution 687(1991) darstellt. Be­
dauerlicherweise ist dies weiterhin der Fall. 
Ferner mißbilligen und verurteilen die Rats­
mitglieder gleichermaßen die Tatsache, daß 
Irak nicht innerhalb des von der Sonderkom­
mission auf Antrag Iraks vorgeschriebenen 
Zeitraums mit der Vernichtung der von der 
Sonderkommission zur Vernichtung be­
stimmten Ausrüstungen im Zusammenhang 
mit ballistischen Flugkörpern begonnen hat. 
Die Ratsmitglieder erklären erneut, daß es al­
lein der Sonderkommission zusteht, festzule­
gen, welche Gegenstände nach Ziffer 9 der 
Resolution 687(1991) zu vernichten sind. Das 
Schreiben der Regierung Iraks vom 28.Februar 
1992 an den Exekutivvorsitzenden der Son­
derkommission ist daher inakzeptabel. Die 
Weigerung Iraks, den Anordnungen der Son­
derkommission nachzukommen, stellt eine 
weitere erhebliche Verletzung der einschlägi­
gen Bestimmungen der Resolution 687(1991) 
dar. 

Die Ratsmitglieder verlangen, daß Irak unver­
züglich allen seinen Verpflichtungen nach 
Ratsresolution 687(1991) und den weiteren 
Resolutionen zu Irak nachkommt. Die Rats­
mitglieder verlangen von der Regierung Iraks, 
dem Rat unmittelbar ohne weiteren Verzug 
mitzuteilen, daß sie ihre Zustimmung zur 
Annahme und Durchführung der genannten 
Verpflichtungen, und speziell zur Befolgung 
der Anordnung der Sonderkommission, wel­
che die Vernichtung der Ausrüstungen i m Zu­
sammenhang mit ballistischen Flugkörpern 
verlangt, offiziell und bedingungslos aner­
kennt. Die Ratsmitglieder betonen, daß Irak 
sich der ernsthaften Konsequenzen anhalten­
der erheblicher Verletzungen der Resolution 
687(1991) bewußt sein muß. 
Die Ratsmitglieder nehmen zur Kenntnis, 
daß eine irakische Delegation bereit ist, nach 
New York zu kommen, sobald eine entspre­
chende Einladung ausgesprochen wird. Die 
Ratsmitglieder haben den Ratspräsidenten 
gebeten, die Delegation einzuladen, ohne 
weitere Verzögerung nach New York zu kom­
men. Die Ratsmitglieder beabsichtigen, ihre 
Behandlung dieser Frage in jedem Falle späte­
stens in der Woche vom 9.März 1992 fortzu­
setzen.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom ll.März 1992 (UN-Dok. S/23699) 

Im Anschluß an Konsultationen unter den 
Mitgliedern des Sicherheitsrats gab der Rats­
präsident i m Namen des Rates auf dessen 
3059.Sitzung am ll.März 1992 i m Zusam­
menhang mit der Behandlung des folgenden 
Punktes durch den Rat die nachstehende ein­
führende Erklärung ab: 
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»a) Die Situation zwischen Irak und Ku­
wait 

b) Schreiben des Ständigen Vertreters der 
Türkei bei den Vereinten Nationen an 
den Präsidenten des Sicherheitsrats, 
datiert vom 2.April 1991 (S/22435) 
Schreiben des Geschäftsträgers a.i. der 
Ständigen Vertretung Frankreichs bei 
den Vereinten Nationen an den Präsi­
denten des Sicherheitsrats, datiert 
vom 4.April 1991 (S/22442) 
Schreiben des Geschäftsträgers a.i. der 
Ständigen Vertretung Belgiens bei den 
Vereinten Nationen an den Präsiden­
ten des Sicherheitsrats, datiert vom 
5.März 1992 (S/23685). 

I . ALLGEMEINE VERPFLICHTUNG 

1. Die Resolutionen betreffend die Situation 
zwischen Irak und Kuwait erlegen Irak eine 
Reihe von allgemeinen und konkreten Ver­
pflichtungen auf. 
2. Was die allgemeine Verpflichtung anbe­
langt, so ist Irak nach Ziffer 33 der Resolu­
tion 687(1991) des Sicherheitsrats gehalten, 
dem Generalsekretär und dem Sicherheitsrat 
offiziell die Annahme der Bestimmungen der 
gesamten Resolution zu notifizieren. 
3. Irak hat die bedingungslose Annahme in 
Schreiben vom 6. und 10.April 1991 (S/22456 
beziehungsweise S/22480) sowie vom 23.Ja­
nuar 1992 (S/23472) mitgeteilt. 
4. Die anläßlich der Sitzung des Sicherheits­
rats auf der Ebene der Staats- und Regierungs­
chefs am 31.Januar 1992 vom Ratspräsidenten 
im Namen seiner Mitglieder abgegebene ab­
schließende Erklärung (S/23500) enthielt den 
folgenden Absatz: 
•Unter der Führung der Vereinten Nationen ist 
es der internationalen Gemeinschaft im ver­
gangenen Jahr gelungen, Kuwait in die Lage 
zu versetzen, seine Souveränität und territori­
ale Integrität, die es infolge der irakischen Ag­
gression verloren hatte, zurückzugewinnen. 
Die vom Sicherheitsrat verabschiedeten Reso­
lutionen sind für die Wiederherstellung von 
Frieden und Stabilität in der Region nach wie 
vor von entscheidender Bedeutung und müs­
sen voll durchgeführt werden. Gleichzeitig 
bereitet den Ratsmitgliedern die humanitäre 
Situation der unschuldigen Zivilbevölkerung 
Iraks Sorge.« 
5. A m 5.Februar 1992 gab der Präsident des 
Sicherheitsrats im Namen seiner Mitglieder 
eine Erklärung ab (S/23517), in der er unter 
anderem feststellte: 
•Im Zusammenhang mit dem Sachstandsbe­
richt des Generalsekretärs (S/23514) über die 
Erfüllung aller Irak mit der Resolution 687 
(1991) und den nachfolgenden einschlägigen 
Resolutionen auferlegten Verpflichtungen 
durch Irak stellen die Mitglieder des Sicher­
heitsrats fest, daß zwar schon große Forschrit­
te erzielt worden sind, daß aber noch viel zu 
tun bleibt. . . . Die Ratsmitglieder sind beun­
ruhigt über die mangelnde Zusammenarbeit 
Iraks. Irak muß die Resolution 687 (1991) und 
die nachfolgenden einschlägigen Resolutio­
nen voll durchführen, wie es in der Erklärung 
hieß, die der Präsident des Rates i m Namen 
seiner Mitglieder auf der am 31.Januar 1992 
unter Beteiligung der Staats- und Regierung­
schefs abgehaltenen Sitzung verlesen hat (S/ 
23500).« 
6. In einer am 28.Februar 1992 im Namen des 
Rates abgegebenen Erklärung (S/23663) sagte 
der Präsident: 

•Die Ratsmitglieder verlangen, daß Irak un­
verzüglich allen seinen Verpflichtungen nach 
Ratsresolution 687(1991) und den weiteren 
Resolutionen zu Irak nachkommt. Die Rats­
mitglieder verlangen von der Regierung Iraks, 
dem Rat unmittelbar ohne weiteren Verzug 
mitzuteilen, daß sie ihre Zustimmung zur 
Annahme und Durchführung der genannten 
Verpflichtungen, und speziell zur Befolgung 
der Anordnung der Sonderkommission, wel­
che die Vernichtung der Ausrüstungen i m Zu­
sammenhang mit ballistischen Flugkörpern 
verlangt, offiziell und bedingungslos bestä­
tigt. Die Ratsmitglieder betonen, daß Irak 
sich der ernsthaften Konsequenzen anhalten­
der erheblicher Verletzungen der Resolu­
tion 687(1991) bewußt sein muß.« 
7. Außerdem muß ich die Aufmerksamkeit 
auf einen weiteren Bericht des Generalsekre­
tärs über den Stand der Erfüllung der Irak auf­
erlegten Verpflichtungen durch Irak lenken 
(S/23687). 
8. Aus den genannten Erklärungen des Präsi­
denten und den Berichten des Generalsekre­
tärs geht hervor, daß der Sicherheitsrat trotz 
der Erklärungen Iraks, die Resolution 687 
(1991) des Sicherheitsrats bedingungslos an­
zunehmen, zu der Auffassung gelangt ist, daß 
Irak nicht alle seine Verpflichtungen voll er­
füllt hat. 

I I . BESONDERE VERPFLICHTUNGEN 

9. Zusätzlich zu der allgemeinen Verpflich­
tung, die Bestimmungen der Resolution 687 
(1991) in ihrer Gesamtheit anzunehmen, erle­
gen mehrere Resolutionen des Sicherheitsrats 
Irak besondere Verpflichtungen auf. 

a) Achtung der Unverletzlichkeit der interna­
tionalen Grenze 

10. In Ziffer 2 der Resolution 687(1991) ver­
langt der Sicherheitsrat, daß Irak die Unver­
letzlichkeit der internationalen Grenze und 
die Zuteilung der Inseln respektiert, wie sie 
zuvor zwischen Irak und Kuwait vereinbart 
worden war. Gemäß Ziffer 3 der Resolution 
schuf der Generalsekretär eine Kommission 
zur Demarkation der Grenze zwischen Irak 
und Kuwait. Ziffer 5 derselben Resolution 
verlangt, daß Irak und Kuwait die vom Sicher­
heitsrat geschaffene entmilitarisierte Zone 
respektieren. Der Rat ist davon unterrichtet 
worden, daß Irak die entmilitarisierte Zone 
respektiert und sich uneingeschränkt an der 
Arbeit der Grenzdemarkationskommission 
beteiligt hat. Er ist außerdem davon unter­
richtet worden, daß Irak sich weigert, eine 
Reihe von Polizeiposten zurückzuziehen, die 
nicht dem Grundsatz von UNIKOM entspre­
chen, daß beide Seiten einen Abstand von 
1 000 Metern zu der auf der UNIKOM-Karte 
ausgewiesenen Grenzlinie halten sollen. 

b) Verpflichtungen im Zusammenhang mit 
Waffen 

11. Abschnitte der Resolution 687(1991) er­
legt Irak eine Reihe besonderer Verpflichtun­
gen auf, was seine Programme für chemische 
und biologische Waffen, seine Programme für 
ballistische Flugkörper mit einer Reichweite 
von mehr als 150 Kilometern und seine Nu­
klearprogramme betrifft. Diese Verpflichtun­
gen werden in den Resolutionen 707( 1991 ) 
und 715(1991) weiter ausgeführt. Die Ver­
pflichtungen sind in den Ziffern 8, 9, 10, 11, 
12 und 13 der Resolution 687(1991) festgelegt 
und werden in den Ziffern 3 und 5 der Resolu­

tion 707 (1991) sowie in Ziffer 5 der Resolu­
tion 715(1991) weiter ausgeführt. 
12. Die Informationen über Iraks Erfüllung 
der Verpflichtungen, die in den Ziffern der 
von mir soeben genannten Resolutionen des 
Sicherheitsrats festgelegt sind, finden sich in 
Anhang I des Berichts des Generalsekretärs 
(S/23687). 
13. M i t Resolution 699(1991) beschloß der 
Sicherheitsrat, daß die Regierung Iraks für die 
vollen Kosten der Durchführung der mit 
Abschnitt C der Resolution 687(1991) geneh­
migten Aufgaben haftet. Von Irak sind bisher 
keine Mittel zur Erfüllung dieser Verpflich­
tung eingegangen. 
14. Der Rat hat festgestellt, daß seit Verab­
schiedung der Resolution 687(1991) bei der 
Verwirklichung von Abschnitt C dieser Reso­
lution Fortschritte erzielt worden sind, daß je­
doch noch viel zu tun bleibt. Es liegt eine 
schwerwiegende Nichterfüllung der Ver­
pflichtungen betreffend die Programme für 
Massenvernichtungswaffen und ballistische 
Flugkörper vor, und die Ratsmitglieder haben 
befunden, daß dies eine anhaltende erhebli­
che Verletzung der Resolution 687(1991) dar­
stellt. 
15. Die Sonderkommission hat den Rat über 
die offenen Angelegenheiten unterrichtet, die 
gegenwärtig am wichtigsten erscheinen. Die 
Aufmerksamkeit des Rates wird erneut auf 
Anhang I des Berichts des Generalsekretärs 
vom 7.März 1992 (S/23687) gelenkt. 
16. Der Rat hat außerdem die im Bericht des 
Generalsekretärs vom 25.Januar 1992 (S/ 
23514, Abschnitt C des Anhangs) enthaltene 
Erklärung der Internationalen Atomenergie-
Organisation zur Kenntnis genommen. Die 
Aufmerksamkeit des Rates wird auf die i m 
Anhang zu dem weiteren Bericht des General­
sekretärs vom 7.März 1992 (S/23687, An­
hang II) zu findenden Informationen gelenkt, 
welche die beiden jüngsten Inspektionen der 
IAEA zur Kontrolle von Iraks Erfüllung seiner 
Verpflichtungen nach den Resolutionen des 
Sicherheitsrats der Vereinten Nationen be­
züglich nuklearer Aktivitäten betreffen. 
17. In einer i m Namen der Ratsmitglieder ab­
gegebenen Erklärung (S/23609) stellte der Prä­
sident am 19.Februar 1992 fest: 
•Die Tatsache, daß Irak seine Verpflichtungen 
nach den Resolutionen 707(1991) und 715 
(1991) nicht anerkennt, die beiden Pläne zur 
laufenden Überwachung und Verifikation bis­
lang ablehnt und seine Rüstungskapazität 
nicht uneingeschränkt, endgültig und voll­
ständig offengelegt hat, stellt eine anhaltende 
erhebliche Verletzung der einschlägigen Be­
stimmungen der Resolution 687(1991) dar.« 
18. In einer weiteren, am 28.Februar 1992 i m 
Namen des Rates abgegebenen Erklärung (S/ 
23663) sagte der Präsident: 
•Die Ratsmitglieder mißbilligen und verurtei­
len das Versäumnis der Regierung Iraks, der 
Sonderkommission, wie es die Resolution 
707(1991) verlangt, eine uneingeschränkte, 
endgültige und vollständige, alle Aspekte um­
fassende Aufstellung seiner Programme zur 
Entwicklung von Massenvernichtungswaffen 
und von ballistischen Flugkörpern mit einer 
Reichweite von mehr als 150 Kilometern, 
einschließlich Einsatzmittel, sowie über alle 
seine Bestände derartiger Waffen, ihrer Kom­
ponenten und Produktionseinrichtungen und 
ihrer Standorte sowie über alle sonstigen 
Nuklearprogramme zur Verfügung zu stellen, 
und das Versäumnis Iraks, die mit Resolution 
715(1991) gebilligten Pläne zur ständigen 
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Überwachung und Verifikation zu befolgen. 
. . . Ferner mißbilligen und verurteilen die 
Ratsmitglieder gleichermaßen die Tatsache, 
daß Irak nicht innerhalb des von der Sonder­
kommission auf Antrag Iraks vorgeschriebe­
nen Zeitraums mit der Vernichtung der von 
der Sonderkommission zur Vernichtung be­
stimmten Ausrüstungen im Zusammenhang 
mit ballistischen Flugkörpern begonnen hat. 
Die Ratsmitglieder erklären erneut, daß es al­
lein der Sonderkommission zusteht, festzule­
gen, welche Gegenstände nach Ziffer 9 der 
Resolution 687(1991) zu vernichten sind.' 

c) Repatriierung kuwaitischer Staatsangehö­
riger und Staatsangehöriger dritter Staaten in 

Irak und Zugang zu ihnen 

19. Hinsichtlich kuwaitischer Staatsangehö­
riger und Staatsangehöriger dritter Staaten er­
legen die Resolutionen 664( 1990), 666(1990), 
667(1990), 674(1990), 686(1991) und 687(1991) 
Irak die Verpflichtung auf, diese Personen frei­
zulassen, ihre Rapatriierung zu erleichtern 
und sofortigen Zugang zu ihnen zu gewähren 
sowie die sterblichen Überreste aller gefalle­
nen Mitglieder der Streitkräfte Kuwaits und 
der mit Kuwait gemäß Resolution 678(1990) 
kooperierenden Mitgliedstaaten zurückzuge­
ben. Ziffer 30 der Resolution 687(1991) ver­
langt von Irak ferner, dem Internationalen Ko­
mitee vom Roten Kreuz (IKRK) jede erforder­
liche Unterstützung bei der Erleichterung der 
Suche nach kuwaitischen Staatsangehörigen 
und Staatsangehörigen dritter Staaten zu ge­
währen, deren Verbleib noch ungeklärt ist. 
20. Der Sicherheitsrat wurde im Januar 1992 
vom IKRK unterrichtet, daß seit Anfang 
März 1991 fast 7 000 Personen aus Irak in ihre 
Heimatländer zurückgekehrt sind. Das IKRK 
stellte außerdem fest, daß trotz all seiner Be­
mühungen noch Tausende von Personen von 
den Konfliktparteien als vermißt gemeldet 
werden. 
21. Eine Sonderkommission, bestehend aus 
den Vertretern Frankreichs, Iraks, Kuwaits, 
Saudi-Arabiens, des Vereinigten Königreichs 
und der Vereinigten Staaten, ist unter Schirm­
herrschaft des IKRK zusammengetreten, um 
zu versuchen, eine Einigung unter anderem 
über die Verwirklichung von Ziffer 30 der Re­
solution 687 (1991) zu erzielen. Das IKRK hat 
dem Rat jedoch mitgeteilt, daß es bislang 
noch keine Informationen über den Verbleib 
der Personen erhalten hat, die als in Irak ver­
mißt gemeldet worden sind. Auch habe es 
keine detaillierten und dokumentarisch be­
legten Informationen über die von den iraki­
schen Behörden geführten Suchaktionen er­
halten. Schließlich erwarte es auch nach wie 
vor Informationen über Personen, die in der 
Haft verstorben sind. 
22. Die Aufmerksamkeit des Rates wird auf 
die Ziffern 12 bis 14 in Abschnitt 4 des Be­
richts des Generalsekretärs in Dokument S/ 
23687 vom 7.März 1992 gelenkt. 

d) Iraks Haftung nach dem Völkerrecht 

23. Eine weitere Verpflichtung betrifft Iraks 
völkerrechtliche Haftung. In Resolution 674 
(1990) erinnert der Sicherheitsrat Irak daran, 
•daß es nach dem Völkerrecht für alle als Folge 
der Invasion und unrechtmäßigen Besetzung 
Kuwaits durch Irak verursachten Verluste, 
Schäden oder Beeinträchtigungen in bezug 
auf Kuwait und dritte Staaten sowie deren 
Staatsangehörige und Unternehmen haftet«. 
Seine völkerrechtliche Haftung wird in 
Ziffer 2 Buchstabe b) der Resolution 686 

(1991) und Ziffer 16 der Resolution 687(1991) 
bekräftigt. Die Resolution 687(1991) präzi­
siert ferner, daß Irak 'nach dem Völkerrecht 
für alle unmittelbaren Verluste, Schäden, ein­
schließlich Umweltschäden und der Erschöp­
fung der natürlichen Ressourcen, und sonsti­
gen Beeinträchtigungen haftet, die fremden 
Regierungen, Staatsangehörigen und Unter­
nehmen als Folge der unrechtmäßigen Inva­
sion und Besetzung Kuwaits durch Irak ent­
standen sind-. 
24. Mit Ziffer 18 derselben Resolution schuf 
der Sicherheitsrat einen Fonds zur Befriedi­
gung der geltend gemachten Ansprüche nach 
Ziffer 16, der durch einen Prozentsatz des 
Werts der Exporte von Erdöl und Erdölproduk­
ten aus Irak zu finanzieren ist. Angesichts der 
kraft Resolution 661(1990) bestehenden Wirt­
schaftssanktionen gegen Irak wurde Irak mit 
den Resolutionen 706(1991) und 712(1991) 
vom Sicherheitsrat gestattet, als Ausnahme 
eine begrenzte Menge Erdöl zu verkaufen, wo­
bei ein Teil der daraus erzielten Einnahmen 
zur Finanzierung des Fonds benutzt werden 
sollte. Bisher hat Irak diese Möglichkeit nicht 
in Anspruch genommen. Der Rat stellt fest, 
daß diese Genehmigung am 18.März 1992 
auslaufen soll. Den Ratsmitgliedern ist be­
wußt, daß Irak um einen Zahlungsaufschub 
von fünf Jahren für seine finanziellen Ver­
pflichtungen ersucht hat, darunter auch für 
die Zahlungen an den Entschädigungsfonds. 

e) Rückzahlung und Bedienung der Aus­
landsschulden Iraks 

25. Was eine weitere Verpflichtung betrifft, 
verlangt der Sicherheitsrat in Ziffer 17 der Re­
solution 687(1991), daß Irak alle seine Ver­
pflichtungen betreffend die Bedienung und 
Rückzahlung seiner Auslandsschulden ge­
nauestens erfüllt. 
26. Die Aufmerksamkeit des Rates wird auf 
die Ziffern 17 und 18 des Berichts des Gene­
ralsekretärs vom 7.März 1992 (S/23687) ge­
lenkt. 

f ) Rückgabe von Vermögenswerten 

27. Ich komme nun zu der Frage der Rückga­
be von Vermögenswerten. Der Sicherheitsrat 
verlangt in Ziffer 2 Buchstabe d) der Resolu­
tion 686(1991), daß Irak sofort mit der Rück­
gabe aller von ihm beschlagnahmten kuwaiti­
schen Vermögenswerte beginnt und die Rück­
gabe so rasch wie möglich abschließt. Die 
Ratsmitglieder haben mit Genugtuung zur 
Kenntnis genommen, daß — wie in dem weite­
ren Bericht des Generalsekretärs festgestellt -
die mit der Rückgabe von Vermögenswerten 
befaßten irakischen Vertreter mit den Verein­
ten Nationen uneingeschränkt zusammenge­
arbeitet haben, um diese Rückgabe zu er­
leichtem. 

g) Monatliche Aufstellungen der Gold- und 
Devisenreserven 

28. Ziffer 7 der Resolution 706(1991) enthält 
eine weitere Verpflichtung, der zufolge von 
der Regierung Iraks verlangt wird, dem Gene­
ralsekretär und den entsprechenden interna­
tionalen Organisationen monatlich Aufstel­
lungen ihrer Gold- und Devisenreserven vor­
zulegen. Dem Generalsekretär oder dem IMF 
sind bis heute keine derartigen Aufstellungen 
vorgelegt worden. 

h) Zusage, Handlungen des internationalen 
Terrorismus weder zu begehen noch zu unter­

stützen 

29. M i t Ziffer 32 der Resolution 687(1991) 

wird von Irak verlangt, Handlungen des inter­
nationalen Terrorismus weder zu begehen 
noch zu unterstützen und Organisationen, 
deren Ziel die Begehung derartiger Handlun­
gen ist, nicht zu gestatten, auf seinem Ho­
heitsgebiet zu operieren, und alle terroristi­
schen Handlungen, Methoden und Praktiken 
unmißverständlich zu verurteilen und ihnen 
zu entsagen. 
30. Der Rat nimmt die in Schreiben vom 
ll.Juni 1991 (S/22687 und S/22689) und 23.Ja-
nuar 1992 (S/23472) enthaltenen Erklärungen 
Iraks zur Kenntnis, daß Irak Vertragspartei 
von internationalen Übereinkünften gegen 
den Terrorismus ist und niemals eine Politik 
verfolgt hat, die den internationalen Terroris­
mus, so wie er vom Völkerrecht definiert 
wird, begünstigt. 

i) Maßnahmen des Sicherheitsrats betreffend 
die irakische Zivilbevölkerung 

31. Die Resolutionen 706(1991) und 712 
(1991) geben Irak die Mittel an die Hand, sei­
ne Verpflichtungen zur Versorgung seiner Zi ­
vilbevölkerung mit der erforderlichen huma­
nitären Hilfe, insbesondere mit Nahrungs­
mitteln und Medikamenten, zu erfüllen. Irak 
weigert sich bis heute, diese Resolutionen 
durchzuführen. Nachdem Irak zunächst Ge­
spräche mit Sekretariatsvertretern über die 
Durchführung aufgenommen hatte, beendete 
es diese Gespräche vielmehr abrupt. 

III . RESOLUTION 688(1991) DES 
SICHERHEITSRATS 

32. Ich möchte nun auf die Forderungen des 
Sicherheitsrats in bezug auf die irakische Zi ­
vilbevölkerung eingehen. In Ziffer 2 der Reso­
lution 688(1991) verlangt der Sicherheitsrat, 
daß Irak als Beitrag zur Beseitigung der Be­
drohung des Weltfriedens und der internatio­
nalen Sicherheit in der Region die Unterdrük-
kung seiner Zivilbevölkerung einstellt. In 
den Ziffern 3 und 7 besteht der Sicherheitsrat 
darauf, daß Irak den internationalen humani­
tären Organisationen sofortigen Zugang zu 
allen hilfsbedürftigen Personen in allen Tei­
len Iraks gewährt, und verlangt, daß Irak zu 
diesem Zweck mit dem Generalsekretär zu­
sammenarbeitet. 
33. Der Sicherheitsrat ist nach wie vor zu­
tiefst besorgt angesichts der ernsten Men­
schenrechtsverstöße, welche die Regierung 
Iraks ungeachtet der Bestimmungen der Reso­
lution 688(1991) nach wie vor gegen ihre Be­
völkerung begeht, insbesondere in der nördli­
chen Region Iraks, in den schiitischen Wohn­
gebieten i m Süden sowie in den südlichen 
Marschen (Resolution 1992/71 der Men­
schenrechtskommission vom 5.März 1992). 
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß diese Situa­
tion durch den Bericht des Sonderberichter­
statters der Menschenrechtskommission (E/ 
CN.4/1992/31; wird auch in Dokuments/ 
23685 veröffentlich^) und durch die Bemer­
kungen des Büros des Leitenden Delegierten 
des Generalsekretärs, die in dem weiteren Be­
richt des Generalsekretärs enthalten sind, be­
stätigt wird. 

34. Die Ratsmitglieder sind insbesondere be­
sorgt über Berichte, wonach die Regierung 
Iraks Beschränkungen für die Lieferung von 
lebenswichtigen Versorgungsgütern, insbe­
sondere von Nahrungsmitteln und Brennstof­
fen, in die drei Nordprovinzen Dohuk, Erbil 
und Suleimaniya verfügt hat. In dieser Hin­
sicht bleibt, wie der Sonderberichterstatter in 
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seinem Bericht festgestellt hat, in dem Maße, 
wie die Unterdrückung der Bevölkerung an­
hält, die in Resolution 688(1991) genannte 
Bedrohung des Weltfriedens und der interna­
tionalen Sicherheit in der Region weiter be­
stehen. 

IV. ABSCHLIESSENDE BEMERKUNG 

35. Angesichts der Feststellungen bezüglich 
des Verhaltens Iraks sieht sich der Sicher­
heitsrat in der Schlußfolgerung gerechtfertigt, 
daß Irak die ihm vom Rat auferlegten Ver­
pflichtungen nicht voll erfüllt hat. Der Rat 
hofft und erwartet, daß diese Sitzung eine 
wertvolle Gelegenheit bieten wird, bei der Be­
handlung dieser Frage im Interesse des Welt­
friedens und der internationalen Sicherheit 
wie auch im Interesse des irakischen Volkes 
voranzukommen. « 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 12.März 1992 (UN-Dok. S/23709) 

Im Anschluß an Konsultationen unter den 
Mitgliedern des Sicherheitsrats gab der Rats­
präsident i m Namen des Rates auf dessen 
(wiederaufgenommener) 3059.Sitzung am 
12.März 1992 im Zusammenhang mit der Be­
handlung des folgenden Punktes durch den 
Rat die nachstehende Erklärung ab: 

••a) Die Situation zwischen Irak und Ku­
wait 

b) Schreiben des Ständigen Vertreters der 
Türkei bei den Vereinten Nationen an 
den Präsidenten des Sicherheitsrats 
vom 2Apri l 1991 (S/22435) 
Schreiben des Geschäftsträgers a.i. der 
Ständigen Vertretung Frankreichs bei 
den Vereinten Nationen an den Präsi­
denten des Sicherheitsrats vom 4Apri l 
1991 (S/22442) 
Schreiben des Geschäftsträgers a.i. der 
Ständigen Vertretung Belgiens bei den 
Vereinten Nationen an den Präsidenten 
des Sicherheitsrats vom 5.März 1992 
(S/23685). 

Zum Abschluß der gegenwärtigen Phase der 
Behandlung des Tagesordnungspunktes bin 
ich ermächtigt worden, im Anschluß an Kon­
sultationen unter den Mitgliedern des Sicher­
heitsrats im Namen des Rates die folgende Er­
klärung abzugeben: 

•Nachdem die Auffassungen des Sicherheits­
rats darüber, in welchem Maße die Regierung 
Iraks ihren Verpflichtungen nach den ein­
schlägigen Resolutionen des Sicherheitsrats 
nachkommt, durch den Präsidenten des Si­
cherheitsrats und durch die Erklärungen sei­
ner Mitglieder zum Ausdruck gebracht wur­
den, hat der Sicherheitsrat mit großer Auf­
merksamkeit die Erklärung des Stellvertre­
tenden Ministerpräsidenten Iraks und seine 
Erwiderungen auf die Fragen der Ratsmitglie­
der angehört. 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats möchten 
erneut ihre volle Unterstützung für die zu Be­
ginn der 3059.Sitzung in ihrem Namen vom 
Ratspräsidenten abgegebene Erklärung (S/ 
23699) zum Ausdruck bringen. 
Nach Auffassung des Sicherheitsrats hat die 
Regierung Iraks diese Verpflichtungen bisher 
nicht uneingeschränkt und bedingungslos er­
füllt, muß das tun und muß diesbezüglich so­

fort die entsprechenden Maßnahmen treffen. 
Er hofft, daß dem vom Stellvertretenden M i ­
nisterpräsidenten Iraks zum Ausdruck ge­
brachten guten Willen Taten folgen werden.« « 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 19.März 1992 (UN-Dok. S/23732) 

Im Anschluß an Konsultationen unter den 
Mitgliedern des Sicherheitsrats gab der Rats­
präsident im Namen des Rates auf dessen 
3061.Sitzung am 19.März 1992 im Zusam­
menhang mit der Behandlung des Punktes 
•Die Situation zwischen Irak und Kuwait-
durch den Rat die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat begrüßt die Ankündigung 
der irakischen Behörden, daß sie die Gesprä­
che mit dem Sekretariat der Vereinten Natio­
nen betreffend die Durchführung des in den 
Resolutionen 706(1991) und 712(1991) des Si­
cherheitsrats vorgesehenen Plans für den Ver­
kauf von irakischem Erdöl und irakischen 
Erdölprodukten und für die Nutzung der Erlö­
se aus diesen Verkäufen in Übereinstimmung 
mit dem Bericht des Generalsekretärs vom 
4.September 1991 (S/23006) und den genann­
ten Resolutionen wiederaufnehmen werden. 
Der Rat begrüßt außerdem die Absicht des 
Generalsekretärs, diese Gespräche unverzüg­
lich in die Wege zu leiten. 
Der Rat ist bereit, das Verfahren für den Ver­
kauf von irakischem Erdöl und irakischen 
Erdölprodukten auf dieser Grundlage für den 
gleichen Zeitraum wie in den genannten Re­
solutionen festgelegt zu genehmigen, sobald 
der Generalsekretär erklärt, daß die iraki­
schen Behörden bereit sind, zu einem be­
stimmten Zeitpunkt mit der Ausfuhr von 
Erdöl und Erdölprodukten in Übereinstim­
mung mit dem Plan zu beginnen. 
Die Ratsmitglieder sind bereit, Iraks Mitar­
beit bei diesem Vorgehen vorausgesetzt und 
auf der Grundlage der fortlaufenden Bewer­
tung des Bedarfs und der Erfordernisse durch 
den Rat in Übereinstimmung mit Ziffer 1 
Buchstabe d) der Resolution 706 (1991) des Si­
cherheitsrats, zu einem geeigneten Zeitpunkt 
die Möglichkeit weiterer Verlängerungen die­
ses Zeitraums zu erwägen.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 27.März 1992 (UN-Dok. S/23761) 

Im Anschluß an die am 27.März 1992 abgehal­
tenen Konsultationen gab der Präsident des 
Sicherheitsrats im Namen der Ratsmitglieder 
im Zusammenhang mit dem Punkt "Die Si­
tuation zwischen Irak und Kuwait- die folgen­
de Erklärung ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats führten 
am 27.März 1992 informelle Konsultationen 
gemäß den Ziffern 21 und 28 der Resolution 
687( 1991 ) und gemäß Ziffer 6 der Resolution 
700(1991). 
Nach Anhörung aller im Verlauf der Konsulta­
tionen zum Ausdruck gebrachten Meinungen 
gelangte der Ratspräsident zu der Schlußfol­
gerung, es bestehe nach wie vor keine Über­
einstimmung dahin gehend, daß die notwen­
digen Voraussetzungen für eine Änderung der 
Bestimmungen in Ziffer 20 der Resolution 
687(1991) entsprechend Ziffer 21 dieser Reso­

lution, in den Ziffern 22, 23, 24 und 25 der 
Resolution 687(1991) entsprechend Ziffer 28 
dieser Resolution und in Ziffer 6 der Resolu­
tion 700(1991) gegeben seien. Die Ratsmit­
glieder gaben der Hoffnung Ausdruck, daß die 
vor kurzem von Irak übermittelten Koopera­
tionsangebote auch wirklich in vollem Um­
fang in die Tat umgesetzt werden mögen.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom lO.April 1992 (UN-Dok. S/23803) 

Im Anschluß an die am lO.April 1992 abge­
haltenen Konsultationen gab der Präsident 
des Sicherheitsrats im Namen der Ratsmit­
glieder i m Zusammenhang mit dem Punkt 
•Die Situation zwischen Irak und Kuwait- die 
folgende Erklärung ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats haben 
durch den Exekutivvorsitzenden der Sonder­
kommission mit ernster Besorgnis von neue­
ren Entwicklungen erfahren, die es angezeigt 
erscheinen lassen, die Luftüberwachungsflüge 
der Sonderkommission über Irak, deren Si­
cherheit bedroht sein dürfte, einzustellen. 
Die Ratsmitglieder möchten darauf hinwei­
sen, daß diese Überwachungsflüge auf der 
Grundlage der Resolutionen 687, 707 und 
715(1991) des Sicherheitsrats durchgeführt 
werden. Die Ratsmitglieder bekräftigen das 
Recht der Sonderkommission zur Durchfüh­
rung derartiger Luftüberwachungsflüge und 
fordern die Regierung Iraks auf, alle erforderli­
chen Schritte zu unternehmen, um sicherzu­
stellen, daß die irakischen Streitkräfte die be­
treffenden Flüge nicht beeinträchtigen oder 
deren Sicherheit bedrohen, und ihren Verant­
wortlichkeiten in bezug auf die Gewährlei­
stung der Sicherheit der Luftfahrzeuge der 
Sonderkommission und ihrer Besatzungen 
während ihrer Flüge über irakischem Ho­
heitsgebiet nachzukommen. Die Ratsmitglie­
der warnen die Regierung Iraks vor den ern­
sten Konsequenzen, die sich aus einer Nicht­
einhaltung dieser Verpflichtungen ergeben 
würden.« 

Jugoslawien 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Vorausset­
zungen für den Einsatz einer Friedenssi­
cherungsoperation in Jugoslawien. - Reso­
lution 721(1991) vom 27.November 1991 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolution 713 

(1991) vom 25.September 1991, 
- in Anbetracht des Ersuchens der Regie­

rung Jugoslawiens um die Schaffung einer 
Friedensoperation in Jugoslawien, wie es 
in dem Schreiben des Ständigen Vertreters 
Jugoslawiens an den Präsidenten des Si­
cherheitsrats vom 26.November 1991 (S/ 
23240) zum Ausdruck gebracht wurde, 

- zutiefst besorgt über die Kampfhandlun­
gen in Jugoslawien und die gravierenden 
Verletzungen früherer Feuereinstellungs­
vereinbarungen, die schwere Verluste an 
Menschenleben und weitverbreitete Sach­
schäden verursacht haben, und über die 
sich daraus ergebenden Auswirkungen auf 
die Länder der Region, 
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- feststellend, daß das Fortbestehen und die 
Verschärfung dieser Situation eine Bedro­
hung des Weltfriedens und der internatio­
nalen Sicherheit darstellt, 

- sowie in Anbetracht des Schreibens des 
Generalsekretärs an den Präsidenten des 
Sicherheitsrats vom 24.November 1991 be­
treffend den Auftrag seines Persönlichen 
Abgesandten in Jugoslawien und der die­
sem Schreiben beigefügten, am 23.Novem­
ber 1991 in Genf unterzeichneten Verein­
barung (S/23239), 

- ferner in Anbetracht dessen, daß, wie aus 
dem Schreiben des Generalsekretärs an 
den Präsidenten des Sicherheitsrats vom 
24.November 1991 (S/23239) hervorgeht, 
jeder der jugoslawischen Teilnehmer an 
dem Treffen mit dem Persönlichen Abge­
sandten des Generalsekretärs erklärt hat, 
den möglichst baldigen Einsatz einer Frie­
densoperation der Vereinten Nationen zu 
wünschen, 

1. billigt die Bemühungen des Generalsekre­
tärs und seines Persönlichen Abgesandten 
und bringt die Hoffnung zum Ausdruck, 
daß sie ihre Kontakte zu den beteiligten 
jugoslawischen Parteien so rasch wie mög­
lich fortsetzen werden, damit der General­
sekretär dem Sicherheitsrat alsbald Emp­
fehlungen vorlegen kann, auch hinsicht­
lich der möglichen Schaffung einer Frie­
densoperation der Vereinten Nationen in 
Jugoslawien; 

2. schließt sich der Erklärung des Persönli­
chen Abgesandten des Generalsekretärs 
gegenüber den beteiligten Parteien an, wo­
nach der Einsatz einer Friedensoperation 
der Vereinten Nationen nicht in Aussicht 
genommen werden kann, ohne daß unter 
anderem alle beteiligten Parteien die am 
23.November 1991 in Genf unterzeichnete 
und dem Schreiben des Generalsekretärs 
(S/23239) beigefügte Vereinbarung voll ein­
halten,-

3. fordert die beteiligten jugoslawischen Par­
teien nachdrücklich auf, die genannte Ver­
einbarung voll einzuhalten; 

4. verpflichtet sich, die vorgenannten Emp­
fehlungen des Generalsekretärs, und ins­
besondere auch jede Empfehlung zur mög­
lichen Schaffung einer Friedensoperation 
der Vereinten Nationen in Jugoslawien, 
unverzüglich zu prüfen und entsprechende 
Maßnahmen zu ergreifen; 

5. beschließt, bis zur Erzielung einer friedli­
chen Lösung mit dieser Angelegenheit ak­
tiv befaßt zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Umset­
zung des bindenden Waffenembargos ge­
gen Jugoslawien. - Resolution 724(1991) 
vom 15.Dezember 1991 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolutionen 

713(1991) vom 25.September 1991 und 
721(1991) vom 27.November 1991, 

- Kenntnis nehmend von dem gemäß Reso­
lution 721(1991) vorgelegten Bericht des 
Generalsekretärs vom ll.Dezember 1991 
(S/23280), 

- unter Hinweis darauf, daß ihm nach der 
Charta der Vereinten Nationen die Haupt­

verantwortung für die Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicher­
heit obliegt, 

- sowie unter Hinweis auf die Bestimmun­
gen des Kapitels VIII der Charta der Verein­
ten Nationen, 

- entschlossen sicherzustellen, daß das mit 
Resolution 713(1991) verhängte allgemei­
ne und vollständige Embargo auf alle Lie­
ferungen von Waffen und militärischem 
Gerät nach Jugoslawien wirksam ange­
wandt wird, 

- die vom Generalsekretär auf humanitärem 
Gebiet ergriffenen Initiativen würdigend, 

1. billigt den Bericht des Generalsekretärs 
vom ll.Dezember 1991 (S/23280) und 
spricht dem Generalsekretär seinen Dank 
dafür aus; 

2. macht sich insbesondere die in Ziffer 21 
beziehungsweise 24 des Berichts des Ge­
neralsekretärs zum Ausdruck gebrachten 
Auffassungen zu eigen, wonach die Voraus­
setzungen für die Schaffung einer Frie­
densoperation in Jugoslawien noch immer 
nicht gegeben sind und die volle Einhal­
tung der Genfer Vereinbarung vom 23.No­
vember 1991 die beschleunigte Behand­
lung der Frage der Schaffung einer Frie­
densoperation der Vereinten Nationen in 
Jugoslawien ermöglichen würde; 

3. schließt sich insbesondere der Bemerkung 
des Generalsekretärs an, wonach die inter­
nationale Gemeinschaft bereit ist, den ju­
goslawischen Völkern zu helfen, wenn die 
in seinem Bericht dargelegten Vorausset­
zungen erfüllt werden, und macht sich in 
diesem Zusammenhang sein Angebot zu 
eigen, als Teil des weiter fortbestehenden 
Auftrags seines Persönlichen Abgesandten 
einen kleinen Stab nach Jugoslawien zu 
entsenden, dem auch Soldaten angehören, 
um die Vorbereitung im Hinblick auf eine 
mögliche Friedensoperation voranzubrin­
gen; 

4. unterstreicht die Auffassung, wonach jeder 
Friedenseinsatz der Vereinten Nationen in 
Jugoslawien den Zweck hätte, allen Par­
teien die friedliche Beilegung ihrer Strei­
tigkeiten zu ermöglichen, auch vermittels 
der im Rahmen der Konferenz über Jugo­
slawien geschaffenen Prozesse; 

5. tätig werdend nach Kapitel VII der Charta 
der Vereinten Nationen: 
a) ersucht alle Staaten, dem Generalsekre­

tär binnen zwanzig Tagen über die 
Maßnahmen Bericht zu erstatten, die 
sie ergriffen haben, um den in Ziffer 6 
der Resolution 713(1991) niedergelegten 
Verpflichtungen zur Anwendung eines 
allgemeinen und vollständigen Embar­
gos auf alle Lieferungen von Waffen und 
militärischem Gerät nach Jugoslawien 
nachzukommen; 

b) beschließt, gemäß Regel 28 seiner Vor­
läufigen Geschäftsordnung einen aus 
allen Ratsmitgliedern bestehenden 
Ausschuß des Sicherheitsrats einzuset­
zen, mit dem Auftrag, die nachstehen­
den Aufgaben wahrzunehmen, dem Rat 
über seine Tätigkeit Bericht zu erstat­
ten und Bemerkungen und Empfehlun­
gen dazu vorzulegen: 
i) Prüfung der gemäß Buchstabe a) 

vorgelegten Berichte; 
ii) Einholung weiterer Informationen 

von allen Staaten über die von ih­
nen ergriffenen Maßnahmen zur 
wirksamen Anwendung des mit 

Ziffer 6 der Resolution 713(1991) 
verhängten Embargos; 

iii) Behandlung etwaiger ihm von den 
Staaten zur Kenntnis gebrachten 
Informationen über Verletzungen 
des Embargos und, in diesem Zu­
sammenhang, Abgabe von Empfeh­
lungen an den Rat betreffend Mög­
lichkeiten zur Erhöhung der Wirk­
samkeit des Embargos; 

iv) Empfehlung geeigneter Maßnah­
men zur Reaktion auf Verletzungen 
des allgemeinen und vollständigen 
Embargos auf alle Lieferungen von 
Waffen und militärischem Gerät 
nach Jugoslawien und regelmäßige 
Versorgung des Generalsekretärs 
mit Informationen zur allgemeinen 
Verteilung an die Mitgliedstaaten; 

c) fordert alle Staaten auf, mit dem Aus­
schuß bei der Erfüllung seiner Aufga­
ben hinsichtlich der wirksamen Um­
setzung der Ziffer 6 der Resolution 
713(1991) voll zusammenzuarbeiten; 

d) ersucht den Generalsekretär, dem Aus­
schuß jede erforderliche Unterstützung 
zu gewähren und i m Sekretariat die da­
für notwendigen Vorkehrungen zu tref­
fen; 

6. verpflichtet sich, sich damit auseinander­
zusetzen, wie die Einhaltung der von den 
Parteien eingegangenen Verpflichtungen 
gewährleistet werden kann; 

7. fordert alle Staaten und Parteien mit 
Nachdruck auf, alles zu unterlassen, was 
zu einer Verstärkung der Spannungen, zur 
Behinderung der Herstellung einer wirksa­
men Feuereinstellung und zur Behinde­
rung oder Verzögerung eines friedlichen, 
auf dem Verhandlungswege herbeigeführ­
ten Ausgangs des Konflikts in Jugoslawien 
beitragen könnte, der es allen Völkern Ju­
goslawiens gestatten würde, in Frieden 
über ihre Zukunft zu bestimmen und die­
se aufzubauen; 

8. ermutigt den Generalsekretär, seine hu­
manitären Bemühungen in Jugoslawien in 
Verbindung mit dem Internationalen Ko­
mitee vom Roten Kreuz, dem Hohen Kom­
missar der Vereinten Nationen für Flücht­
linge, UNICEF und anderen geeigneten 
humanitären Organisationen fortzuset­
zen, mit dem Ziel, dringend praktische 
Maßnahmen zur Deckung des akuten Be­
darfs der Menschen von Jugoslawien, dar­
unter auch der Vertriebenen und der von 
dem Konflikt am härtesten betroffenen 
Gruppen, zu treffen und bei der freiwilli­
gen Rückkehr von Vertriebenen an ihre 
Wohnstätten behilflich zu sein; 

9. beschließt, bis zur Herbeiführung einer 
friedlichen Lösung mit dieser Angelegen­
heit aktiv befaßt zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 7.Januar 1992 (UN-Dok. S/23389) 

Im Anschluß an Konsultationen des Sicher­
heitsrats gab der Präsident auf der 3027.Sit-
zung des Rates am 7Januar 1992 im Zusam­
menhang mit der Behandlung des Punktes 
-Mündlicher Bericht des Generalsekretärs im 
Nachgang zu seinem Bericht vom 5.Januar 
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1992 (S/23363), durch den Rat im Namen der 
Ratsmitglieder die folgende Erklärung ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats haben am 
ZJanuar den tragischen Zwischenfall erörtert, 
der sich am gleichen Tage in Jugoslawien 
ereignet hatte und bei dem Hubschrauber der 
Beobachtermission der Europäischen Ge­
meinschaft in Jugoslawien von einem jugosla­
wischen Flugzeug abgeschossen wurden, wo­
bei vier italienische Mitglieder und ein fran­
zösisches Mitglied der Beobachtermission 
ums Leben kamen. 
Die Ratsmitglieder verurteilten diesen kalt­
blütigen Angriff auf unbewaffnetes Zivilper­
sonal. Sie sprachen den Angehörigen derjeni­
gen, die dabei den Tod fanden, ihre aufrichtige 
Anteilnahme aus. Sie nahmen zur Kenntnis, 
daß die jugoslawischen Behörden die Verant­
wortung für diese flagrante Verletzung der 
Waffenruhe übernommen und erklärt haben, 
daß sie das erforderliche Disziplinarverfahren 
gegen die Verantwortlichen eröffnen würden, 
und daß sie sich erneut verpflichtet haben, 
die Waffenruhe in vollem Umfang einzuhal­
ten. Die Ratsmitglieder forderten die jugosla­
wischen Behörden auf, durch die Ergreifung 
aller notwendigen Maßnahmen dafür Sorge 
zu tragen, daß diese Tat nicht ungesühnt 
bleibt und daß sich derartige Zwischenfälle 
nicht wiederholen. 
Die Ratsmitglieder forderten alle Konfliktpar­
teien in Jugoslawien erneut nachdrücklich 
auf, die hinsichtlich der Feuereinstellung 
übernommenen Verpflichtungen einzuhal­
ten. Sie betonten, daß, wie im Bericht des Ge­
neralsekretärs vom 5.Januar (S/23363) hervor­
gehoben, die EG-Beobachtermission auch 
weiterhin eine wichtige Rolle spielt. Sie 
brachten ihre tiefempfundene Anerkennung 
für die Tätigkeit der Missionsmitglieder zum 
Ausdruck und forderten die jugoslawischen 
Parteien auf sicherzustellen, daß die Mis­
sionsmitglieder und das UN-Personal ihre 
Aufgaben mit der uneingeschränkten Unter­
stützung seitens aller Beteiligten erfüllen 
können.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Herbei­
führung einer friedlichen Lösung in Jugo­
slawien. - Resolution 727(1992) vom S.Ja­
nuar 1992 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolutionen 713 

(1991) vom 25.September 1991, 721 (1991) 
vom 27.November 1991 und 724 (1991) 
vom 15.Dezember 1991, 

- Kenntnis nehmend von dem gemäß Reso­
lution 721(1991) vorgelegten Bericht des 
Generalsekretärs vom 5.Januar 1992 (S/ 
23363 mit Add.l), 

- unter Hinweis darauf, daß ihm nach der 
Charta der Vereinten Nationen die Haupt­
verantwortung für die Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicher­
heit obliegt, 

- sowie unter Hinweis auf die Bestimmun­
gen des Kapitels VIII der Charta der Verein­
ten Nationen und im Hinblick auf die Rol­
le, welche die Europäische Gemeinschaft 
bei der Herbeiführung einer friedlichen 
Lösung in Jugoslawien weiterhin wahrneh­
men wird, 

- den tragischen Zwischenfall vom 7.Januar 
1992 beklagend, bei dem fünf Mitglieder 

der Beobachtermission der Europäischen 
Gemeinschaft den Tod fanden, 

1. billigt den Bericht des Generalsekretärs 
vom 5.Januar 1992 (S/23363 mit Add.l) 
und spricht dem Generalsekretär seinen 
Dank dafür aus; 

2. begrüßt die am 2.Januar 1992 unter der 
Schirmherrschaft des Persönlichen Abge­
sandten des Generalsekretärs in Sarajevo 
erfolgte Unterzeichnung einer Durchfüh­
rungsvereinbarung betreffend die Modali­
täten des Vollzugs der von den Parteien am 
23.November 1991 in Genf vereinbarten 
bedingungslosen Feuereinstellung; 

3. unterstützt die Absicht des Generalsekre­
tärs, im Anschluß an die jüngste Mission 
seines Persönlichen Abgesandten unver­
züglich eine Gruppe von bis zu 50 Verbin­
dungsoffizieren zur Förderung der Auf­
rechterhaltung der Waffenruhe nach Jugo­
slawien zu entsenden, und nimmt in die­
sem Zusammenhang insbesondere Kennt­
nis von den in den Ziffern 24, 25, 28, 29 
und 30 des Berichts des Generalsekretärs 
zum Ausdruck gebrachten Auffassungen 
und von den in den Ziffern 3 und 4 der Re­
solution 724(1991) enthaltenen Kriterien; 

4. fordert alle Parteien nachdrücklich auf, die 
in Genf und Sarajevo eingegangenen Ver­
pflichtungen einzuhalten, um so eine voll­
ständige Einstellung der Feindseligkeiten 
herbeizuführen; 

5. ersucht alle Parteien, alle erforderlichen 
Maßnahmen zu ergreifen, um die Sicher­
heit des von den Vereinten Nationen ent­
sandten Personals und der Mitglieder der 
Beobachtermission der Europäischen Ge­
meinschaft zu gewährleisten; 

6. bekräftigt das mit Ziffer 6 der Resolution 
713(1991) und Ziffer 5 der Resolution 724 
(1991) verfügte Embargo und beschließt, 
daß das Embargo in Übereinstimmung mit 
Ziffer 33 des Berichts des Generalsekretärs 
(S/23363) Anwendung findet; 

7. ermutigt den Generalsekretär, seine hu­
manitären Bemühungen in Jugoslawien 
fortzusetzen,-

8. beschließt, bis zur Herbeiführung einer 
friedlichen Lösung mit dieser Angelegen­
heit aktiv befaßt zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Vorausset­
zungen für den Einsatz einer Friedenssi­
cherungsoperation in Jugoslawien. - Reso­
lution 740(1992) vom 7.Februar 1992 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolutionen 713 

(1991) vom 25.September 1991, 721 (1991) 
vom 27.November 1991, 724 (1991) vom 
15.Dezember 1991 und 727 (1992) vom 
8.Januar 1992, 

- in Anbetracht des gemäß Resolution 
721(1991) vorgelegten weiteren Berichts 
des Generalsekretärs vom 5.Februar 1992 
(S/23513) und die darin enthaltene Mittei­
lung begrüßend, daß die Waffenruhe insge­
samt eingehalten wird, womit eines der 
Hindemisse für die Durchführung einer 
Friedensoperation entfällt, 

- zur Kenntnis nehmend, daß durch das vom 
ö.Februar 1992 datierte Schreiben von Prä­
sident Franjo Tudjman, mit dem dieser 

vollständig und bedingungslos die Konzep­
tion und den Plan des Generalsekretärs ak­
zeptiert, worin festgelegt wird, unter wel­
chen Bedingungen und in welchen Gebie­
ten die Truppen der Vereinten Nationen 
disloziert werden sollen, ein weiteres Hin­
dernis auf diesem Gebiet beseitigt wird, 

- sowie in Anbetracht dessen, daß die 
Durchführung des Friedenssicherungs­
plans der Vereinten Nationen die Aufgabe 
der Konferenz über Jugoslawien erleich­
tern wird, eine politische Regelung zu er­
zielen, 

- unter Hinweis darauf, daß ihm nach der 
Charta der Vereinten Nationen die Haupt­
verantwortung für die Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicher­
heit obliegt, 

- sowie unter Hinweis auf die Bestimmun­
gen des Kapitels VIII der Charta der Verein­
ten Nationen, 

- mit dem Ausdruck der Besorgnis über die 
Anzeichen dafür, daß das vom Sicherheits­
rat mit Resolution 713(1991) verhängte 
Waffenembargo nicht voll eingehalten 
wird, wie aus Ziffer 21 des Berichts des Ge­
neralsekretärs (S/23513) hervorgeht, 

1. bekräftigt seine in Resolution 724(1991) 
zum Ausdruck gebrachte Billigung des im 
Bericht des Generalsekretärs vom ll.De-
zember 1991 (S/23280) enthaltenen Frie­
denssicherungsplans der Vereinten Natio­
nen; 

2. begrüßt die anhaltenden Bemühungen des 
Generalsekretärs und seines Persönlichen 
Abgesandten, die der Durchführung einer 
Friedensoperation noch im Wege stehen­
den Hindernisse zu beseitigen; 

3. billigt den Vorschlag des Generalsekretärs, 
die Sollstärke der militärischen Verbin­
dungsmission auf insgesamt 75 Mann zu 
erhöhen; 

4. ersucht den Generalsekretär, seine Vorbe­
reitungen im Hinblick auf eine Friedens­
operation der Vereinten Nationen zu be­
schleunigen, so daß eine Dislozierung so­
fort im Anschluß an eine entsprechende 
Entscheidung des Sicherheitsrats erfolgen 
kann; 

5. bringt seine Besorgnis darüber zum Aus­
druck, daß der i m Bericht des Generalse­
kretärs vom ll.Dezember 1991 (S/23280) 
enthaltene Friedenssicherungsplan der 
Vereinten Nationen noch nicht von all 
denjenigen in Jugoslawien vollständig und 
bedingungslos akzeptiert worden ist, von 
deren Mitarbeit sein Erfolg abhängt; 

6. fordert alle Staaten auf, auch weiterhin 
durch alle geeigneten Schritte sicherzu­
stellen, daß die jugoslawischen Parteien 
ihre uneingeschränkte Annahme des Frie­
denssicherungsplans der Vereinten Natio­
nen in die Tat umsetzen, ihre Verpflich­
tungen nach Treu und Glauben erfüllen 
und mit dem Generalsekretär voll zusam­
menarbeiten; 

7. fordert die jugoslawischen Parteien auf, 
mit der Konferenz über Jugoslawien bei ih­
rem Ziel, eine mit den Grundsätzen der 
Konferenz über Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa zu vereinbarende po­
litische Regelung herbeizuführen, voll zu­
sammenzuarbeiten, und bekräftigt, daß 
mit dem Friedenssicherungsplan der Ver­
einten Nationen und seiner Durchführung 
in keiner Weise beabsichtigt wird, den Be­
dingungen einer politischen Regelung vor­
zugreifen; 
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8. fordert alle Staaten auf, mit dem Ausschuß 
nach Resolution 724(1991) voll zusam­
menzuarbeiten und ihm vor allem auch al­
le ihnen zur Kenntnis gebrachten Informa­
tionen über Verletzungen des Embargos 
zuzuleiten; 

9. beschließt, bis zur Erzielung einer friedli­
chen Lösung mit dieser Angelegenheit ak­
tiv befaßt zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Einrich­
tung der Schutztruppe der Vereinten Na­
tionen (UNPROFOR). - Resolution 
743(1992) vom 21.Februar 1992 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolutionen 713 

(1991) vom 25.September 1991, 721 (1991) 
vom 27.November 1991, 724 (1991) vom 
15.Dezember 1991, 727 (1992) vom S.Ja­
nuar 1992 und 740 (1992) vom 7.Februar 
1992, 

- Kenntnis nehmend von dem gemäß Reso­
lution 721(1991) vorgelegten Bericht des 
Generalsekretärs vom 15.Februar 1992 (S/ 
23592) und dem vom 26.November 1991 
datierten Ersuchen der Regierung Jugosla­
wiens (S/23240) um die Schaffung einer 
Friedensoperation, auf das in der Resolu­
tion Bezug genommen wird, 

- insbesondere zur Kenntnis nehmend, daß 
der Generalsekretär der Auffassung ist, 
daß die Bedingungen für die baldige Dislo­
zierung einer Schutztruppe der Vereinten 
Nationen (UNPROFOR) gegeben sind, und 
seine Empfehlung begrüßend, diese Trup­
pe mit sofortiger Wirkung aufzustellen, 

- mit dem Ausdruck seines Dankes an den 
Generalsekretär und seinen Persönlichen 
Abgesandten für ihren Beitrag zur Schaf­
fung von Bedingungen, die die Dislozie­
rung einer Schutztruppe der Vereinten Na­
tionen (UNPROFOR) erleichtern, sowie 
für ihre kontinuierlichen diesbezüglichen 
Anstrengungen, 

- besorgt darüber, daß die Situation in Jugo­
slawien nach wie vor eine Bedrohung des 
Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit darstellt, wie in Resolution 
713(1991) festgestellt, 

- unter Hinweis darauf, daß ihm nach der 
Charta der Vereinten Nationen die Haupt­
verantwortung für die Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicher­
heit obliegt, 

- sowie unter Hinweis auf Artikel 25 und 
Kapitel VIII der Charta der Vereinten Na­
tionen, 

- erneut die mit Unterstützung der Teilneh­
merstaaten der Konferenz über Sicherheit 
und Zusammenarbeit in Europa unter­
nommenen Bemühungen der Euro­
päischen Gemeinschaft und ihrer Mit­
gliedstaaten würdigend, durch die Einbe­
rufung einer Konferenz über Jugoslawien, 
einschließlich der durch sie geschaffenen 
Mechanismen, für eine friedliche politi­
sche Regelung Sorge zu tragen, 

- davon überzeugt, daß die Durchführung 
des Friedenssicherungsplans der Vereinten 
Nationen (S/23280, Anhang III) die Konfe­
renz über Jugoslawien dabei unterstützen 
wird, eine friedliche politische Regelung 
zu erzielen, 

1. billigt den Bericht des Generalsekretärs 
vom 15.ft;bruar 1992 (S/23592); 

2. beschließt, unter seiner Aufsicht in Über­
einstimmung mit dem oben genannten 
Bericht und dem Friedenssicherungsplan 
der Vereinten Nationen eine Schutztrup­
pe der Vereinten Nationen (UNPROFOR) 
aufzustellen, und ersucht den Generalse­
kretär, die erforderlichen Maßnahmen zu 
ergreifen, um ihre möglichst baldige Dis­
lozierung sicherzustellen; 

3. beschließt, daß zur Durchführung der 
Empfehlungen in Ziffer 30 des Berichts 
des Generalsekretärs die Truppe gemäß 
Ziffer 4 dieser Resolution aufgestellt 
wird, und zwar für einen Anfangszeit­
raum von 12 Monaten, sofern der Rat spä­
ter nichts anderes beschließt; 

4. ersucht den Generalsekretär, sofort dieje­
nigen Truppenteile zu dislozieren, wel­
che bei der Erarbeitung eines vom Sicher­
heitsrat zu billigenden Durchführungs-
plans für die möglichst baldige vollstän­
dige Dislozierung der Truppe sowie eines 
Haushaltsplans behilflich sein können, 
die beide einen höchstmöglichen Beitrag 
der jugoslawischen Parteien zur Senkung 
der Kosten der Truppe vorsehen und auch 
sonst in jeder Hinsicht einen möglichst 
effizienten und kostenwirksamen Einsatz 
sicherstellen sollen; 

5. weist darauf hin, daß die Truppe nach Zif­
fer 1 des Friedenssicherungsplans der Ver­
einten Nationen eine Übergangseinrich­
tung sein sollte, deren Aufgabe es ist, die­
jenigen Friedens- und Sicherheitsbedin­
gungen zu schaffen, die für die Aushand­
lung einer Gesamtregelung der jugoslawi­
schen Krise erforderlich sind; 

6. bittet demzufolge den Generalsekretär, je 
nach Notwendigkeit, mindestens jedoch 
alle sechs Monate, über die Fortschritte 
bei der Erzielung einer friedlichen politi­
schen Regelung und über die Situation 
vor Ort Bericht zu erstatten und einen er­
sten Bericht über die Schaffung der Trup­
pe innerhalb von zwei Monaten nach Ver­
abschiedung dieser Resolution vorzule­
gen; 

7. verpflichtet sich in diesem Zusammen­
hang, alle Empfehlungen, die der Gene­
ralsekretär in seinen Berichten über die 
Truppe gegebenenfalls unterbreitet, dar­
unter auch Empfehlungen betreffend die 
Dauer ihres Einsatzes, unverzüglich zu 
prüfen und geeignete Beschlüsse zu fas­
sen,-

8. fordert alle Parteien und alle anderen Be­
teiligten nachdrücklich auf, die am 
23.November 1991 in Genf und am 2.Ja-
nuar 1992 in Sarajevo unterzeichneten 
Vereinbarungen über eine Waffenruhe 
strikt einzuhalten und bei der Durchfüh­
rung des Friedenssicherungsplans unein­
geschränkt und bedingungslos zusam­
menzuarbeiten; 

9. verlangt, daß alle Parteien und alle ande­
ren Beteiligten alle erforderlichen Maß­
nahmen ergreifen, um die Sicherheit des 
von den Vereinten Nationen entsandten 
Personals und der Mitglieder der Beob­
achtermission der Europäischen Gemein­
schaft zu gewährleisten; 

10. fordert die jugoslawischen Parteien er­
neut auf, mit der Konferenz über Jugosla­
wien bei ihrem Ziel, eine mit den Grund­
sätzen der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa vereinbare 

politische Regelung herbeizuführen, voll 
zusammenzuarbeiten, und bekräftigt, 
daß mit dem Friedenssicherungsplan der 
Vereinten Nationen und seiner Durchfüh­
rung in keiner Weise beabsichtigt wird, 
den Bedingungen einer politischen Rege­
lung vorzugreifen; 

11. beschließt in diesem Rahmen auch, daß 
das mit Ziffer 6 der Resolution 713(1991) 
des Sicherheitsrats verhängte Embargo 
nicht für Waffen und militärisches Gerät 
gilt, die ausschließlich zur Verwendung 
der UNPROFOR bestimmt sind; 

12. ersucht alle Staaten, die UNPROFOR in 
geeigneter Weise zu unterstützen und 
insbesondere den Transit des Personals 
und Geräts der Truppe zu gestatten und 
zu erleichtern; 

13. beschließt, bis zur Erzielung einer friedli­
chen Lösung mit dieser Angelegenheit 
aktiv befaßt zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Dislozie­
rung der Schutztruppe der Vereinten Na­
tionen (UNPROFOR). - Resolution 749 
(1992) vom 7.April 1992 

Der Sicherheitsrat, 

- in Bekräftigung seiner Resolutionen 713 
(1991) vom 25.September 1991, 721(1991) 
vom 27.November 1991, 724(1991) vom 
15.Dezember 1991, 727(1992) vom S.Januar 
1992, 740(1992) vom 7.Februar 1992 und 
743(1992) vom 21.Februar 1992, 

- Kenntnis nehmend von dem Bericht, den 
der Generalsekretär am 2.April 1992 ge­
mäß Resolution 743(1992) vorgelegt hat (S/ 
23777), 

- unter Hinweis darauf, daß ihm nach der 
Charta der Vereinten Nationen die Haupt­
verantwortung für die Wahrung des Welt­
friedens und der internationalen Sicher­
heit obliegt, 

- mit Genugtuung über die Fortschritte bei 
der Schaffung der Schutztruppe der Verein­
ten Nationen (UNPROFOR) sowie die 
Kontakte, die der Generalsekretär auch 
weiterhin mit allen Parteien und anderen 
Beteiligten unterhält, um die Waffenruhe 
zu stabilisieren, 

- mit dem Ausdruck seiner Besorgnis über 
Meldungen, wonach die Waffenruhe täg­
lich verletzt wird und die Spannungen in 
einer Reihe von Regionen selbst nach Ein­
treffen der Vorauskommandos der U N ­
PROFOR anhalten, 

1. billigt den Bericht des Generalsekretärs 
vom 2.April 1992 (S/23777); 

2. beschließt, die möglichst baldige vollstän­
dige Dislozierung der UNPROFOR zu ge­
nehmigen,-

3. bittet nachdrücklich alle Parteien und an­
deren Beteiligten, weitere Bemühungen zu 
unternehmen, um einen möglichst großen 
Beitrag im Hinblick auf die Senkung der 
Kosten der UNPROFOR zu leisten und so 
mitzuhelfen, einen möglichst effizienten 
und kostenwirksamen Einsatz sicherzu­
stellen,-

4. bittet ferner nachdrücklich alle Parteien 
und anderen Beteiligten, durch alle not­
wendigen Maßnahmen die uneinge-
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schränkte Bewegungsfreiheit der UNPRO-
FOR im Luftraum zu gewährleisten; 

5. fordert alle Parteien und anderen Beteilig­
ten auf, keine Gewalt anzuwenden, insbe­
sondere in den Gebieten, in denen die U N -
PROFOR stationiert beziehungsweise dis­
loziert werden soll; 

6. appelliert an alle Parteien und anderen Be­
teiligten in Bosnien-Herzegowina, mit der 
Europäischen Gemeinschaft bei ihren Be­
mühungen um die Herbeiführung einer 
Waffenruhe und einer politischen Verhand­
lungslösung zusammenzuarbeiten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Westsahara 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Selbstbe­
stimmungsreferendum in Westsahara. -
Resolution 725(1991) vom 31.Dezember 
1991 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolutionen 621 

(1988), 658(1990) und 690(1991), 
- nach Behandlung des Berichts des Gene­

ralsekretärs über die Situation betreffend 
Westsahara (S/23299), 

- besorgt über die Schwierigkeiten und Ver­
zögerungen, die bei der Durchführung des 
mit den Resolutionen 658(1990) und 
690( 1991 ) verabschiedeten Plans zur Rege­
lung der Westsaharafrage aufgetreten sind, 

1. billigt die Bemühungen des Generalsekre­
tärs i m Hinblick auf die Veranstaltung und 
Überwachung eines Selbstbestimmungsre­
ferendums des Volkes von Westsahara 
durch die Vereinten Nationen in Zusam­
menarbeit mit der Organisation der Afri­
kanischen Einheit und begrüßt daher den 
Bericht des Generalsekretärs über die Si­
tuation betreffend Westsahara (S/23299); 

2. bekundet erneut seine Unterstützung für 
alle weiteren Bemühungen des General­
sekretärs i m Hinblick auf die Veranstal­
tung und Überwachung eines Selbstbe­
stimmungsreferendums des Volkes von 
Westsahara durch die Vereinten Nationen 
in Zusammenarbeit mit der Organisation 
der Afrikanischen Einheit in Übereinstim­
mung mit den Resolutionen 658(1990) und 
690(1991), mit denen der Rat den Rege­
lungsplan für Westsahara verabschiedet 
hat; 

3. fordert die beiden Parteien auf, mit dem 
Generalsekretär bei der Durchführung sei­
nes von ihnen akzeptierten Regelungs­
plans uneingeschränkt zusammenzuarbei­
ten; 

4. bittet den Generalsekretär, dem Sicher­
heitsrat so bald wie möglich, in jedem Fall 
aber innerhalb von zwei Monaten nach 
Verabschiedung dieser Resolution, einen 
weiteren Bericht vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Kambodscha 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Umfas­
sende politische Regelung des Kambo­

dscha-Konflikts. - Resolution 718(1991) 
vom 31.0ktober 1991 

Der Sicherheitsrat, 

- unter Hinweis auf seine Resolutionen 
668(1990) vom 20.September 1990 und 717 
(1991) vom lö.Oktober 1991, 

- mit Genugtuung über die am 23.Oktober 
1991 in Paris abgehaltene Sitzung auf M i ­
nisterebene der Pariser Kambodscha-Kon­
ferenz, auf der die Übereinkommen über 
eine umfassende politische Regelung des 
Kambodscha-Konflikts unterzeichnet 
wurden, 

- nach Behandlung der Übereinkommen 
über eine umfassende politische Regelung 
des Kambodscha-Konflikts (S/23177), 

- im Hinblick darauf, daß diese Überein­
kommen unter anderem die Ernennung ei­
nes Sonderbeauftragten des Generalsekre­
tärs und die Schaffung einer Übergangsbe­
hörde der Vereinten Nationen in Kambo­
dscha (UNTAC) vorsehen, 

- sowie im Hinblick darauf, daß der Gene­
ralsekretär beabsichtigt, so bald wie mög­
lich eine Lageerhebungsmission nach 
Kambodscha zu entsenden, um einen Plan 
zur Durchführung des in den Übereinkom­
men vorgesehenen Mandats auszuarbei­
ten, der dem Sicherheitsrat vorzulegen ist, 

- unter Hervorhebung der Notwendigkeit, 
daß der Oberste Nationalrat von Kambo­
dscha und alle Kambodschaner ihrerseits 
bei der Durchführung der Übereinkom­
men uneingeschränkt zusammenarbeiten, 

1. bekundet seine volle Unterstützung für die 
am 23.Oktober 1991 in Paris unterzeichne­
ten Übereinkommen über eine umfassen­
de politische Regelung des Kambodscha-
Konflikts (S/23177); 

2. ermächtigt den Generalsekretär, einen 
Sonderbeauftragten für Kambodscha zu er­
nennen, der in seinem Namen tätig wird; 

3. begrüßt die Absicht des Generalsekretärs, 
so bald wie möglich eine Lageerhebungs­
mission nach Kambodscha zu entsenden, 
um einen Plan zur Durchführung des in 
den Übereinkommen vorgesehenen Man­
dats auszuarbeiten; 

4. ersucht den Generalsekretär, zum frühest­
möglichen Zeitpunkt einen Bericht mit 
seinem Durchführungsplan vorzulegen, 
darunter insbesondere einen detaillierten 
Voranschlag der Kosten der UNTAC, wobei 
davon ausgegangen wird, daß dieser Be­
richt die Grundlage für die Genehmigung 
des Rates zur Schaffung der UNTAC dar­
stellen würde, deren Haushalt anschlie­
ßend gemäß den Bestimmungen von Art i ­
kel 17 der Charta der Vereinten Nationen 
zu prüfen und zu genehmigen ist; 

5. fordert alle kambodschanischen Parteien 
auf, die mit der Unterzeichnung der Über­
einkommen in Kraft getretene Feuerein­
stellung uneingeschränkt zu befolgen; 

6. fordert den Obersten Nationalrat Kambod­
schas und alle Kambodschaner ihrerseits 
auf, mit den Vereinten Nationen bei der 
Durchführung der Übereinkommen über 
eine umfassende politische Regelung des 
Kambodscha-Konflikts uneingeschränkt 
zusammenzuarbeiten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Erweite­
rung des Mandats der Vorausmission der 
Vereinten Nationen in Kambodscha (UN-
AMIC). - Resolution 728(1992) vom S.Ja­
nuar 1992 

Der Sicherheitsrat, 

- unter Hinweis auf seine Resolutionen 
668(1990) vom 20.September 1990, 717 
(1991) vom lö.Oktober 1991 und 718 (1991) 
vom 31.0ktober 1991, 

- mit Genugtuung darüber, daß die Voraus­
mission der Vereinten Nationen in Kambo­
dscha (UNAMIC), wie aus dem Bericht des 
Generalsekretärs vom 14.November 1991 
(S/23218) hervorgeht, sich nunmehr i m 
Einsatz befindet, 

- sowie mit Genugtuung über die zu ver­
zeichnenden Fortschritte bei der Durch­
führung derjenigen Bestimmungen der 
Übereinkommen über eine umfassende 
politische Regelung des Kambodscha-
Konflikts (S/23177, Anhang), die die Tätig­
keit des Obersten Nationalrats von Kam­
bodscha unter dem Vorsitz Seiner Königli­
chen Hoheit Samdech Norodom Sihanouk 
und die Aufrechterhaltung der Waffenruhe 
betreffen, 

- besorgt darüber, daß die Minen und M i ­
nenfelder in Kambodscha eine ernste Ge­
fahr für die Sicherheit der Menschen in 
Kambodscha sowie ein Hindernis für die 
reibungslose und rechtzeitige Durchfüh­
rung der Übereinkommen über eine um­
fassende politische Regelung darstellen, so 
insbesondere auch für die baldige Rück­
kehr der kambodschanischen Flüchtlinge 
und Vertriebenen, 

- feststellend, daß das vom Sicherheitsrat in 
seiner Resolution 717(1991) gebilligte 
Mandat der UNAMIC unter anderem die 
Schaffung eines Aufklärungsprogramms 
über die Minengefahr vorsieht sowie daß 
die Übereinkommen vorsehen, daß die 
Übergangsbehörde der Vereinten Nationen 
in Kambodscha (UNTAC) ein Programm 
zur Unterstützung bei der Minenräumung 
und zur Veranstaltung von Minenräum-
Ausbildungsprogrammen und eines Auf­
klärungsprogramms über die Minengefahr 
bei der kambodschanischen Bevölkerung 
durchführt, 

- die Auffassung vertretend, daß die Schaf­
fung von Minenräum-Ausbildungspro-
grammen zusätzlich zu dem bereits beste­
henden, von der UNAMIC durchgeführten 
Aufklärungsprogramm über die Minenge­
fahr sowie die baldige Einleitung von 
Minenräummaßnahmen Voraussetzungen 
für die wirksame Durchführung der Über­
einkommen über eine umfassende politi­
sche Regelung sind, 

- nach Behandlung des Berichts des Gene­
ralsekretärs, in dem vorgeschlagen wird, 
das Mandat der UNAMIC auch auf die M i -
nenräumausbildung und die Einleitung ei­
nes Minenräumprogramms auszudehnen 
(S/23331 mit Add.l), 

1. billigt den Bericht des Generalsekretärs (S/ 
23331 mit Add.l), insbesondere die Ge­
währung von Hilfe bei den Minenräumar-
beiten der Kambodschaner,-

2. fordert den Obersten Nationalrat Kambo­
dschas und alle kambodschanischen Par­
teien auf, auch künftig uneingeschränkt 
mit der Vorausmission der Vereinten Na­
tionen in Kambodscha zusammenzuarbei-
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ten, so auch bei der Wahrnehmung ihres 
erweiterten Mandats; 

3. fordert alle kambodschanischen Parteien 
erneut auf, die Waffenruhe genauestens 
einzuhalten und der UNAMIC jede erfor­
derliche Unterstützung zu gewähren; 

4. ersucht den Generalsekretär, den Sicher­
heitsrat über die weitere Entwicklung un­
terrichtet zu halten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Einrich­
tung der Übergangsbehörde der Vereinten 
Nationen in Kambodscha (UNTAC). - Re­
solution 745(1992) vom 28.Februar 1992 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolutionen 668 

(1990) vom 20.September 1990, 717 (1991) 
vom lö.Oktober 1991, 718(1991) vom 
31.Oktober 1991 und 728(1992) vom S.Ja­
nuar 1992, 

- sowie in Bekräftigung seiner vollen Unter­
stützung für die am 23.Oktober 1991 in Pa­
ris unterzeichneten Übereinkommen (S/ 
23177, Anhang), 

- im Hinblick auf den gemäß Resolution 
718(1991) vorgelegten Bericht des General­
sekretärs vom 19.Februar 1992 (S/23613), 

- in dem Wunsche, zur Wiederherstellung 
und Wahrung des Friedens in Kambodscha, 
zur Förderung der nationalen Aussöhnung, 
zum Schutz der Menschenrechte und zur 
Gewährleistung des Rechts des kambo­
dschanischen Volkes auf Selbstbestim­
mung durch freie und faire Wahlen beizu­
tragen, 

- davon überzeugt, daß freie und faire Wah­
len unerläßlich sind, um eine gerechte und 
dauerhafte Regelung des Kambodscha-
Konflikts herbeizuführen und so zu Frie­
den und Sicherheit in der Region und zum 
Weltfrieden und zur internationalen Si­
cherheit beizutragen, 

- eingedenk der tragischen neueren Ge­
schichte Kambodschas und in dem festen 
Willen, die Politiken und Praktiken der 
Vergangenheit sich nicht wiederholen zu 
lassen, 

- mit dem Ausdruck des Dankes für die Ar­
beit der Vorausmission der Vereinten Na­
tionen in Kambodscha (UNAMIC) bei der 
Aufrechterhaltung der Waffenruhe, bei der 
Aufklärung über die Minengefahr und bei 
der Minenräumung sowie bei der Vorberei­
tung der Dislozierung einer Übergangsbe­
hörde der Vereinten Nationen in Kambo­
dscha (UNTAC), 

- mit Dank Kenntnis nehmend von den Be­
mühungen Seiner Königlichen Hoheit 
Samdech Norodom Sihanouk und des un­
ter seinem Vorsitz stehenden Obersten Na­
tionalrats im Zusammenhang mit der 
Durchführung der Bestimmungen der 
Übereinkommen, 

- mit Genugtuung darüber, daß der General­
sekretär einen Sonderbeauftragten für 
Kambodscha ernannt hat, der in seinem 
Namen tätig sein wird, 

1. billigt den Bericht des Generalsekretärs 
vom 19.Februar 1992 (S/23613) mit seinem 
Plan zur Durchführung des in den Über­
einkommen vorgesehenen Mandats, der 
im Lichte der gewonnenen Erfahrungen zu 
überprüfen sein wird; 

2. beschließt, daß die UNTAC unter der 
Aufsicht des Sicherheitsrats in Überein­
stimmung mit dem genannten Bericht 
für einen Zeitraum von nicht mehr als 
achtzehn Monaten geschaffen wird; 

3. beschließt, daß es unbedingt notwendig 
ist, die Wahlen in Kambodscha bis späte­
stens Mai 1993 abzuhalten, wie vom Ge­
neralsekretär in Ziffer 38 seines Berichts 
(S/23613) empfohlen; 

4. ersucht den Generalsekretär, die UNTAC 
zur Durchführung dieses Beschlusses so 
schnell wie möglich zu dislozieren, for­
dert nachdrücklich, daß sowohl die Dis­
lozierung wie auch die weitere Durchfüh­
rung des Plans des Generalsekretärs so ef­
fizient und kostenwirksam wie möglich 
erfolgen, und bittet den Generalsekretär 
aus diesem Grund, den Einsatz einge­
denk der grundlegenden Ziele der Über­
einkommen ständig zu überprüfen; 

5. fordert den Obersten Nationalrat Kam­
bodschas auf, seine in den Übereinkom­
men festgelegten besonderen Verantwort­
lichkeiten zu erfüllen; 

6. fordert außerdem alle beteiligten Par­
teien auf, die Übereinkommen ge­
nauestens zu befolgen, mit der UNTAC 
bei der Durchführung ihres Mandats un­
eingeschränkt zusammenzuarbeiten und 
alles Erforderliche zu tun, um die Sicher­
heit des gesamten Personals der Verein­
ten Nationen zu gewährleisten; 

7. fordert ferner den Obersten Nationalrat 
und alle Kambodschaner auf, der UNTAC 
i m Namen des Gastlandes jede erforderli­
che Unterstützung zu gewähren und alle 
erforderlichen Einrichtungen zur Verfü­
gung zu stellen; 

8. fordert die kambodschanischen Parteien 
nachdrücklich auf, der vollständigen De­
mobilisierung ihrer militärischen Kräfte 
vor Abschluß des Prozesses der Wählerre­
gistrierung sowie der Zerstörung der der 
UNTAC zur Verwahrung übergebenen 
Waffen und Munition zuzustimmen, de­
ren Menge darüber hinausgeht, was nach 
Auffassung der UNTAC zur Wahrung der 
öffentlichen Ordnung und der nationalen 
Verteidigung erforderlich sein könnte, 
oder die von der neuen kambodschani­
schen Regierung benötigt werden könn­
ten,-

9. appelliert an alle Staaten, den Vereinten 
Nationen und ihren Programmen und 
Sonderorganisationen jede erforderliche 
freiwillige Hilfe und Unterstützung für 
die Vorbereitungen und für die Maßnah­
men zur Durchführung der Übereinkom­
men zu gewähren, insbesondere auch für 
die Wiedereingliederung und für die 
Rückführung von Flüchtlingen und Ver­
triebenen; 

10. ersucht den Generalsekretär, dem Sicher­
heitsrat bis l.Juni 1992 Bericht zu erstat­
ten und danach dem Rat im September 
1992, im Januar 1993 und i m April 1993 
über den jeweiligen Stand der Durchfüh­
rung dieser Resolution und über die Auf­
gaben zu berichten, die im Rahmen des 
Einsatzes noch auszuführen sind, mit be­
sonderem Augenmerk auf der wirksam­
sten und effizientesten Nutzung der Res­
sourcen; 

11. beschließt, mit dieser Angelegenheit be­
faßt zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

Jahr der autochthonen Bevölkerungsgruppen 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Internationales Jahr der autochthonen Be­
völkerungsgruppen der Welt. - Resolution 
45/164 vom 18.Dezember 1990 

Die Generalversammlung, 
- eingedenk dessen, daß eines der in der 

Charta niedergelegten Ziele der Vereinten 
Nationen darin besteht, eine internatio­
nale Zusammenarbeit herbeizuführen, um 
internationale Probleme wirtschaftlicher, 
sozialer, kultureller und humanitärer Art 
zu lösen und die Achtung vor den Men­
schenrechten und Grundfreiheiten für al­
le, ohne Unterschied nach Rasse, Ge­
schlecht, Sprache oder Religion, zu fördern 
und zu festigen, 

- Kenntnis nehmend von der Empfehlung 
des Wirtschafts- und Sozialrats in seinem 
Beschluß 1990/248 vom 25.Mai 1990, die 
Generalversammlung möge 1993 zum 
Internationalen Jahr der autochthonen Be­
völkerungsgruppen der Welt erklären, 

- unter Berücksichtigung der in ihrem Be­
schluß 35/424 vom 5.Dezember 1980 ver­
abschiedeten Richtlinien für internatio­
nale Jahre und Jahrestage, 

1. erklärt das Jahr 1993 zum Internationalen 
Jahr der autochthonen Bevölkerungsgrup­
pen der Welt, mit dem Ziel, die internatio­
nale Zusammenarbeit zur Lösung der 
Probleme, denen sich autochthone Ge­
meinschaften auf Gebieten wie den Men­
schenrechten, der Umwelt, der Entwick­
lung, der Bildung und der Gesundheit ge­
genübersehen, zu festigen; 

2. bittet die Staaten, die Vorbereitung des 
Jahres sicherzustellen; 

3. empfiehlt den Sonderorganisationen, Re­
gionalkommissionen und anderen Organi­
sationen des Systems der Vereinten Natio­
nen, in ihren jeweiligen Gremien zu prü­
fen, wie sie zum Erfolg des Jahres beitragen 
können,-

4. bittet die Organisationen autochthoner 
Völker und andere interessierte nichtstaat­
liche Organisationen zu prüfen, wie sie 
zum Erfolg des Jahres beitragen können, 
mit dem Ziel, dies der Menschenrechts­
kommission mitzuteilen; 

5. ersucht die Menschenrechtskommission, 
auf ihrer siebenundvierzigsten Tagung 
mögliche Aktivitäten der Vereinten Natio­
nen im Zusammenhang mit dem Jahr zu 
prüfen; 

6. ermächtigt den Generalsekretär, von Re­
gierungen sowie von zwischenstaatlichen 
und nichtstaatlichen Organisationen frei­
willige Beiträge zur Finanzierung der Pro­
grammaktivitäten für das Jahr entgegenzu­
nehmen und zu verwalten; 

7. ersucht den Generalsekretär, der General­
versammlung auf ihrer sechsundvierzig­
sten Tagung auf der Grundlage der Emp­
fehlungen des Wirtschafts- und Sozialrats 
und der Sonde« Organisationen einen Ent­
wurf für ein Aktivitätenprogramm vorzu­
legen; 

8. beschließt die Aufnahme eines Punktes 
mit dem Titel 'Vorbereitung und Veranstal­
tung des Internationalen Jahres der au­
tochthonen Bevölkerungsgruppen der 
Welt< in die vorläufige Tagesordnung ihrer 
sechsundvierzigsten Tagung. 

Abstimmungsergebnis: +150; - 0 ; =4: Anti ­
gua und Barbuda, Dominica, Grenada, 
Guyana. 
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Generalsekretär 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Ernen­
nung des Generalsekretärs der Vereinten 
Nationen. - Resolution 720(1991) vom 
21.November 1991 

Der Sicherheitsrat, 
- nach Behandlung der Frage der Empfeh­

lung betreffend die Ernennung des Gene­
ralsekretärs der Vereinten Nationen, 

> empfiehlt der Generalversammlung, Bou­
tros Boutros-Ghali für eine Amtszeit vom 
1.Januar 1992 bis 31.Dezember 1996 zum 
Generalsekretär der Vereinten Nationen 
zu ernennen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annah­
me. 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Ernennung des Generalsekretärs der Ver­
einten Nationen. - Resolution 46/21 vom 
3.Dezember 1991 

Die Generalversammlung, 
- tätig werdend im Einklang mit der in der 

Resolution 720(1991) des Sicherheitsrats 
vom 21.November 1991 enthaltenen Emp­
fehlung, 

> ernennt Boutros Boutros-Ghali für eine am 
1.Januar 1992 beginnende und am 31.De- 
zember 1996 endende Amtszeit zum Ge­
neralsekretär der Vereinten Nationen. 

Abstimmungsergebnis: Annahme durch Ak­
klamation. 

Zionismus 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Beseitigung aller Formen rassischer Dis­
kriminierung. - Resolution 3379(XXX) 
vom lO.November 1975 

Die Generalversammlung, 
- unter Hinweis auf ihre Resolution 1904 

(XVIII) vom 20.November 1963, mit der die 
Erklärung der Vereinten Nationen über die 
Beseitigung aller Formen rassischer Diskri­
minierung verkündet wurde, und insbeson­
dere ihre Feststellung, daß »jede Lehre ei­
ner rassischen Differenzierung oder Über­
legenheit wissenschaftlich falsch, mora­
lisch verwerflich, sozial ungerecht und ge­
fährlich ist«, und die von ihr zum Ausdruck 
gebrachte höchste Beunruhigung ange­
sichts »der in einigen Gebieten der Erde 
noch anzutreffenden rassischen Diskrimi­
nierung, die in einigen Erscheinungsfor­
men von bestimmten Regierungen durch 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften oder 
andere Maßnahmen verfügt wird«, 

- sowie unter Hinweis darauf, daß die Gene­
ralversammlung in ihrer Resolution 3151 
G(XXVIII) vom 14.Dezember 1973 unter 
anderem die unheilige Allianz zwischen 
dem südafrikanischen Rassismus und dem 
Zionismus verurteilt hat, 

- in Kenntnisnahme der von der Weltkonfe­
renz zum Internationalen Jahr der Frau 
vom 19.Juni bis 2.Juli 1975 in Mexiko-Stadt 
proklamierten Erklärung von Mexiko über 
die Gleichberechtigung der Frau und ihren 
Beitrag zu Entwicklung und Frieden, in der 

der Grundsatz verkündet wurde, daß 
»internationale Zusammenarbeit und 
Frieden die Verwirklichung von nationaler 
Befreiung und Unabhängigkeit, die Beseiti­
gung von Kolonialismus und Neokolonia­
lismus, fremder Besetzung, Zionismus, 
Apartheid und rassischer Diskriminierung 
in allen ihren Formen sowie die Anerken­
nung der Würde der Völker und ihres 
Rechts auf Selbstbestimmung erfordern«, 

- sowie in Kenntnisnahme der auf der 
zwölften ordentlichen Tagung der Ver­
sammlung der Staats- und Regierungs­
chefs der Organisation der Afrikanischen 
Einheit vom 28.Juli bis 1.August 1975 in 
Kampala verabschiedeten Resolution 
77(XII), in der die Auffassung vertreten 
wird, »daß das rassistische Regime im be­
setzten Palästina und die rassistischen Re­
gime in Simbabwe und Süfafrika einen ge­
meinsamen imperialistischen Ursprung 
haben, ein Ganzes bilden und die gleiche 
rassistische Struktur aufweisen und in ih­
rer auf die Unterdrückung der Würde und 
Integrität des Menschen gerichteten Poli­
t ik organisch miteinander verbunden 
sind«, 

- sowie in Kenntnisnahme der Politischen 
Erklärung und Strategie zur Festigung des 
Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit und zur Stärkung der Solidarität 
und des gegenseitigen Beistands zwischen 
den nichtgebundenen Staaten, die auf der 
Konferenz der Außenminister der nichtge­
bundenen Staaten vom 25. bis 30.August 
1975 in Lima verabschiedet wurde, in der 
der Zionismus als eine Bedrohung des Frie­
dens und der Sicherheit in der Welt schärf -
stens verurteilt wird und in der alle Länder 
dazu aufgerufen werden, sich dieser rassi­
stischen und imperialistischen Ideologie 
zu widersetzen, 

> stellt fest, daß der Zionismus eine Form 
des Rassismus und der rassischen Diskri­
minierung ist. 

Abstimmungsergebnis: +72: Ägypten, Äqua­
torialguinea, Afghanistan, Albanien, Alge­
rien, Bahrain, Bangladesch, Belarus (da­
mals Bjelorußland), Benin (damals Daho-
me), Brasilien, Bulgarien, Burundi, China, 
Deutsche Demokratische Republik, Gam­
bia, Grenada, Guinea, Guinea-Bissau, Gu­
yana, Indien, Indonesien, Irak, Iran, Jemen 
(Arabische Republik), Jemen (Demokrati­
scher), Jordanien, Jugoslawien, Kambo­
dscha, Kamerun, Kap Verde, Katar, Kongo, 
Kuba, Kuwait, Laos, Libanon, Libyen, Ma­
dagaskar, Malaysia, Malediven, Mali, Mal­
ta, Marokko, Mauretanien, Mexiko, Mon­
golei, Mosambik, Niger, Nigeria, Oman, 
Pakistan, Polen, Portugal, Rwanda, Säo To­
mé und Principe, Saudi-Arabien, Senegal, 
Somalia, Sowjetunion, Sri Lanka, Sudan, 
Syrien, Tansania, Tschad, Tschechoslowa­
kei, Türkei, Tunesien, Uganda, Ukraine, 
Ungarn, Vereinigte Arabische Emirate, Zy­
pern; -35: Australien, Bahamas, Barbados, 
Belgien, Costa Rica, Côte d'Ivoire (damals 
Elfenbeinküste), Dänemark, Deutschland 
(Bundesrepublik), Dominikanische Repu­
blik, El Salvador, Fidschi, Finnland, Frank­
reich, Großbritannien, Haiti, Honduras, Ir­
land, Island, Israel, Italien, Kanada, Libe­
ria, Luxemburg, Malawi, Neuseeland, N i ­
caragua, Niederlande, Norwegen, Öster­
reich, Panama, Schweden, Swasiland, Ur­
uguay, Vereinigte Staaten, Zentralafrikani­

sche Republik; =32: Äthiopien, Argenti­
nien, Bhutan, Bolivien, Botswana, Burkina 
Faso (damals Obervolta), Chile, Ecuador, 
Gabun, Ghana, Griechenland, Guatemala, 
Jamaika, Japan, Kenia, Kolumbien, Leso­
tho, Mauritius, Myanmar (damals Birma), 
Nepal, Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, 
Philippinen, Sambia, Sierra Leone, Singa­
pur, Thailand, Togo, Trinidad und Tobago, 
Venezuela, Zaire. - Rumänien, Spanien 
und das von der Mitwirkung in der Gene­
ralversammlung suspendierte Südafrika 
nahmen an der Abstimmung nicht teil. 

GENERALVERSAMMLUNG - Gegenstand: 
Beseitigung des Rassismus und der rassi­
schen Diskriminierung. - Resolution 46/ 
86 vom 16.Dezember 1991 

Die Generalversammlung 
> beschließt, die in ihrer Resolution 3379 

(XXX) vom lO.November 1975 enthaltene 
Feststellung zu widerrufen. 

Abstimmungsergebnis: +111: Albanien, An­
tigua und Barbuda, Argentinien, Austra­
lien, Bahamas, Barbados, Belarus, Belgien, 
Belize, Benin, Bhutan, Bolivien, Botswana, 
Brasilien, Bulgarien, Burundi, Chile, Co­
sta Rica, Côte d'Ivoire, Dänemark, 
Deutschland, Dominica, Dominikanische 
Republik, Ecuador, El Salvador, Estland, 
Fidschi, Finnland, Frankreich, Gabun, 
Gambia, Grenada, Griechenland, Großbri­
tannien, Guatemala, Guyana, Haiti, Hon­
duras, Indien, Irland, Island, Israel, Italien, 
Jamaika, Japan, Jugoslawien, Kambodscha, 
Kamerun, Kanada, Kap Verde, Kenia, Ko­
lumbien, Kongo, Korea (Republik), Leso­
tho, Lettland, Liberia, Liechtenstein, Li­
tauen, Luxemburg, Madagaskar, Malawi, 
Malta, Marshallinseln, Mexiko, Mikrone-
sien, Mongolei, Mosambik, Namibia, Ne­
pal, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, 
Nigeria, Norwegen, Österreich, Panama, 
Papua-Neuguinea, Paraguay, Peru, Philip­
pinen, Polen, Portugal, Rumänien, Rwan­
da, Salomonen, Sambia, Samoa, Säo Tomé 
und Principe, Schweden, Seschellen, Sierra 
Leone, Singapur, Sowjetunion, Spanien, St. 
Kitts und Nevis, St. Lucia, St. Vincent und 
die Grenadinen, Suriname, Swasiland, 
Thailand, Togo, Tschechoslowakei, Ukrai­
ne, Ungarn, Uruguay, Venezuela, Vereinig­
te Staaten, Zaire, Zentralafrikanische Re­
publik, Zypern; -25: Afghanistan, Alge­
rien, Bangladesch, Brunei, Indonesien, 
Irak, Iran, Jemen, Jordanien, Katar, Korea 
(Demokratische Volksrepublik), Kuba, Li­
banon, Libyen, Malaysia, Mali, Maureta­
nien, Pakistan, Saudi-Arabien, Somalia, Sri 
Lanka, Sudan, Syrien, Vereinigte Arabische 
Emirate, Vietnam; =13: Äthiopien, Ango­
la, Burkina Faso, Ghana, Laos, Malediven, 
Mauritius, Myanmar, Simbabwe, Tansa­
nia, Trinidad und Tobago, Türkei, Uganda. 
- Folgende 17 Staaten nahmen an der Ab­
stimmung nicht teil: Ägypten, Äquatorial­
guinea, Bahrain, China, Dschibuti, Gui­
nea, Guinea-Bissau, Komoren, Kuwait, 
Marokko, Niger, Oman, Senegal, Südafri­
ka, Tschad, Tunesien, Vanuatu. 

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente : 
Deutscher Übersetzungsdienst der Vereinten Natio­
nen, New York 
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Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1992 

Sicherheitsrat (15) 

Belgien 
China 
Ecuador 
Frankreich 
Großbritannien 
Indien 
Japan 
Kap Verde 
Marokko 
Österreich 
Rußland 
Simbabwe 
Ungarn 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 

Wirtschafts- und Sozialrat (54) 

Äthiopien 
Algerien 
Angola 
Argentinien 
Australien 
Bahrain 
Bangladesch 
Belarus 
Belgien 
Benin 
Botswana 
Brasilien 
Bulgarien 
Burkina Faso 
Chile 
China 
Deutschland 
Ecuador 
Finnland 
Frankreich 
Großbritannien 
Guinea 
Indien 
Iran 
Italien 
Jamaika 
Japan 
Jugoslawien 
Kanada 
Kolumbien 
Kuwait 
Madagaskar 
Malaysia 
Marokko 
Mexiko 
Österreich 
Pakistan 
Peru 
Philippinen 
Polen 
Rumänien 
Rußland 
Rwanda 
Schweden 
Somalia 
Spanien 

Suriname 
Swasiland 
Syrien 
Togo 
Trinidad und Tobago 
Türkei 
Vereinigte Staaten 
Zaire 

Treuhandrat (5) 

China 
Frankreich 
Großbritannien 
Rußland 
Vereinigte Staaten 

Internationaler Gerichtshof (15) 

Roberto Ago, Italien 
Andres Aguilar Mawdsley, 

Venezuela 
Bola Ajibola, Nigeria 
Mohammed Bedjaoui, Algerien 
Jens Evensen, Norwegen 
Gilbert Guillaume, Frankreich 
Robert Yewdall Jennings, 

Großbritannien 
Manfred Lachs, Polen 
N i Zhengyu, China 
Shigeru Oda, Japan 
Raymond Ranjeva, Madagaskar 
Stephen M . Schwebel, 

Vereinigte Staaten 
Mohamed Shahabuddeen, Guyana 
Nikolai Konstantinovitch Tarassov, 

Rußland 
Christopher Gregory Weeramantry, 

Sri Lanka 

Abrüstungskonferenz (39) 

Ägypten 
Äthiopien 
Algerien 
Argentinien 
Australien 
Belgien 
Brasilien 
Bulgarien 
China 
Deutschland 
Frankreich 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Iran 
Italien 
Japan 
Jugoslawien 

Kanada 
Kenia 
Kuba 
Marokko 
Mexiko 
Mongolei 
Myanmar 
Niederlande 
Nigeria 
Pakistan 
Peru 
Polen 
Rumänien 
Rußland 
Schweden 
Sri Lanka 
Tschechoslowakei 
Ungarn 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
Zaire 

Völkerrechtskommission (34) 

Husain M . Al-Baharna, Bahrain 
Awn S. Al-Khasawneh, 

Jordanien 
Gaetano Arangio-Ruiz, Italien 
Julio Barboza, Argentinien 
Mohamed Bennouna, Marokko 
Derek William Bowett, Großbritannien 
Carlos Calero Rodrigues, 

Brasilien 
James R. Crawford, Australien 
John De Saram, Sri Lanka 
Gudmundur Eiriksson, Island 
Salifou Fomba, Mali 
Mehmet Guney, Türkei 
Kamil E. Idris, Sudan 
Andreas J. Jacovides, Zypern 
Peter CR. Kabatsi, Uganda 
Abdul G. Koroma, Sierra Leone 
Mochtar Kusuma-Atmadja, 

Indonesien 
Ahmed Mahiou, Algerien 
Vaclav Mikulka, Tschechoslowakei 
Guillaume Pambou-Tchivounda, Gabun 
Alain Pellet, Frankreich 
Pemmaraju Sreenivasa Rao, Indien 
Edilbert Razafindralambo, 

Madagaskar 
Patrick Lipton Robinson, Jamaika 
Robert B. Rosenstock, 

Vereinigte Staaten 
Shi Jiuyong, Cnina 
Alberto Szekely, Mexiko 
Doudou Thiam, Senegal 
Christian Tomuschat, Deutschland 
Edmundo Vargas Carreno, Chile 
Vladlen Vereshetin, Rußland 
Francisco Villagran Kramer, 

Guatemala 
Chusei Yamada, Japan 
Alexander Yankov, Bulgarien 

(Wird fortgesetzt) 
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The Economic Su 
of Europe 

in 1991-1992 
Available early June 1992. 

Order your copies now! 

The Economic Survey of Europe in 1991-1992. prepared by the United Nations Economic 
Commission for Europe, is out with a fresh overview of the recent developments and selected policy 
issues in the ECE region, giving special emphasis on the economies in transition. I t reviews the 
macro-economic developments and provides an overall outlook first, on western Europe and North 
America, then on eastern Europe. It details the economic developments in and the political 
disintegration and economic fragmentation of the former Soviet Union to include the Russian 
Federation, Belarus, Ukraine, and the Baltic States. I t reviews international support for eastern 
transformation and discusses property rights and privatization in the transition economies. Finally, 
i t analyses and assesses prospects and policy choices for east-west migration, and pictures the 
economic situation with extensive tables and up-to-date statistics. 
English edition 
Sales No. E.92.II.E.1 ISBN 92-1-116540-7 approx. 320 pages $80.00 

M The Economic Survey of Europe 1991-1992 paints the picture... 

# What was the global output? 

$ What was world trade growth? 

^ What was the output growth in the market economies? 

B What is happening to Germany and Japan? 

>S Where are the economies in transition going? 

$ What is likely to happen beyond 1992? 

H The Economic Survey of Europe 1991-1992 forecasts the recovery.... 

U N I T E D N A T I O N S P U B L I C A T I O N S 

Direktbezug über: UNO-Verlag GmbH, Poppelsdorfer Allee 55, D-W 5300 Bonn 1 
Telefax: (0228) 21 74 92 • ® (0228) 21 29 40 
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Schriften des Österreichischen Instituts für Menschenrechte • Franz Matscher (Hrsg . ) rx^^y 

Die Durchsetzung wirtschaftlicher und sozialer Grundrechte 
Eine rechtsvergleichende Bestandsaufnahme 

The Implementation of Economic and Social Rights / National, International 
and Comparative Aspects • La mise en œuvre des droits économiques 
et sociaux / Aspects nationaux, internationaux et droit comparé 

B a n d 3 der Re ihe • X , 518 Se i ten , h a r d c o v e r • I S B N 3-88357-099-0 • 1991 • D M / S F r . 168 , - ; F F 5 4 0 , - ; £ 5 8 ; U S $ 9 8 

A us dem Vorwort des Herausgebers 

Z i e l des K o l l o q u i u m s w a r es, zu prüfen, welche w i r t s c h a f t l i ­
chen u n d sozialen G r u n d r e c h t e so f o r m u l i e r t werden können , 
daß sie einen bei den Straßburger K o n v e n t i o n s o r g a n e n ge­
r i c h t l i c h durchsetzbaren A n s p r u c h b i lden und welche anderen 
- außergericht l ichen, aber dennoch e f f e k t i v e n - in ternat iona­
len Durchsetzungsmöglichkeiten für die übrigen w i r t s c h a f t l i ­
chen u n d sozialen G r u n d r e c h t e vorgesehen werden könnten. 
Wenngle i ch in den einzelnen Beitragen die Durchsetzbarke i t 
wir tschaf t l i cher und sozialer G r u n d r e c h t e i m Rahmen der 
verschiedenen in ternat iona len Organisat ionen und i m inner­
staatl ichen Recht ausgewählter Staaten behandelt w u r d e , b i l ­
dete die U n t e r s u c h u n g einer möglichen W e i t e r e n t w i c k l u n g 
der Europäischen Sozialcharta den S c h w e r p u n k t . 

I n h a l t / T a b i c o f C o n t e n t s / T a b l e des m a t i è r e s 

Rolv Ryssdal 
T h e p r o t e c t i o n o f social and e c o n o m i c r ights and the E u r o ­
pean C o n v e n t i o n o n H u m a n Rights a n d F u n d a m e n t a l Free­
d o m s 

Peter Leuprecht 
L e C o n s e i l de l ' E u r o p e et l ' a v e n i r des d r o i t s é c o n o m i q u e s et 
sociaux 

Referate / Reports / Rapports 

Franz Matscher 

L a mise en œuvre des d r o i t s é c o n o m i q u e s et sociaux 

Rudolf Machacek 
Ü b e r das Wesen der w i r t s c h a f t l i c h e n u n d sozialen G r u n d ­
rechte 
Bruno Simma 
T h e i m p l e m e n t a t i o n o f the I n t e r n a t i o n a l C o v e n a n t on 
E c o n o m i c , Social and C u l t u r a l R ights 
Danilo Türk 
U n i t e d N a t i o n s and the r e a l i z a t i o n o f e c o n o m i c , social and 
c u l t u r a l r ights 
Klaus Samson 
T h e p r o t e c t i o n o f e c o n o m i c and social r ights w i t h i n the f r a ­
m e w o r k o f the I n t e r n a t i o n a l L a b o u r O r g a n i s a t i o n 
Gerassimos Zorhas 

Certa ins aspects de la mise en œuvre des d r o i t s sociaux et 
é c o n o m i q u e s dans la C E E 

WolfOkresek 
D i e D u r c h s e t z u n g w i r t s c h a f t l i c h e r u n d sozialer G r u n d ­
rechte - D i e E n t w i c k l u n g i n Ö s t e r r e i c h 

David Harris 
T h e p r o t e c t i o n o f e c o n o m i c and social r ights in c o m m o n law 
countr ies 

N . P. Engel , Verlag 

Allan Rosas 
T h e i m p l e m e n t a t i o n o f e c o n o m i c and social r ights : N o r d i c 
legal systems 
Zdzislaw Kçdzia 

T h e i m p l e m e n t a t i o n o f social and e c o n o m i c r ights in centra l 
and eastern E u r o p e a n c o u n t r i e s 
Péter Kovâcs 

Le r e t o u r des m y t h e s aux réal i tés - Le passé et le présent des 
d r o i t s é c o n o m i q u e s , sociaux et cu l ture l s dans les pays de 
l ' E u r o p e centrale et o r i e n t a l e 
José Vida Soria 
L a mise en œuvre des d r o i t s é c o n o m i q u e s et sociaux dans les 
sys tèmes j u r i d i q u e s de l 'Espagne , d u P o r t u g a l et de l ' A m é ­
r i q u e lat ine 

Giuseppe de Vergottini 

L a p r o t e c t i o n des d r o i t s é c o n o m i q u e s et sociaux en I ta l ie 

Theo Ohlinger 

D i e E u r o p ä i s c h e Sozia lcharta 

Klaus Berchtold 
C o u n c i l o f E u r o p e act iv i t ies i n the f i e l d o f e c o n o m i c , social 
a n d c u l t u r a l r ights 

Schriftliche Stellungnahmen / Written Statements / Commu­
nications écrites 

Helena Agranowkaja, T h e p r o t e c t i o n o f social and econ­
o m i c r ights and leg is la t ion in the Soviet U n i o n 

Ernest M. Ainetistov, T h e i m p l e m e n t a t i o n o f social and eco­
n o m i c r ights in the Soviet U n i o n : the basic p r o b l e m s 
Olga Lapin, L 'act ivi té de l ' O I T visant à g a r a n t i r la l iberté 
syndicale et la législation soviét ique à l ' é p o q u e de la 
p e r e s t r o ï k a 

Edwin Eoebenstein, B e m e r k u n g e n z u m G r u n d s a t z r e f e r a t 
v o n D r . R u d o l f M a c h a c e k 

Manfred Nowak, D i e Just i t iabi l i tät w i r t s c h a f t l i c h e r , sozia­
ler u n d k u l t u r e l l e r Rechte 

Karl Josef Partseh, K u l t u r e l l e G r u n d r e c h t e u n d T ä t i g k e i t 
der U N E S C O 

Diskussion / Discussions / Discussion 

Anhang / Annex / Annexe : A u t o r e n v e r z e i c h n i s / Lis t o f 
a u t h o r s / Liste des auteurs • T e i l n e h m e r v e r z e i c h n i s / Par t i c i ­
pants • R a t i f i k a t i o n s t a b e l l e / Status o f R a t i f i c a t i o n s / Eta t 
des r a t i f i c a t i o n s • T e x t e : E u r o p ä i s c h e Soz ia lchar ta ; Zusa tz ­
p r o t o k o l l zur E S C / T e x t s : E u r o p e a n Social C h a r t e r ; 
A d d i t i o n a l P r o t o c o l t o the E S C / Textes : C h a r t e sociale 
e u r o p é e n n e ; P r o t o c o l e a d d i t i o n n e l à la C S E 

Straßburg • A r l i n g t o n , V a . K e h l am Rhein 
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